
Seit Oktober 2020 versuchten Beset-
zer*innen im Flensburger Bahnhofs-
wald den Neubau eines Hotels mit Park-
haus zu verhindern. Nach der Räumung, 
die am 23. Februar nach mehreren 
Versuchen vollständig durchgesetzt 
wurde, hat nun der BUND Widerspruch 
gegen die Baugenehmigung eingelegt.

REGINE BEYSS, REDAKTION KASSEL

»Kaum ein Mensch in Flensburg will 
dieses Hotel. Und dennoch wird ohne 
Rücksicht ein Lebensraum zerstört.« 
So kritisierten einige Besetzer*innen 

in einer Stellungnahme die Politik der 
Stadt Flensburg sowie das Vorgehen 
der Polizei. Sie zeigten sich enttäuscht 
von Oberbürgermeisterin Simone 
Lange, die sich zuvor noch dafür ausge-
sprochen habe, den Wald wegen der 
Pandemie-Lage nicht räumen zu lassen.

Bereits am Freitag, 19. Februar, 
hatten die Hotelinvestoren versucht, 
des Gebiet mit privatem Security-Per-
sonal selbst zu räumen – und mussten 
von der Polizei gestoppt werden. Zwei 
Tage später forderte die Stadtverwal-
tung dann die Besetzer*innen offiziell 
auf, den Bahnhofswald zu verlassen.

Die Begründung lautete, dass 
die Menschen in den Baumhäusern 
nicht wohnen und somit gegen die 
nächtliche Ausgangssperre verstoßß-
en würden. Aufgrund der drohenden 
Räumung kamen zahlreiche Unter-
stützer*innen in den Park, um sich 
mit den Besetzer*innen zu solidari-
sieren. Sie schlugen auf Töpfe und 
waren laut. Aktivist*innen von June-
pa blockierten zeitweise die Polizei 
bei ihren Fahrten auf das Gelände. 
Am Abend, etwa eine Stunde vor 
Ausgangssperre, ging zudem ein 
Firmenauto des Investors Jan Dusch-

kewitz in Flammen auf. Eine autono-
me Gruppe hatte im Internet zuvor 
angekündigt, für jeden gefällten Baum 
im Bahnhofswald ein Auto anzuzün-
den. Am nächsten Morgen wurde die 
zentrale Kreuzung neben dem Flens-
burger ZOB durch eine Abseilaktion 
von einer Brücke blockiert.

Die letzten Besetzer*innen verließen 
am Montag, 23. Februar, das Gelände. 
Wie der NDR berichtete, hat der BUND 
Schleswig-Holstein einen Tag nach 
der Räumung bei der Stadt Flensburg 
Widerspruch gegen die Baugenehmi-
gung für das Hotelprojekt eingereicht. 

Aus Sicht der Umweltschützer*innen 
fehlt noch ein Gutachten der Investo-
ren, das belegen soll, dass eine Quelle 
auf dem Gelände sowie der Steilhang 
durch den Bau nicht beeinträchtigt 
werden. Ein Stadtsprecher bestätigte 
das Fehlen des Gutachtens gegenüber 
dem NDR – wies aber darauf hin, dass 
der Investor vorher ohnehin nicht 
bauen dürfe. Die Stadt prüfe jetzt den 
Widerspruch des BUND.

 

Berichte und Stellungnahmen der Besetzer*innen 

unter: https://subtilus.info/

FLENSBURG

Bahnhofswald wurde geräumt
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REGINE BEYSS, REDAKTION KASSEL UND 

VEIT WOLFER, MIETSHÄUSER SYNDIKAT

1992 ist das Mietshäuser Syndikat 
(MHS) aus dem bewegten Häuser- 
und Mietkampf um die Grether’sche 
Fabrik in Freiburg hervorgegangen. 
Die damals festgelegten Grundsät-
ze bilden auch fast 30 Jahre später 
noch den Kern der Syndikatsidee: 
Gemeineigentum an Haus und Grund, 
bezahlbarer Wohnraum für alle und 
die Solidarität zwischen den selbst-
organisierten Hausprojekten. Alle 
Syndikatsprojekte vereint der kollek-
tive Wunsch nach einem Haus, in dem 
es sich selbstbestimmt leben oder 
arbeiten lässt, dem nicht irgendwann 
die Zwangsräumung oder Abrissbirne 

droht. Dass dies auch ohne Privatei-
gentum an Immobilien möglich ist, 
zeigen die inzwischen 161 MHS-Pro-
jekte – Tendenz stark steigend.

Die gemeinsame Idee wird auf 
vielfältige Weise vor Ort gelebt: Vom 
Kleinprojekt mit vier Menschen bis zu 
großen Wohnanlagen mit 275 Bewoh-
ner*innen oder rein gewerblich 
genutzten Häusern. Hinzu kommen 
zwei Entwicklungen, die besonders 
in den größeren Städten ins Auge 
fallen: Mehr Mieter*innengemein-
schaften schließen sich zusammen – 
oft durch den drohenden Verkauf ihres 
Mietshauses alarmiert – und wenden 
sich an die Beratungsstrukturen des 
Syndikats, um ihr Haus kollektiv zu 
übernehmen. Des Weiteren finden 

sich vermehrt Gruppen zusammen, 
die trotz der hohen Anfangsinvestition 
einen Neubau errichten wollen anstatt 
einen bröckelnden Altbau aufwendig 
zu sanieren. Mit der Syndikatstiftung 
hat das MHS zudem ein neues Werk-
zeug für die Vergesellschaftung von 
Grund und Boden, mit dem es neuen 
Hausprojektgruppen zusätzlich finan-
ziell unter die Arme greifen will.

Neben diesen konkreten Projekten 
engagiert sich das Mietshäuser Syndi-
kat in den letzten Jahren verstärkt 
auf politischer Ebene und setzt sich 
für die Interessen des gemeinschaftli-
chen und selbstverwalteten Wohnens 
ein, beispielsweise indem es für soli-
darwirtschaftliche Projekte Ausnah-
men im Kleinanlegerschutzgesetz 

aushandelt oder dafür sorgt, dass 
das Syndikatsmodell gleichberechtigt 
neben Baugruppen oder Genossen-
schaften bei Grundstücksvergaben 
berücksichtigt wird. Lobbying für 
eine Stadt für alle.

Ungeachtet des starken Wachstums 
des Projektverbundes sind es nach 
wie vor die vielen Engagierten in den 
Hausprojekten, die das Syndikat mit 
Leben füllen und sich unentgeltlich 
für die Ideen des Syndikats einset-
zen. Bis heute gibt es im MHS nur 
eine halbe, bezahlte Stelle. Mit dem 
Wachstum wurden jedoch auch die 
Selbstverwaltungsstrukturen ausge-
baut: dezentral organisierte, regio-
nale Beratungen und Koordinatio-
nen übernehmen heute größtenteils 

die Beratung neuer Hausprojekte vor 
Ort. Darüber hinaus wird in Arbeits-
gruppen Wissen ausgetauscht und 
themenbezogen diskutiert, wie sich 
das Syndikat weiterentwickeln kann.

»Expansion oder Zellzeitung: sind 
neunzehn (…) Haus-Projekte bereits 
zu viel? Oder nur die winzige Keim-
zelle eines großen solidarischen 
Zusammenhangs, der prinzipiell 
auch tausend Mietshäuser in Selbst
organisation aufnehmen kann?« Die 
bereits 2003 in der CONTRASTE 
gestellte Frage ist auch heute noch 
unbeantwortet. Aber in den nächs-
ten 30 Jahren bleibt genug Zeit, das 
herauszufinden.

Schwerpunkt auf den Seiten 9 bis 12

Mietshäuser Syndikat
»Menschenwürdiger Wohnraum, das Dach überm Kopf, für alle!« lautet einer der Grundsätze des Mietshäuser Syndikats. Seit bald 30 Jahren schließen 

sich selbstorganisierte Hausprojekte in diesem Verbund zusammen, um dem privateigentümelnden Immobilienmarkt eine solidarische Perspektive 
entgegenzusetzen. Bereits 2003 widmete die CONTRASTE dem Syndikat einen Schwerpunkt. Und wo steht das Mietshäuser Syndikat heute? Zeit für einen 

neuen Blick in dieses vielfältige Netzwerk!

p Das 3HäuserProjekt in Freiburg im Sommer 2017: Die Banner am Gerüst machen deutlich, welche Ziele das Mietshäuser Syndikat verfolgt.    						                                        Foto: Frank Mayer
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Viele schauen derzeit besorgt auf die »Anti-Co-
rona-Demos«, an denen neben Rechten und 
Verschwörungstheoretiker*innen auch viele 
Menschen teilnehmen, die sich einfach als unpo-
litisch verstehen, aber kein anderes Ventil finden, 
um ihre starke Belastung durch die Anti-Coro-
na-Maßnahmen zum Ausdruck zu bringen. 
Tatsächlich gab es außer Durchhalteparolen 
lange Zeit wenig aus linker Perspektive zu hören, 
vor allem kaum Kritik an den Maßnahmen.

Viel Zustimmung erhielt die Zero-Covid-Ini-
tiative für ihre Forderungen nach noch schärfe-
rem Lockdown. Kritik daran wird oft vorschnell 
als sozialdarwinistisch und rechts diskreditiert. 
Hinter diesen Diskussionen verschwinden die 
dazugehörigen sozialen Forderungen und 
schaffen es nach wie vor nicht, die betroffenen 
Menschen zu erreichen. Zu viel Terrain wurde 
offensichtlich schon an die schnell und laut vorge-
brachten und oft auf den ersten Blick plausibel 
klingenden Verschwörungstheorien verloren.

Dabei enthält die wachsende Zahl linker Debat-
tenbeiträge jenseits der unterschiedlichen Posi-
tionen zu Corona viele Gemeinsamkeiten. Alle 
zeigen auf, dass all die Probleme des neoliberalen 
Kapitalismus, die schon lange benannt wurden, 
durch die Corona-Krise verstärkt und nun für alle 
Menschen überdeutlich wahrnehmbar werden. 
Und sie sind sich auch einig darin, dass längerfris-
tig nur durch die Überwindung des Kapitalismus 
Bedingungen geschaffen werden können, unter 
denen Gesellschaften mit Pandemien wirklich 

solidarisch umgehen können. Derzeit verschärft 
sich die soziale Ungleichheit, zuhause bleiben 
können im Wesentlichen die Bessergestellten. 
Prekär Beschäftigte, ökonomisch Schwache, sozi-
ale Randgruppen leiden am meisten und können 
sich am wenigsten schützen. Daraus müssten sich 
doch Forderungen ableiten lassen, mit denen die 
betroffenen Menschen erreicht werden könnten, 
wenn man sich nur überwinden könnte, den 
Unterschieden in der Bewertung der Maßnahmen 
zum Trotz, gemeinsam aufzutreten.

Eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen und 
bessere Bezahlung der am meisten geforderten 
Beschäftigten in Handel, Pflege oder bei Zustell-
diensten, Maskenpausen, Verbesserungen bei 
Arbeitslosengeld und Sozialhilfe – oder gleich ein 
Bedingungsloses Grundeinkommen; Rücknahme 
der Privatisierungen im Gesundheits- und Pflege-
sektor; Entwicklung des Schulsystems, das derzeit 
die ohnehin schon Marginalisierten endgültig 
abhängt; Vermögenssteuern, die die wirtschaft-
lichen Folgen des Lockdowns abdecken. Schon 
lange war die Wahrscheinlichkeit nicht mehr so 
groß, dass diese Forderungen von einer großen 
Masse von Menschen mitgetragen werden könn-
ten, zeichnet sich doch schon ab, dass es wieder 
die Schwächsten sein werden, die die Kosten 
tragen, finanziell und mit ihrer Gesundheit. Wir 
könnten nicht weniger als »die gesellschaftliche 
Veränderung als eine dringliche lebensrettende 
Maßnahme einfordern«, wie es der Autor Pana-
giotis Sotiris schon im März vorschlug.
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Liebe Leser*innen,
mit der Zuspitzung des Kapitalismus zum 
gnadenlosen Neoliberalismus wurde auch das 
Menschenbild noch negativer. Nach dem Philo-
sophen Hobbes muss der Mensch vom Staat 
erzogen und im Zaum gehalten werden. Hinter 
der dünnen Zivilisationsschicht drohe sonst das 
basale Schlechte/Wilde hervorzubrechen. Nun 
hat Rutger Bregmann in seinem Buch »Im Grun-
de gut« eine gegenteilige Stimme erhoben. Nach 
interessanten Blicken hinter die Kulissen gängi-
ger Thesen und vermeintlichen Studien-Resul-
taten kommt er in seinem Buch mit dem Philo-
sophen Rousseau zu einem diametral anderen 
Ergebnis. Die große Mehrheit der Menschheit sei 
basal gut, nur die Zivilisation habe die Machtty-

pen stets nach oben gebracht, von wo aus sie ihr 
Unwesen trieben. Zu ergänzen wäre hier, dass 
die heutige Warengesellschaft mit ihren Konkur-
renz-Sachzwängen per se hierarchiefördernd ist.

»Im Grunde gut« bringt große Zuversicht für 
Neues im Alten. Weil der Mensch evolutionär 
geeicht ist auf Kooperation, auf Zusammenwir-
ken auf Augenhöhe, auf Helfen und Solidari-
tät. In diesem Sinne stellt die CONTRASTE nun 
schon seit mehr als 35 Jahren – unbeirrt vom 
Mainstream – Initiativen und Projekte vor, die 
mitten im neoliberalen Umfeld das basale Gute 
zu entfalten suchen. Die vielen Versuche haben 
zugenommen. Wann wird die Saat aufgehen?

Wieder gut: Es sind 547 Unterstützungs-Euro 
eingegangen, um den Fortbestand der CONT-
RASTE zu sichern. Vielen Dank. Nun werden 

noch mindestens 2.696,78 Euro bis zum Herbst 
benötigt.

Die Abobilanz hält sich die Waage. Es gab 
sechs Kündigungen, fünf neue Abos und eine 
neue Fördermitgliedschaft. Zwei Schnuppera-
bos wurden umgewandelt, ein Kombiabo und 
ein Geschenkabo bestellt. Ein Leser hat gleich 
acht Schnupperabos verschenkt, so dass nun gar 
insgesamt 22 geordert wurden.

Gerne würdigen wir unsere Spender*innen 
durch Namensnennung. Schreibt dazu bitte im 
Verwendungszweck »Name ja« oder sendet eine 
E-Mail an abos@contraste.org.

Aus der CONTRASTE-Redaktion grüßt

Heinz Weinhausen

AKTION 2021

Im Grunde gut
Wir danken den 
Spender*innen	
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Das Zeitungsprojekt CONTRASTE benötigt noch 2.696,78 Euro

Spendenticker »Aktion 2021«

66,29 %  finanziert            5.303,22 Euro Spenden         2.696,78 Euro fehlen noch

BLICK VOM MAULWURFSHÜGEL 

contraste ist offen für Beiträge von Euch. Re-

daktionsschluss ist immer fünf Wochen vor dem 

Erscheinungsmonat. Wir freuen uns über weitere 

Mitwirkende. Das Redaktionsselbstverständnis ist 

nachzulesen unter:  

https://www.contraste.org/redaktion/ueber-uns

Mitmacher*innen gesucht!
Wir von der CONTRASTE sind immer auf der Suche nach Menschen, die sich vorstellen können, regelmäßig Artikel 
zu schreiben, zu redigieren oder einzelne Seiten und/oder Schwerpunkte zu planen.

Wir freuen uns aber auch über Redakteur*innen zu bestimmten Themen, etwa Klimawandel oder Degrowth, 
was nicht bedeuten muss, selbst zu schreiben, sondern im Blick zu haben, was aktuelle, berichtenswerte Themen 
oder Ereignisse sind und wer für Beiträge darüber angefragt werden könnte.

Arbeit für die CONTRASTE ist ehrenamtlich, bietet aber die Möglichkeit, Informationen über interessante Projek-
te zu verbreiten, kritische Diskussionen anzuregen und journalistische Erfahrung zu sammeln. Wir treffen uns zwei 
Mal pro Jahr zu gemeinsamen Plena und kommunizieren ansonsten per Mail und Telefon. 

Bei Interesse meldet euch unter koordination@contraste.org 

IN DIESER AUSGABE WURDEN DIE FARBSEITEN 5 UND 6 EXTERN FINANZIERT.
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Ab Sommer 2021 will die Zapatistische 
Befreiungsarmee EZLN eine Delegation 
aus Mexiko in die ganze Welt schicken. 
Mit ihrer neuen Initiative wollen sie die 
Resignation durchbrechen und Hoff-
nung säen. Wie häufig in ihren Texten 
schließt ein kürzlich veröffentlichtes 
Kommuniqué rebellisch und gleichzei-
tig humorvoll: »Wir sind Zapatist*innen, 
Träger*innen des Virus des Widerstan-
des und der Rebellion. Als solche werden 
wir die fünf Kontinente bereisen.«

LUZ KERKELING, GRUPPE B.A.S.T.A. MÜNSTER

»Der Plan der Zapatistas ist von 
historischer Tragweite: Es ist das 
erste Mal seit ihrem Aufstand von 
1994, dass eine Delegation der EZLN 
andere Länder der Welt bereist. Am 
1. Januar 1994 hatten die Zapatistas 
sich aus Anlass des an diesem Tag 
in Kraft getretenen nordamerikani-
schen Freihandelsabkommens NAFTA 
zwischen Kanada, Mexiko und den 
USA im südmexikanischen Bundes-
staat Chiapas gegen Ausbeutung 
und Unterdrückung erhoben. Zuvor 
mussten viele Menschen unter skla-
verei-ähnlichen Bedingungen leben.

Die Zapatistas haben mit ihrer Rebel-
lion viele Bereiche des Alltagslebens der 
Bevölkerung in Chiapas verbessert. Es 
wurden erfolgreich autonome Struktu-
ren geschaffen. Das Spektrum umfasst 
Gesundheit, Bildung, Frauenrechte, 
Verwaltung, Produktion, Rechtspre-
chung, Medien und Umweltschutz.

Dort, wo die plurikulturell und indi-
gen geprägte Bewegung der Zapatistas 
in Chiapas ihre basisdemokratische 
Politik gestalten kann, gibt es eine 
deutliche Verbesserung der Lebensbe-
dingungen der lokalen Bevölkerung. 
Zudem war und bleibt die EZLN eine 
anti-systemische Massenbewegung, 
die zahlreiche linke Bewegungen in 
Mexiko und der Welt inspiriert und 
mit ihnen im Austausch ist.

Der Widerstand der zapatisti-
schen Frauen

Die für den Sommer 2021 geplan-
te Delegation wird hauptsächlich aus 
Frauen »und anderen Geschlechtern« 
bestehen, wie die EZLN bekannt gab. 
Die Kämpfe von Frauen haben schon 
seit vielen Jahren eine große Bedeu-
tung in Mexiko. Es gibt äußerst viele 
Morde und Menschenrechtsverlet-
zungen gegen Frauen – aber auch 
viel selbst organisierten Widerstand: 
Bei einem von Zapatistinnen orga-
nisierten Treffen in dem von ihnen 
kontrollierten Territorium kamen 
2019 über 8.000 Teilnehmerinnen 
aus der ganzen Welt zusammen, um 
den Widerstand gegen patriarchale 
Unterdrückung voranzutreiben.

Die Situation der indigenen Frau-
en war vor 1994 von sexualisierter 
Gewalt durch die Großgrundbesit-
zer – aber auch durch innerfamiliäre 
Unterdrückung – geprägt. Durch das 
entschlossene Engagement der Frau-
en konnten diese Missstände entschei-
dend zurückgedrängt werden. Heute 
sind die Zapatistinnen bedeutende 
Protagonistinnen der Bewegung und 
bekleiden viele Ämter. Doch sie beto-
nen weiterhin, dass noch vieles fehlt, 
bis von wirklicher Gleichberechtigung 
gesprochen werden kann.

Ab Juli wird eine Delegation von 
rund 160 Personen unterwegs sein. 
Ein Teil der Reise soll per Schiff absol-
viert werden. Die Zapatistas haben 
den Plan, diverse europäische Länder 
zu besuchen. Damit wird symbo-
lisch die vermeintliche »Eroberung« 
Lateinamerikas anti-kolonial konter-
kariert. Zudem betont die Bewe-
gung, dass die indigene Bevölkerung 
niemals unterworfen werden konn-
te. EZLN-Sprecher Subcomandante 
Moisés erläuterte in einem Kommu-

niqué die Beschlüsse: »Dass wir nach 
dem Bereisen verschiedener Winkel 
Europas von unten und links am 13. 
August 2021 in Madrid ankommen 
werden, der Hauptstadt Spaniens 
– 500 Jahre nach der angeblichen 
Eroberung (spanisch: Conquista) 
dessen, was heute Mexiko ist.«

Begleitet wird die EZLN-Delegation 
von einer Gruppe des linksgerichte-
ten, parteiunabhängigen Nationalen 
Indigenen Kongresses (spanisch: CNI) 
aus vielen anderen mexikanischen 
Bundesstaaten sowie einer Gruppe der 
Gemeindefront zur Verteidigung von 
Land und Wasser (FPDTA) aus More-
los, Puebla und Tlaxcala. Ein wichtiges 
Thema ist hier der Widerstand gegen 
mehrere neoliberale, technik-gläu-
bige und weiß-männlich geprägte 
»Entwicklungsprojekte« wie zum 
Beispiel den »Maya-Zug« (spanisch: 
Tren Maya). Dieser soll Südmexiko – 
mittels einer neuen Zugtrasse von ca. 
1.500 Kilometern – für Luxustouris-
mus und die Plünderung der Natur-
ressourcen erschließen.

Im Januar gab die mexikanische 
Regierung unter dem neoliberal-so-
zialdemokratischen Präsident Andrés 
Manuel López Obrador bekannt, dass 
der »Tren Maya« von der mexikanischen 
Armee »verwaltet« werden soll. »Verwal-
tung« bedeutet hier zweifellos auch mili-
tärische Durchsetzung durch binnenko-
loniale Maßnahmen mit Unterstützung 
transnationaler Großkonzerne; doch 
der Widerstand dagegen wächst bei der 
betroffenen Bevölkerung, bei sozialen 
Bewegungen und Intellektuellen.

Ein anderes Mega-Projekt, das nach 
Analysen von Wissenschaftler*innen 
und Aktivist*innen fatale soziale und 
ökologische Folgen mit sich bringen 
wird, ist der Bau einer Gaspipeline 
und zweier thermoelektrischer Kraft-
werke im Bundesstaat Morelos nahe 
Mexiko-Stadt. Die Bevölkerung der 
Region befürchtet schwer kalkulierba-
re Risiken durch die Verschmutzung 
der Gewässer sowie durch den noch 
immer aktiven Vulkan Popocatépetl. 
Sie sind sicher, dass lediglich Unter-
nehmen und der privilegierte Teil 
der urbanen Bevölkerung von dem 
Großprojekt profitieren werden. 2019 
wurde hier der indigene Umwelt-, 
Sozial- und Medienaktivist Samir 
Flores ermordet, weil er in Morelos 
eine wichtige Stimme und Mitorgani-
sator des Widerstands war. Die Zapa-
tistas haben dazu eine klare Einschät-
zung: »Hier, in Morelos, synthetisiert 
sich die aktuelle Konfrontation in 
aller Welt: Geld versus Leben.«

In ihren aktuellen Kommuniques 
warnt die zapatistische Bewegung 
– auch in Bezug auf Corona – vor 
wieder erstarkenden Nationalismen 
und kriegerischen Handlungen, die 
laut ihrer Einschätzung dazu dienen, 
dass der Kapitalismus weiterhin funk-
tioniert und wieder mehr konsumiert 
wird, auch wenn benachteiligte Bevöl-
kerungsgruppen in vielen Ländern 
darunter leiden oder sogar sterben.

Die EZLN erkennt die große Viel-
falt und teils auch die Unterschiede 
und Gegensätzlichkeiten linker Bewe-
gungen an, betont in einem aktuellen 

Kommuniqué vom 1. Januar 2021 aber 
auch die wichtigen Gemeinsamkeiten, 
um die Arbeit an gemeinsamen Zielen 
zu stärken: »Eine Erklärung ... für das 
Leben: [...] Uns eint, dass wir uns den 
Schmerz der Welt zu eigen machen. 
Jeder Anspruch auf Homogenität und 
Hegemonie widerspricht der Essenz 
menschlicher Wesen: ihrer Freiheit. Die 
Gleichheit der Menschheit liegt in der 
Respektierung ihrer Differenz. In ihrer 
Differenz liegt ihre Ähnlichkeit. Das 
Hören und Sehen der Anderen erlaubt 
uns voranzuschreiten. Der Kampf für die 
Menschheit ist weltweit. [...] Von einer 
der Brücken der Würde aus, welche die 
fünf Kontinente verbindet. Nosotr@s – 
Wir. Planet Erde. 1. Januar 2021.«

Die neue Initiative der Zapatistas 
trifft auf enormes Interesse. Das 
»Europa von unten und links« befindet 
sich seit Beginn der Bekanntmachung 
des Vorhabens in einem intensiven, 
außerparlamentarischen Organisie-
rungsprozess hunderter Gruppen 
und Organisationen. Danach gehen 
die Reise und die Rebellion weiter...

Links: 

www.gruppe-basta.de

www.ya-basta-netz.org 

www.chiapas.eu

Zur Durchführung der Delegationsreise werden 

dringend Spenden benötigt. Bitte auf folgendes 

Konto:

Zwischenzeit e.V.

IBAN: DE91 4306 0967 0033 5767 00 

BIC: GENODEM1GLS

 Stichwort: »Spende Delegation Zapatistas«

NACHRICHTEN

ANZEIGEN

www.aroma-zapatista.de
Infos und Online-Shop:

Solidarischer Handel mit 
Kaffee & Tee von 

zapatistischen Kooperativen 
und vom CRIC/Kolumbien

Espresso aushandwerklicher,kollektiverTrommelröstung

Am Veringhof 11
21107 Hamburg

Tel: 040 - 28780015

Viva la autonomía!

Schwerpunktthemen
n  Nr. 199: Politische Ökonomie 
      des Eigentums (2/2020)
n  Nr. 200: Probleme des  
      Klassenkampfs – heute 
n  Nr.  201: Die Politische 
            Ökonomie  des Krieges (4/2020)
n  Nr.  202: Green New Deal!? 
           Wie rot ist das neue Grün? 
  (1/2021)
n  Nr.  203: Die USA vor, mit und 
         nach Trump (2/2021)

Probeheft anfordern! 
www.bertz-fischer.de/prokla

ZEITSCHRIFT FÜR KRITISCHE 
SOZIALWISSENSCHAFT
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 1971

PROKLA

Einzelheft: 
192 S., 15,– [D] / 15,40 [A]

DELEGATIONSREISE

Die Zapatistas bereisen den Planeten
Neuer 

anarchistischer 
Podcast

Ende Januar ist das neue 
Podcast-Projekt »Auf Sofa – Über-
tage« gestartet, seitdem erscheint 
jeden Sonntag eine neue Folge. 
Die Macher*innen beschreiben 
sich selbst als »anarchistische 
Pottcaster« (aus Dortmund), 
die sich »mal polemischer, mal 
belangloser aber immer stabil 
klassenbewusst« verschiedenen 
Themen widmen. So wird in der 
ersten Folge zunächst die Frage 
diskutiert, warum sie überhaupt 
von Klasse sprechen. In einer 
späteren Folge beschreiben die 
beiden ihren persönlichen Weg 
zum Anarchismus. In separaten 
Beiträgen gehen die Autor*innen 
auf Kritik, Fragen und Anregun-
gen ein.

Link: https://linktr.ee/uebertage

Erfolgreiche 
Spendenkampagne

Nach knapp zweieinhalb Monaten 
sind bis einschließlich 15. Februar 
2021 auf dem Solidaritätskonto 
der FAU-Frankfurt 6.040 Euro für 
den Wiederaufbau des 2018 von 
Nazis niedergebrannten besetzten 
Hauses Libertatia in Thessaloníki 
eingegangen (siehe CONTRAS-
TE Nr. 437, Februar 2021). Das 
Geld ist bereits in Thessaloníki 
angekommen. Die Kampagne ist 
somit beendet. Wer beim weite-
ren Wiederaufbau des Hauses 
behilflich sein möchte, kann je 
nach Verlauf der Corona-Pande-
mie im Frühling/Sommer vor Ort 
in Thessaloníki Kontakt mit den 
Besetzer*innen aufnehmen und 
selbst Hand anlegen.

Kontakt: fauffm5@fau.org

MELDUNGEN

Grafik: F. - Ya-Basta-Netz
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Der Uria-Hof der Maiers in Balingen-Ost-
dorf, eingebettet in die geschwungene 
Hügellandschaft der Schwäbischen Alb, 
ist anders als fast alle anderen Höfe in 
Deutschland. Das wird einem schnell 
klar, wenn man sich mit Annette Maier 
und ihrem Vater Ernst Hermann unter-
hält, in einem Zimmer des Hofs, von 
dessen Wänden präparierte Rinder-
köpfe auf einen niederblicken: Es sind 
dahingeschiedene Uria-Tiere.

MARKUS WANZECK, HAMBURG

Die Maiers zählen zu den Bio-Pionie-
ren. Aber Bio allein geht ihnen nicht 
weit genug. Ihre Rinder bekommen 
nur Gras und Heu zu fressen, kein 
zusätzliches Kraftfutter. Kein Bulle 
wird kastriert, kein Kuhhorn mit 
einem Brennstab entfernt. Kälber 
werden nicht von den Mutterkühen 
getrennt. Auf mehr als 80 Hektar 
Weideland leben die Rinder im Groß-
familienverbund. Auf diese Weise ist 
eine in Europa einzigartige, weitge-
hend autonome Herde von knapp 300 
Tieren herangewachsen.

Tierärztliche Betreuung? Entfällt 
fast völlig. Geburten? Klappen meist 
komplikations- und assistenzlos auf 
der Weide.

Die Tiere finden Geborgenheit und 
soziale Bindung in der Herde. »Das 
ist ein richtiges Rindervolk«, sagt 
Ernst Hermann Maier. »Anders kann 
man es nicht nennen.« Besonders die 
Bindung zwischen den Mutterkühen 
und ihren weiblichen Nachkommen 
sei eng, sagt Annette Maier, die den 
Hof inzwischen führt: »So bilden sich 
Kleinfamilien, die die Herde stabil 
machen. Man sieht auch Freundschaf-
ten zwischen Rindern, die im gleichen 
Monat geboren wurden. Das hält ein 
ganzes Leben lang.«

Vor fast vier Jahrzehnten begannen 
die Maiers mit der Freilandhaltung. 
Aus der Not heraus. Im Herbst 1983 
wurde Ernst Hermann Maiers Vater 
krank, fiel auf dem Hof aus. Um das 
Arbeitspensum – Fütterung von Hand, 

Ausmisten mit der Schubkarre – zu 
reduzieren, entschied die Familie 
kurzerhand, die Tiere auch im Winter 
auf der Weide zu lassen. Sie bemerk-
ten, wie gut das den Tieren tat, und 
beschlossen: Die bleiben draußen. 
Sie tauften sie »Uria-Rinder«, als 
Hommage an den Ur, jenen wildle-
benden Auerochsen, der vor Jahrhun-
derten ausgerottet wurde.

Es folgten jahrzehntelange Büro-
kratieschlachten, die den Uria-Hof 
zu einem deutschland- und europa-
weiten Vorkämpfer für Nutztierwohl 
machen sollten. Die erste zettelten 
die Maiers an, weil sie ihre Rinder 
direkt auf der Weide schießen und in 
der hofeigenen Metzgerei verarbei-
ten wollten, statt sie in den Schlach-
thof zu karren. Denn Schlachthöfe, 
sagt Ernst Hermann Maier, »sind 

die Hölle«. Die Auseinandersetzung 
begann Ende der 1980er Jahre und 
endete erst im Jahr 2000, als das 
Verwaltungsgericht Baden-Würt-
temberg das Schießen von Rindern, 
die ganzjährig auf der Weide leben, 
erlaubte. Seit 2001, nachdem er die 
Jägerprüfung abgelegt hatte, schießt 
Ernst Hermann Maier selbst. Unge-
fähr zwei Rinder pro Woche.

Während der gerichtlichen Ausei-
nandersetzung vervielfachte sich 
die Größe der Herde wegen des 
faktischen Schlachtverbots – auf der 
Weide schießen war den Maiers nicht 
erlaubt und der Schlachthof kam für 
sie nicht in Frage – von 40 auf mehr 
als 200 Tiere.

1995 erfand Ernst Hermann Maier 
eine »mobile Schlachtbox«, mit 
der man Rinder nach dem Betäu-

bungsschuss direkt auf der Weide 
ausbluten lassen kann, und begann, 
sie zu vermarkten. Im selben Jahr 
wurde der Uria e.V. gegründet, ein 
gemeinnütziger Tierschutzverein mit 
inzwischen rund 1.400 Mitgliedern, 
ohne dessen Unterstützung es dem 
Uria-Hof, so sagt Maier, »furchtbar 
dreckig« ginge. Trotzdem hatten sich 
bis zur Jahrtausendwende nicht nur 
die Rinder, sondern auch seine Schul-
den rasant vermehrt. Auf rund zwei 
Millionen D-Mark. Kaum Einnahmen. 
Viele Ausgaben, für Tierfutter und 
Anwaltshonorare.

Die zweite große Schlacht führte 
der Uria-Hof gegen die, wie Ernst 
Hermann Maier sie nennt, »Scheiß-
plastikohrmarken«. Vorgeschrie-
ben ist, dass jedes Rind links und 
rechts eine gelbe Marke in die Ohren 

gestanzt bekommt. Die Behörden 
wollen so die Handelsströme der 
Fleischindustrie im Blick behalten und 
Tierseuchen wie BSE eindämmen.

Gut gemeint, findet Maier. Doch er 
ist überzeugt, einen besseren Platz 
für die Plastikplättchen gefunden zu 
haben. »Wir kaufen Ohrmarken für 
jedes Tier. Aber dann legen wir sie auf 
den Dachboden.« Dort verursachen 
sie den Rindern keinen Schmerz und 
können auch nicht ausreißen, was zu 
Verstümmelungen und Infektionen 
führen kann. Die Maiers markieren 
ihre Tiere stattdessen per Mikrochip. 
Ein Transponder-Stäbchen, etwa ein 
Zentimeter lang, wird jedem Kalb 
nach der Geburt links neben den 
Schwanzansatz unter die Haut inji-
ziert. Die darauf gespeicherten Infor-
mationen lassen sich aus ein paar 
Zentimetern Entfernung mit einem 
Funklesegerät abrufen.

Wegen der Ohrmarkenweigerung 
ist der Uria-Hof seit Jahren von den 
EU-Agrarsubventionen, die bei vielen 
Landwirten ein Drittel oder mehr 
des Einkommens ausmachen, ausge-
schlossen. Das Regierungspräsidium 
Tübingen, das in der Region über 
die Subventionen entscheidet, hat 
ihm schon mehrere 100.000 Euro an 
Förderung verwehrt. Doch die Maiers 
hielten Kurs: Keine Ohrmarken.

Dieser radikale Kurs führt sie nun 
geradewegs – in die Legalität. Wie 
schon das Schießen auf der Weide 
wird auch das Markieren der Rinder 
per Mikrochip statt Ohrmarken 
demnächst erlaubt. Am 21. April 2021 
tritt die EU-Verordnung 2019/2035 
in Kraft. Sie nimmt »Unternehmer 
geschlossener Betriebe« wie den Uria-
Hof, der seine Rinder selbst schlach-
tet, von der Ohrmarkenpflicht aus.

Wieder haben die Maiers einen 
großen Kampf zu ihren Gunsten 
entschieden. Wieder haben sie teuer 
dafür bezahlen müssen. »Wir sind halt 
der Zeit ein bissle voraus«, sagt Ernst 
Hermann Maier gelassen. »Und dann 
kriegst du Prügel. Das ist so.«

PROJEKTE

NUTZTIERHALTUNG

Ihrer Zeit weit voraus

KOLLEKTIVE BERATUNGSSCHNIPSEL

Kollektiv, geht meistens schief...?

AG
Beratung

...auf das Kleingedruckte 
kommt es an

Am Anfang der AGBeratung stand 
der RGW – der Rat für gegenseiti-
ge Wirtschaftshilfe, eine Berliner 
Beratungsstelle, die seit 25 Jahren 
kollektive Projekte aller Art berät. 
Über die Jahre wurden die Mitglie-
der des RGW weniger und älter. 
Das angesammelte Wissen sollte 
aber nicht verloren gehen und so 
wurde Nachwuchs gesucht. Das 
neue Beratungskollektiv entwi-
ckelt seine eigene Struktur und 
Arbeitsweise, kann dabei aber aus 
dem Erfahrungspool 25-jähriger 
Beratungsarbeit schöpfen. Diese 
Kolumne erzählt Geschichten aus 
dem Beratungsalltag.

www.agberatung-berlin.org

In diesem geflügeltem Wort der 
80er Jahre steckte viel Selbstironie. 
Und ein Hinweis auf die mitunter 
große Differenz zwischen unse-
ren hohen Ansprüchen und dem 
wirklich gelebten Alltag in der 
widerständigen Selbstverwaltung. 
Nachts aus Protest die Türschlös-
ser von Tschibo-Läden (damals 
verbreitete Kaffeeläden) verkleben, 
jedoch tagsüber dort für wenige 
Groschen billig eine Tasse schlür-
fen. So widersprüchlich sah unser 
progressiver Alltag vor 35 Jahren 
durchaus verbreitet aus, wie das 
eher witzige Beispiel zeigt.

Diese Brüche, diese Gegensätze 
im Alltag sind uns bis heute erhal-
ten geblieben, an vielen Stellen 
unserer Bemühungen, denn letzt-
lich sind sie in einer kapitalistisch 
strukturierten Gesellschaft nicht 
zu vermeiden. In der Beratung von 
Projekt- und Hausgruppen, Initia-
tiven und Kollektiven treten sie 
uns in diversen Erscheinungsfor-
men gegenüber. Eines der vielfäl-
tigen Phänomene soll heute näher 
beleuchtet werden. Auch auf die 
Gefahr, dass die Kolumne dadurch 
wieder einmal die Rolle als »Mist-
made« einnimmt.

Kaum zu übersehen und längst 
auch nicht nur bei länger exis-

tierenden Gemeinschaften: der 
kontinuierliche Gruppenkern wird 
tendenziell kleiner, bei gleich blei-
bender oder sich sogar vergrö-
ßernden Anzahl von Mitgliedern 
in den Projektgruppen insgesamt. 
Der Einstieg in ein Kollektiv, die 
verlässliche bzw. verantwortliche 
Mitarbeit, wird längst nicht von 
allen Mitwirkenden gezielt ange-
strebt oder sogar eingefordert. So 
ergibt sich bereits beim Projekt-
start oftmals ein entsprechendes 
Bild: eine handvoll entschiedene 
Mitstreiter*innen werden mindes-
tens von doppelt so vielen inter-
essierten Satelliten umschwirrt...
vielleicht, eventuell, zeitweise, mal 
schaun’... .  

Zu Beginn eines Vorhabens ist 
das durchaus erklärlich. Schließlich 
sind anfänglich hohe Risikobereit-
schaft bei noch unklarer Entwick-
lung und fraglichem Erfolg gefor-
dert. Die Mutigen gehen voran. 
Doch diese dosierte Annäherung 
ist auch im weiteren Projektver-
lauf festzustellen und durchaus 
ein verbreiteter Normalfall in 
Gemeinschaftsunternehmungen. 
Analog zum Gemeinschaftsessen: 
»Wenige wollen rühren, aber viele 
wollen löffeln«, so der lakonische 
Erfahrungsgrundsatz erfahrener 

Kollektivist*innen. Alle sind gleich-
berechtigt, alle entscheiden mit, 
alle tragen zusammen die Konse-
quenzen? Wie passen die erkennba-
ren Unterschiede beim Mitwirken 
zu basisdemokratischen Idealen?

Häufig arbeiten in Betrieben 
sehr wenige Kollektivist*innen 
mit mehrheitlich zeit- und teilwei-
sen Mitarbeiter*innen; wird das 
gemeinsame Wohnen lediglich von 
einem Rest-Hausrat organisiert; 
geht Initiative in Projektgruppen 
stets von denselben Mitgliedern 
aus, um nur einige Praxisbeispiele 
anzudeuten. Und in sehr extremen 
Fällen stehen nur noch einzel-
ne Aktive hinter einem öffentlich 
gehandelten Projektnamen.    

Für dieses Phänomen gibt es viele 
Erklärungen und auch sehr akzep-
table Gründe. Über einige haben 
wir in vorangehenden Kolumnen 
bereits berichtet: Multitasking, 
mangelnde fachliche Kompetenz, 
Begrenzung bei persönlicher 
Einlassung, keine Festlegung bei 
der Lebensgestaltung, solidarische 
Verantwortung wurde nicht gelernt 
und vieles Andere mehr.

Andererseits werden zum 
Beispiel Mitstreiter*innen in 
Kollektiven auch nur bedarfs- oder 
zeitweise benötigt, reicht es ökono-

misch nicht für eine Vergrößerung 
und ist eine Einigung bereits in 
kleinster Runde schwierig genug. 
Auch mögliche Folgen haben wir 
wiederholt dargestellt: unter ande-
rem Hierarchisierung, ungleiche 
Verantwortungs- und Arbeitstei-
lung, Entscheidungsschwächen, 
Entwicklungsstillstand und unglei-
cher Einfluss auf Entscheidungen.

Kein Wunder also, dass diese 
Kolumne auch nach Jahrzehnten 
nicht die Zauberformel für einen 
Umgang mit dieser Situation 
liefern kann. Allerdings wollen wir 
sie dazu nutzen, um zu Mut und 
Ehrlichkeit zu ermuntern, darüber 
zu sprechen, diese Unterschiede 
mit allen Konsequenzen anzuerken-
nen. Und nicht darüber hinwegzu-
gehen, als ob alle gleich beteiligt, 
gleich eingebunden und gleich 
berechtigt sind. Auch wenn wir 
es gerne so hätten. Es hilft nicht, 
diese unangenehme und unbeque-
me Situation schön- oder wegzure-
den, nach innen und außen. Aber 
es hilft, unsere Projektstrukturen 
vor diesem Hintergrund entspre-
chend zu gestalten und struktu-
rell auszurichten. Das können wir 
tatsächlich tun!

Willi Schwarz  

p Annette Maier und ihr Vater Ernst Hermann haben einige Bürokratie-Schlachten hinter sich, um ihren Uria-Rindern Tierquälerei zu ersparen.          	

								          Foto: Christoph Püschner/Zeitenspiegel 
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Die 72-jährige Lies Welker stand am 9. 
Dezember wegen Hausfriedensbruchs 
vor Gericht. Sie hatte auf dem deut-
schen Militärgelände protestiert, wo 
die US-Atomwaffen lagern – nicht ihre 
erste Aktion. Sie ist davon überzeugt, 
dass Geduld und ziviler Ungehorsam 
viel bewegen können.

HELMUT SCHEBEN, ZÜRICH

Lies Welker ist Jahrgang 1948. Sie 
sagt: »Sehen Sie, selbst mit über 70 
ist das immer noch etwas, das gut tut. 
Ein Go-In ist etwas Verbotenes, und 
ich habe lange darüber nachgedacht, 
mit anderen darüber gesprochen, 
Argumente hin und her erwogen und 
bin zu der Überzeugung gekommen: 
Ich missachte das Verbot, ich mache 
das jetzt, weil ich es für richtig halte 
und weil es meine Pflicht ist.«
Lies Welker kämpft seit Jahrzehn-
ten dafür, dass Deutschland frei von 
Atomwaffen wird. Am 30. April 2019 
hatte sie am Fliegerhorst Büchel in 
der Eifel zusammen mit anderen Frie-
densaktivist*innen eine Einzäunung 
zerschnitten und war auf das Gelände 
vorgedrungen. So behinderten sie den 
Betrieb des Taktischen Luftwaffenge-
schwaders 33 der Bundeswehr. Dieses 
hat im sogenannten Ernstfall die 
Aufgabe, die US-Atombomben dort 
abzuwerfen, wo die NATO-Führung 
den Feind treffen will. Das wird im 
NATO-Diskurs als »nukleare Teilha-
be« Deutschlands bezeichnet.

Am vergangenen 9. Dezember 
stand Lies Welker wegen Hausfrie-
densbruchs vor dem Amtsgericht 
Cochem an der Mosel. Man warf 
ihr vor, auf einem Gelände, wo der 
Atomkrieg eingeübt wird, den Frieden 
gebrochen zu haben.

Auf dem Luftwaffen-Stützpunkt 
Büchel, Landkreis Cochem-Zell, 
Rheinland-Pfalz, liegen 20 Nukle-
arsprengköpfe vom Typ B-61, jeder 
mit einer Sprengkraft von etwa 50 
Kilotonnen. Das ist etwa viermal 
die Zerstörungskraft der Bombe, die 
die USA auf Hiroshima warfen. Die 
Luftwaffe bildet hier Jagdbomber-Pi-
lot*innen für den Einsatz mit takti-
schen Atomwaffen aus.

»Stellen Sie sich vor, Sie gehen auf 
einen Zaun zu«, sagt Lies Welker, 
»und da oben steht ein Soldat, der 
sagt: Gehen Sie nicht weiter, das ist 
verboten. Und ich bin so überzeugt 
von meiner Sache, dass ich sage: Nein. 
Wir gehen jetzt hier rein, gewaltlos, 
wir tun es. Das ist eine Erfahrung, aus 
der man eine große Kraft zieht.«

Lies Welker sagt, sie habe in ihrem 
Leben gelernt, dass Menschen, auch 
wenn sie am Anfang wenige sind, mit 
Aktionen zivilen Ungehorsams viel 
bewegen können. Eine enorm wich-
tige Lektion, die ihr gezeigt habe, dass 
»wir mit unserer Geduld und dadurch, 
dass wir immer mehr werden, Justiz 

und Politik und die Medien dazu 
bringen können, ihre Einstellung zu 
diesen Atomwaffen zu ändern.«

1986 blockierte die damals 38-jähri-
ge Lehrerin Lies Welker zusam-
men mit Friedensaktivist*innen die 
Zufahrt zur Wüschheim Air Station 
(Deckname Pydna) bei Hasselbach im 
Hunsrück. Dort sollten zur Umsetzung 
des sogenannten NATO-Doppelbe-
schlusses US-Atomraketen stationiert 
werden, die mit 2.500 Kilometern 
Reichweite das Ziel Moskau errei-
chen konnten. Der Rüstungsbeschluss 
der deutschen Regierung war heftig 
umstritten und rief einen politischen 
Aufruhr hervor, wie es in der deut-
schen Nachkriegsgeschichte wohl 
wenige gegeben hat. Zunächst waren 
es nur kleine Gruppen von Friedens-
aktivist*innen, die an der Zufahrt zu 
dem Stützpunkt demonstrierten. Sie 
hatten Plakate mit der Aufschrift: 
»Hier wird Krieg vorbereitet.« Bald 
hatten sie die umliegenden Gemein-
den hinter sich, und im Herbst 1986 
kam es zu einer Protestkundgebung 
von rund 200.000 Menschen. Bekann-
te Künstler wie Udo Lindenberg und 
Hannes Wader waren zu hören, als 
damals die »Hunsrücker Erklärung« 
verlesen wurde, die eine Umkehr in 
der Sicherheitspolitik forderte.

Widerstand war keine Straftat

Lies Welker wurde damals wegen 
»verwerflicher Nötigung« in erster 
Instanz zu 30 Tagessätzen verurteilt. 
1988 wurde sie am Landgericht Bad 
Kreuznacht freigesprochen. Im glei-
chen Jahr hob das Oberlandesgericht 
Koblenz das Urteil auf, und das Land-
gericht Mainz verurteilte sie erneut zu 
30 Tagessätzen à 40 DM. Dieses Urteil 
wurde 1999 endgültig aufgehoben. 
Lies Welker bekam ihr Geld zurück, 
und der Vermerk wurde aus ihren 
Berufsakten entfernt. Das Bundesver-
fassungsgericht war zu dem Schluss 
gekommen, dass der gewaltlose 
Widerstand der Friedensaktivist*in-
nen in den 80er Jahren an verschie-
denen Orten in Deutschland keine 
Straftat war. Die Cruise Missiles (dt. 
Marschflugkörper) sind inzwischen 
abgezogen und verschrottet worden.

Lies Welker beruft sich auf diese 
mühevolle Erfahrung, wenn sie sagt, 
sie vertraue auf Recht und Gesetz. 

Vor zwei Wochen erklärte sie vor 
dem Richter in Cochem: »Die Justiz 
brauchte lange, diesen Weg zu gehen. 
Aber es gibt ihn, diesen Weg, das habe 
ich vor 30 Jahren gelernt. Ich habe 
nicht nur Vertrauen in die Einsichtsfä-
higkeit der Justiz, sondern auch in die 
Einsichtsfähigkeit der Politik.«

Aber der Richter hatte kein Einse-
hen. Er ist der Ansicht, das Vorhan-
densein von Atombomben auf einer 
Air Base sei nichts anderes als das 
Vorhandensein einer Schere in einem 
Haushalt. Beide könnte man sowohl 
für nützliche und legale als auch für 
kriminelle Handlungen verwenden.

Alle Wege führen in die Kindheit, 
eine Erkenntnis, die oft erst zutage 
tritt, wenn man im Alter zurückblickt. 
»Ich bin in Kaiserslautern auf dem 
Weg zur Schule noch durch Ruinen 
gelaufen«, sagt Lies Welker, »ich bin 
geboren, da war der Krieg gerade drei 
Jahre vorbei.«

Sie sagt, sie stamme aus einer 
Familie, in der die Männer Militärs 
und Nazis waren. Einer Familie mit 
eher autoritären Zügen. Über die 
Gefallenen wurde wenig geredet. Die 
kulturellen Schockwellen von 1968 
erfassten Lies Welker wie viele ande-
re. Da war ein Unwohlsein in diesem 
Deutschland der neuen Biederkeit 
und des neuen Obrigkeitsdenkens. Sie 
bewarb sich um eine Stelle in Brasi-
lien, um Abstand zu gewinnen und 
»Deutschland von aussen zu sehen«. 
In Brasilien arbeitete sie drei Jahre, 
und als sie zurückkam, sah sie, dass 
der Kalte Krieg unaufhörlich eskalier-
te. Das atomare Wettrüsten führte 
dazu, dass die Welt ein paar Mal haar-
scharf an einer nuklearen Katastrophe 
vorbei  schlitterte.

Friedensarbeit braucht einen 
langen Atem, davon ist Lies Welker 
überzeugt. »Wir haben zwei Papptel-
ler zusammengeklebt, die waren mit 
Schotter gefüllt, sodass es knirschte, 
wenn man drauftrat. Die haben wir 
dann in der Fußgängerzone ausge-
legt. Dazu Flugblätter verteilt mit dem 
Aufruf, Landminen zu verbieten.«

In den Industrieländern, in denen 
die Rüstungsbranche ökonomisch 
systemrelevant ist, muss einen brei-
ten Rücken haben, wer für Abrüs-
tung auf die Straße geht. »Dann geht 
doch nach Moskau«, war zu hören. 
Lies Welker sagt: »Wenn wir auf die 

Straße gingen, waren wir so eine Art 
Reinigungstruppe. Die Leute konnten 
sich bei uns auskotzen und ihre Wut 
rauslassen. Das war etwas frustrie-
rend.«

Aber es war erfolgreich. 1997 
wurde in der Ottawa-Konvention der 
Gebrauch von Anti-Personen-Minen 
völkerrechtlich bindend verboten. 
Bereits sind 164 Staaten weltweit 
dieser Konvention beigetreten. Die 
internationale Kampagne gegen Land-
minen erhielt den Friedensnobelpreis.

Ähnlich die Kampagne für die 
Ächtung von Atomwaffen (ICAN). 
Diese Kampagne, hinter der weltweit 
500 Organisationen stehen, bekam 
2017 den Friedensnobelpreis, und am 
22. Januar 2021 trat der UNO-Vertrag 
über das Verbot von Atomwaffen in 
Kraft. »Ein Sieg für die Menschheit« 
schrieb IKRK-Präsident Peter Maurer. 
Und UNO-Generalsekretär Antonio 
Guterres meinte, der Vertrag sei 
ein Schritt hin zu einer »kompletten 
Elimination von Nuklearwaffen«.

»Lachende, junge, uniformierte 
Männer«

Aber so weit sind wir noch lange 
nicht. Der Vertrag hat vor allem 
Symbolkraft, denn die Länder, die ihn 
unterzeichnet und ratifiziert haben, 
besitzen gar keine Atomwaffen. Die 
Atommächte, die USA, Russland, 
China, Großbritannien, Frankreich, 
Pakistan, Indien, Israel und Nord-
korea sind nicht an Bord, ebenso 
nicht Deutschland und die anderen 
NATO-Staaten, weil die nukleare 
Abschreckung zur Strategie des Bünd-
nisses zählt. Zur Zeit ist unklar, ob 
der START-Vertrag zwischen Russ-
land und den USA, der die Zahl der 
Atomsprengköpfe begrenzt, verlän-
gert wird.

Verteidigungsministerin Kramp-
Karrenbauer hat im April 2020 ange-
kündigt, sie werde beim US-Hersteller 
Boeing 45 Kampfjets kaufen, um die 
deutschen Tornados zu ersetzen. 30 
der neuen Kampfbomber sind F-18 
Superhornet, die mit den in Büchel 
gelagerten US-Atomsprengköpfen 
bestückt werden sollen.

Die USA haben unter Präsident 
Obama beschlossen, das nukleare 
Arsenal zu modernisieren, ein soge-
nanntes »Updating«. Dafür sind mehr 

als 1.000 Milliarden Dollar für die 
kommenden 30 Jahre budgetiert. 
Das Pentagon hat unter der Regie-
rung Trump in einem Bericht »zur 
Überprüfung der nuklearen Situati-
on« verlauten lassen, man arbeite an 
Atombomben mit geringerer Spreng-
kraft, sogenannten Mini-Nukes. Diese 
seien zur Abschreckung eher geeig-
net, denn man müsse davon ausge-
hen, dass Russland womöglich darauf 
setze, dass die USA die strategischen 
Atomwaffen mit ihrer gigantischen 
Zerstörungskraft nicht wirklich einset-
zen wollten. Das heißt, ein »kleiner 
Atomkrieg« wird als eine effizientere 
Strategie der Abschreckung angese-
hen.

Lies Welker sagt, es habe nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion ein 
kurzes Zeitfenster gegeben, in dem 
man die Hoffnung hatte, Atomwaf-
fen könnten abgeschafft werden und 
der Albtraum Hiroshima kehre nicht 
wieder. Aber dieses Zeitfenster habe 
sich nun wieder geschlossen.

Vor Gericht sagte sie am 9. Dezem-
ber, sie habe am 30. April 2019, als 
sie mit ihrer Gruppe auf dem Flug-
platzgelände in Büchel war, eine 
Gruppe junger Offiziere gesehen: »Es 
schien für sie ein kleines Spektakel 
zu sein: eine Gruppe Aktivistinnen, 
festgehalten von den Wachsoldaten 
des Flugplatzes. Fröhlich standen sie 
zusammen und kommentierten das 
Geschehen untereinander. Dieses Bild 
erinnerte mich an die schwarz-weißen 
Fotos im Fotoalbum meines Vaters: 
lauter lachende, junge, uniformier-
te Männer (…). Für mich habe ich 
den Eindruck mitgenommen, dass 
ich diesen jungen Männern keine 
Atomwaffe anvertrauen würde. Sie 
können diese Verantwortung nicht 
tragen. Keiner kann sie tragen. Und 
ich denke, dass auch unsere Regie-
rung nicht recht daran tut, diesen 
jungen Menschen Verantwortung 
für Atomwaffen aufzuladen. Unsere 
demokratisch gewählte Regierung 
müsste die Verantwortung, die auch 
sie im Zweifelsfall nicht tragen kann, 
zurücknehmen. Und den Abzug der 
Atomwaffen aus Büchel veranlassen. 
Und auf ihre Vernichtung hinarbei-
ten.«

Der Richter sah das nicht so. Er 
verurteilte die Frau wegen Hausfrie-
densbruch zu einer Strafe von 30 
Tagessätzen. Lies Welker wird an die 
nächsthöheren Instanzen gelangen. 
Sie hofft, dass es nicht wieder zwölf 
Jahre dauert, bis sie freigesprochen 
wird.

Dieser Text ist zuerst erschienen in der Online-Zei-

tung »Infosperber« der gemeinnützigen »Schwei-

zerischen Stiftung zur Förderung unabhängiger 

Information«.

Link: https://www.infosperber.ch/freiheit-recht/

buergerrechte/hausfriedensbruch-im-atombom-

benlager/

ANZEIGE

PROJEKTE  

PORTRÄT

»Friedensarbeit braucht einen langen Atem«

p Durch diese Zaunöffnung konnte Lies Welker mit der Gruppe »Büchel 17« den Atomwaffenstandort Büchel betreten.   	               Foto: Büchel 17

p Lies Welker	  	 Foto: Privat
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Am 18. März jährt sich zum 150. Mal 
der Aufstand der Pariser Commune. 
Die Commune ist eines der großen 
Ereignisse der linken Geschichte, deren 
Mythos die unterschiedlichen Strömun-
gen von Rätedemokrat*innen, Kommu-
nist*innen, Feminist*innen und Anar-
chist*innen bis heute beflügelt. Aus 
diesem Anlass erscheinen derzeit viele 
Neuauflagen und Übersetzungen zur 
»roten Jungfrau« Louise Michel, eine 
der Galionsfiguren der Commune, und 
über die Geschichte der Commune.

MAURICE SCHUHMANN, BERLIN

Ähnlich wie die kurzzeitige bayri-
sche Räteregierung kann die Pariser 
Commune auch als Literat*innen-
revolution gelesen werden. Viele 
bekannte Autor*innen nahmen an 
ihr teil (zum Beispiel Jules Vallès, 
Arthur Rimbaud) oder ließen sich von 
ihr inspirieren (zum Beispiel Victor 
Hugo). Arno Münster unterteilte in 
»Das Thema der Revolte im Werk von 
Jules Vallès« die Commune-Literatur 
in drei Gattungen: Lyrik, Drama und 
Roman.

Vielleicht ließen sich auch noch die 
Chansons als vierte Gattung hinzufü-
gen. Man denke nur an Jean Baptiste 
Clément (»Le Temps des Cerises«, 
dtsch. »Die Zeit der Kirschen«), der 
unter anderem von Yves Montand, 
Nana Mouskouri und Noir Desir geco-
vert wurde.

Im Jahr 1971 erschien in Frank-
reich gar ein Buchtitel, der sich dem 
Wirken der Dichter*innen in jener 
Revolte widmete, »Les Poètes de la 
Commune«. Es wurde von Maurice 
Choury zusammengestellt. In deut-
scher Sprache liegen zwar eine Reihe 
von biographischen Studien zum 
Beispiel über Louise Michel sowie 
Dokumentensammlungen und Studi-
en vor, aber die primär literarischen 
Erzeugnisse über die Commune sind 
selten übersetzt.

In Bezug auf die Chansons veröf-
fentlichte zum Beispiel der kommu-
nistische Malik-Verlag bereits 1924 
deutsche Übersetzungen der Chan-
sons von Eugène Pottier und Joseph 

Clément unter dem Titel »Französi-
sche Revolutionslieder. Aus der Zeit 
der Pariser Commune«  (Nachdruck: 
1981). Generell bildete das Thema ein 
wichtiges Sujet für Arbeiter*innenlie-
der in Deutschland bis zum Beginn 
des Ersten Weltkrieges. Beispiele 
hierfür finden sich in der von Bernd 
Witte herausgegeben Studie »Deut-
sche Arbeiterliteratur von den Anfän-
gen bis 1914«.

Neben den Chansons haben aber 
auch die Gedichte von Victor Hugo 
(»Viro Major - An Louise Michel«) 
oder Arthur Rimbaud (»Die Toten«, 
»Die Hände Jeanne-Maries«) Eingang 

in den deutschen Buchmarkt gefun-
den – nicht als eigene Veröffentli-
chungen, aber immerhin in diverse 
Gedichtsammlungen. Eine kleine 
Auswahl poetischer Versuche über 
die Commune findet sich in dem von 
Bernd Kramer zusammengestellten 
Werk »Louise Michel und die Commu-
ne von Paris«.

Von den autobiographischen Roma-
nen ist im deutschsprachigen Raum 
vor allem der dritte Teil von Jules 
Vallès‘ Trilogie »Jacques Vingtras« – 
»L’Insurgé - 1871« (diverse deutsche 
Titel: »Die Revolte«, »Der Aufrührer«, 
»Geschichte eines Insurgenten«) – 

bekannt. Er widmete diesen unvol-
lendet gebliebenen Roman »den 
Toten der Commune«. Vallès war 
Anhänger Proudhons, Journalist und 
Weggefährte Louise Michels. Nach 
der Niederschlagung der Commune 
ging er ins Exil nach England und 
verarbeitete in einem (bislang) nicht 
übersetzten Drama und seinem oben 
genannten Roman seine Erfahrungen 
in der Commune. In französischen 
Schulen galt dieses Werk lange Zeit 
als Pflichtlektüre, während sowohl in 
der BRD als auch in der DDR dieses 
Buch ungerechtfertigterweise nur ein 
Schattendasein führte.  

Es gab aber auch eine deutschspra-
chige Adoption der Thematik. Die 
bekannteste hiervon ist Bertolt Brechts 
1962 uraufgeführtes Drama »Die Tage 
der Commune«, ein Parabelstück von 
1949. Brecht hat in der Geschichte 
von der fiktiven Familie Cabet wesent-
liche Aspekte der Commune – wie das 
Thema Wahlen des Zentralkomitees 
– aufgegriffen und kommentiert. Als 
Inspiration diente ihm Nordahl Griegs 
»Die Niederlage«, ein norwegisches 
Drama aus dem Jahr 1937. Aus dem 
Brecht‘schen Drama stammt auch der 
Text »Resolution«, der unter anderem 
von der Rostocker Punkband »Dritte 
Wahl« adoptiert wurde.

Eine weniger bekannte Adoption 
der Geschichte der Commune stellt 
der Roman »Fanal Paris« von Ferdi-
nand May dar, der anlässlich des 
100. Geburtstages der Commune 
im Verlag Neues Leben erschien. In 
seinem Roman, der die Vorgeschich-
te und Geschichte der Commune 
behandelt, tauchen unter anderem 
die Kommunardin Louise Michel, der 
Maler Gustave Courbet, der Autor 
Victor Hugo und der Anarchist Pierre 
Joseph Proudhon auf. Ferdinand May, 
ein gelernter Möbelhändler, avan-
cierte in der DDR zum Schreiber von 
einfach-gestrickten Historienromanen 
– zum Beispiel über den amerikani-
schen Unabhängigkeitskrieg (»Hein-
rich Crossmanns große Fahrt«) oder 
die französische Revolution (»Der 
Freund der Sansculotten«).   

Weiterhin hat sich die österrei-
chische Politrockband »Die Schmet-
terlinge« dem Thema gewidmet. Im 
Rahmen des Doppelalbums »Proleten-
passion« (1976) handeln sie auch die 
Geschichte der Commune ab – unter 
anderem mit der Hommage für die 
Kommunardinnen »Die Frauen der 
Commune«. Letzteres ist ein redun-
dant auftauchendes Thema in der 
Literatur über die Commune.

In diesem Sinne – viel Spaß bei der 
Lektüre und beim Hören.

Siehe zu diesem Thema auch die Rezension zu Loui-

se Michels »Die Pariser Commune« auf Seite 15.

BEWEGUNG    

DIE PARISER COMMUNE IN DER LITERATUR

»Die Zeit der Kirschen«

ANZEIGE

Verónica Gago

Für eine  
feministische  
Internationale
Wie wir alles verändern

288 Seiten | 18 €  
ISBN 978-3-89771-335-2

Von #NiUnaMenos zum internationalen 
Frauen*streik – ein ermächtigendes  
feministisches Konzept 

Verónica Gago, eine der wichtigsten Vertreterin­
nen der lateinamerikanischen Frauenbewegung, 
entwirft in diesem Buch ein radikales Konzept 
femi nistischer Handlungs macht (»potencia«) 
und eine neue Theorie, die den brennenden 
Wunsch widerspiegelt, alles zu verändern.
Basierend auf den eigenen reichhaltigen Erfah­
rungen der Autorin in radikalen Bewegungen und 
aktuellen Debatten der feministischen und mar­
xistischen Theorie, ist Für eine feministische Inter­
nationale nicht nur fesselnde politische Analyse 
und aktivistisches Manifest zugleich, sondern auch 
ein eindringlicher Appell, die Rhetorik der Vikti­
misierung aufzugeben und stattdessen sowohl die 
neo liberale Herrschaft als auch die konservative 
Gegenoffensive frontal herauszufordern.

Das ganze Programm online : www.unrast-verlag.de

Leslie Kern

Feminist City
Wie Frauen  
die Stadt erleben

192 Seiten | 14.80 €  
ISBN 978-3-89771-332-1

Feminismus und  Stadtgeografie:  
Für eine Stadt der Frauen

Die Stadt ist ein ständiger Schauplatz des Kampfes  
zwischen den Geschlechtern. Feministische Fra­
gen nach Sicherheit und Angst, bezahlter und 
unbezahlter Arbeit, Rechten und Repräsentation 
demontieren das, was wir für selbstverständlich 
halten und über Städte und Freiräume zu wissen 
glauben. Mit Feminist City kartiert Leslie Kern die 
Stadt aus neuen Blickwinkeln. Sie schreibt über 
die Freuden und Gefahren des Alleinseins, widmet 
sich Themen wie Angst, Freundschaft und Aktivis­
mus. Sie entwirft einen feministischen Ansatz, mit 
dem Städte neu betrachtet werden können.

UNRAST – Neuerscheinungen
Blu Doppe &  
Daniel Holtermann (Hg.)  

Vom Scheitern,  
Zweifeln und  
Ändern
Kritische Reflexionen 
von Männlichkeiten

272 Seiten | 18 €  
ISBN 978-3-89771-083-2

15 Perspektiven auf das komplexe Thema 
»Männlichkeiten«: von analytisch-abstrakt  
bis biografisch-persönlich

Die derzeitigen Ausformungen der Männlich­
keiten spielen eine zentrale Rolle bei der Entste­
hung wie auch der Beständigkeit von Patriarchat, 
Sexismus und geschlechtlichen Ungleichheiten auf 
strukturellen Ebenen. 
Der vorliegende Sammelband nähert sich dem 
Thema aus verschiedenen Perspektiven. Zentrales 
Anliegen ist, aufzuzeigen, wo und wie geschlecht­
liche Machtstrukturen offensichtlich und subtil 
fortbestehen, selbst wenn die involvierten Personen 
ein ernsthaftes Interesse daran haben, sie abzubauen.

Emma

Ein anderer Blick  
auf den  
Klimawandel

96 Seiten | B5 | 14.80 €  
ISBN 978-3-89771-297-3

Kluger und witziger Comic darüber, was wir 
angesichts des Klimawandels tun müssen

Stimmt es wirklich, dass jede*r einzelne etwas ge­
gen den Klimawandel tun kann, indem er*sie auf 
Plastik strohhalme verzichtet, kürzer duscht und 
den Müll recycelt? 
Die französische Zeichnerin, Feministin und Ak­
tivistin Emma kommt zu einem anderen Schluss. 
Mit Ironie und Biss erzählt sie die Geschichte des 
Klima wandels: von James Watts Dampfmaschine 
bis zu den heutigen engen Verflechtungen von Po­
litik und Wirtschaft. »Ich hatte das Gefühl, dass 
es eine Lücke      im Diskurs gibt«, schreibt Emma, die 
in ihrem       neuen Band schwierige Zusammenhänge 
griffig und auf verständliche Weise erklärt und Po­
litik und Unternehmen detailscharf seziert. Das ist 
weder versöhnlich noch angenehm, doch Emma 
skizziert auch einen Ausweg: nicht die falschen, 
sondern die richtigen Dinge verändern!

p  Straßenkunst in Montmartre: Louise Michel				    Foto: Hinnosaar / flickr.com (CC)
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Frank Schulz-Nieswandt (62) ist Leiter 
des Seminars für Genossenschaften an 
der Universität zu Köln. Seine gesell-
schaftstheoretischen Texte werden in 
der alternativen Genossenschaftsbe-
wegung kaum rezipiert. Das mag an 
ihrem widerspenstigen Auftritt liegen. 
Wir trafen uns per Video und sprachen 
über den Genossenschaftsgedanken 
und den Rückgang der genossen-
schaftlichen Forschungsinstitute in 
Deutschland.

HANNO BÖHLE, 

REDAKTION GENOSSENSCHAFTEN

Frank Schulz-Nieswandt kommt aus 
dem sozialdemokratischen Indus-
trieproletariat des Ruhrgebiets. 
»Eigentlich immer schon« sei die 55- 
bis 60-Stundenwoche sein Alltag. 
Bildung war für ihn die Flucht aus der 
Armut, sagt er. In Köln ist er nicht nur 
Institutsleiter, sondern auch Profes-
sor für Sozialpolitik, ehrenamtlicher 
Vorstand des Kuratoriums Deutsche 
Altershilfe und Honorarprofessor für 
Pflegewissenschaften an der theolo-
gisch-philosophischen Fakultät.

Eine verschollene Wirtschafts-
lehre

Schulz-Nieswandt hat sein Denken 
in der sogenannten Georg-Weis-
ser-Schule gelernt, dem Genossen-
schafts-Institut in Köln. Eine zentrale 
Rolle spielte hier die Lehre von der 
Gemeinwirtschaft und der ›Unter-
nehmenstypenvielfalt‹. Hinter diesem 
Begriff steckt die gewissermaßen trivi-
ale, aber heute gar nicht selbstver-
ständliche Perspektive, dass es neben 
der Privatwirtschaft einerseits und 
dem Staat andererseits eine große 
Vielfalt von Unternehmungen gibt: 
Genossenschaften, frei-gemeinwirt-
schaftliche Unternehmen, Stiftungen, 
Vereine und so weiter. Und auch ›der‹ 
Staat gliedert sich auf in Kommunen, 
Anstalten des öffentlichen Rechts, 
Länder, Bund und so fort.

Alle diese Unternehmungen haben 
ihre eigenwilligen Funktionsweisen 
und sind dabei nicht selten verge-
meinschaftet und/oder demokra-
tisch verwaltet. »Aber man lehrt an 
den Universitäten nur Privatwirt-
schaftslehre«, sagt Schulz-Nieswandt. 
Dabei gibt es viel an die Studierenden 
heranzutragen.

Nach Schulz-Nieswandt ist etwas 
›Genossenschaftsartiges‹ in vielen 
bestehenden Institutionen der Gegen-
wart bereits angelegt – nicht nur in 
Unternehmen: Selbstorganisierte 
Gruppen, Nachbarschaften, Gemein-

den und staatliche Einrichtungen 
können ›genossenschaftsartig‹ sein, 
nämlich dort, wo es um die selbst-
verwaltete Deckung des Bedarfs der 
Mitglieder auf Gegenseitigkeit geht.

So ist beispielsweise ein, den 
persönlichen finanziellen Umstän-
den entsprechend wählbarer, Beitrag 
für das Gemüse einer Solidarischen 
Landwirtschaft eine Ausprägung 
genossenschaftlicher, solidarischer 
Gegenseitigkeitshilfe. Aber auch das 
ausgleichende und bedarfsorientierte 
System der Krankenkassen ist genos-
senschaftsartig: »Die Krankenkassen 
sind heute der intensivste Umvertei-
lungstopf: Wer mehr verdient, zahlt 
relativ viel ein – und ist zudem meist 
eher gesund –, wer weniger verdient, 
zahlt weniger ein. Das kann sich 
später im Leben ausgleichen, aber 
es gibt Netto-Zahler und Netto-Emp-
fänger. Das ist Bedarfsdeckung auf 
Gegenseitigkeit und im Grunde eine 
solidarische Zwangsgenossenschaft.«

Und was nicht jede*r weiß: Auch 
Krankenkassen sind Körperschaften 
des öffentlichen Rechts in Selbstver-
waltung. Bei den sogenannten Sozi-
alwahlen können alle Versicherten 
Vertreter*innen in den Verwaltungs-
rat wählen, welcher über die Anlie-
gen der Kasse mitbestimmt. Nun lässt 
sich im Detail darüber streiten, wie 

demokratisch Krankenkassen, Vereine 
und eingetragene Genossenschaften 
in der Praxis funktionieren. Was aber 
bei Schulz-Nieswandts Betrachtungen 
aufgeht, ist der Blick darauf, wo etwas 
›Genossenschaftsartiges‹ in unserer 
Gesellschaft bereits existiert, wo es in 
Ansätzen angelegt ist, wo es vielleicht 
im Rückgang begriffen ist oder wo es 
neu aufkeimen kann.

Freie persönliche Entfaltung im 
gelingenden Miteinander

Bei alledem gehe es darum – und 
hier steigen wir in die philosophische 
Auseinandersetzung ein – die ›unvol-
lendete Moderne‹ weiter voranzu-
bringen. »1789 ist noch nicht Realität 
geworden. Die Französische Revoluti-
on hatte ja drei Werte: Freiheit, Gleich-
heit, Solidarität. Das Ziel ist die Frei-
heit. Solidarität ist die Voraussetzung 
für die gleiche Chance aller, sich frei 
zu entfalten. Genossenschaft ist eine 
Idee der Freiheit des Menschen, aber 
diese Freiheit muss geordnet werden 
in einem guten Miteinander. Das ist 
das kooperative Menschenbild.«

Das ›Genossenschaftliche‹ – die 
kooperative, freie persönliche Entfal-
tung in gelingendem Miteinander 
– ist bei Schulz-Nieswandt ein im 
Menschen angelegtes Potential, das 

aber aktiv herausgebildet werden 
muss, um sich zu verwirklichen: »Ich 
bin meinem Wesen nach ein freies, 
sittliches Wesen. Aber ich muss dazu 
auch werden. Das ist eine Frage der 
Erziehung, der Sozialisation, des 
gelingenden Aufwachsens.«

Den Gedanken der Person-Wer-
dung bezieht Schulz-Nieswandt 
sowohl auf die individuelle wie auf 
eine historisch-zivilisatorische Ebene:

»Der religiöse Sozialist Paul Tillich 
hat das mal so gesagt: ›Das Telos der 
Weltgeschichte ist die Personalisie-
rung.‹ Geschichte ist der Ort wo der 
Mensch zu immer höheren Stufen des 
Erfülltseins, des Gelingens, des Mitei-
nander streben sollte. Das ist diese 
Metaphysik der Geschichte. Es gibt 
da die extreme Utopie. Die Realität ist 
natürlich immer in einer Kluft dazu. 
Und die Aufgabe wird sein, diese Kluft 
zu verringern, Schritt für Schritt. Das 
heißt ganz fundamental: Die Genos-
senschaftsidee so weit wie möglich 
vorantreiben, sie nicht verkommen zu 
lassen, immer wieder kollektiv daran 
zu erinnern, dass das eine Lösungs-
möglichkeit ist. Aber realistisch 
bleiben: Wir sind doch nicht 2021 
fähig, die Welt zur Genossenschaft 
zu machen. Da maßen wir uns etwas 
an. Aber wir müssen diese Utopie 
vorantreiben.«

»Man hat zum Beispiel ein Recht 
auf Wohnen, das gehört mit zur 
Daseinsvorsorge. Wir könnten uns 
mal überlegen, ob wir ganze Sekto-
ren aus dem Markt rausnehmen: 
zum Beispiel das Gesundheits- und 
Pflegewesen nur in staatliche und 
frei-gemeinnützige Hand. Das wider-
spricht heutigem Wettbewerbsrecht, 
aber wenn die Mehrheit will, kann 
man auch solche Gesetze ändern. 
Im Burgenland wurde per Gesetz 
beschlossen – mit einer Übergangs-
zeit von fünf Jahren –, dass öffent-
liche Aufgaben im Sozial- und Pfle-
gesektor nur noch an gemeinnützige 
Unternehmen vergeben werden. Die 
werden wahrscheinlich verfassungs-
rechtlich und auch europaverfas-
sungsrechtlich nicht durchkommen, 
aber ich finde das toll, das mal anzu-
denken.«

»Man kann die Soziale Marktwirt-
schaft so weiterdenken, dass man 
in manchen Bereichen gemeinwirt-
schaftlichen Formen fördert und 
dominieren lässt. Wenn man so will 
ist das die freiheitlich-sozialistische 
Variante der Sozialen Marktwirt-
schaft.«

Rückgang der 
Genossenschafts-Institute

An den Universitäten wird der 
Raum für derartige Perspektiven 
auf Gesellschaft und Wirtschaft aber 
eher kleiner: »Die meisten Genossen-
schafts-Institute haben Direktoren, 
die jetzt emeritieren und danach 
sterben diese Institute, die Fakultä-
ten schaffen sie ab. Das gleiche gilt 
für die öffentliche Wirtschaft. Die 
Universitäten besetzen Lehrstühle 
nicht mehr dominant mit Themen, 
sondern holen sich die besten Köpfe 
international und die am besten 
methodisch ausgebildeten. Und 
damit gehen solche Themenschwer-
punkte verloren.«

Und es gibt keine guten Ansätze, 
um das zu verhindern? »Nein ich bin 
da etwas ernüchtert im Augenblick. 
Aber das kann auch wieder kippen. 
Ich bin ’98 berufen worden und die 
Veranstaltungen für das Genossen-
schaftswesen waren damals ganz 
gering besetzt. Heute sind wir über-
laufen. Das lag auch daran, dass wir 
diese Veranstaltungen anders genannt 
haben: Das hieß dann nicht mehr 
›Einführung in das Genossenschafts-
wesen‹, sondern ›Kooperatives Wirt-
schaften‹ oder ›Solidarische Selbsthil-
fe im Entwicklungszusammenhang‹ 
oder ›Sozialraum und Solidarität‹ – 
und plötzlich sind die Hörsäle voll!«

WISSENSCHAFTSPOLITIK

Keine Sicherstellung innovativer Genossenschaftslehre
Wer nach Strukturen der Genossen-
schaftswissenschaft in Deutschland 
sucht, stößt irgendwann auf die Ar-
beitsgemeinschaft Genossenschafts-
wissenschaftlicher Institute e.V. (kurz 
AGI). Auf den ersten Blick ganz beein-
druckend: 16 Institute im deutschspra-
chigen Raum, zehn davon sogar in der 
Bundesrepublik. Die meisten Institute 
in Deutschland sind aber nicht als Lehr-
stühle für das Genossenschaftswesen 
organisiert, sondern sogenannte An-In-
stitute.

BURGHARD FLIEGER, 

REDAKTION GENOSSENSCHAFTEN

Als An-Institut werden »rechtlich 
selbständige Einrichtungen an [deut-

schen] Hochschulen, die zwar orga-
nisatorisch, personell und räumlich 
mit diesen verflochten sind, ohne 
jedoch einen integralen Bestandteil 
der jeweiligen Hochschule zu bilden« 
(Bundesministerium für Bildung und 
Forschung: Bundesbericht Forschung 
2004). Sie sind meistens privatrecht-
lich organisiert. Das bedeutet im 
Umkehrschluss, dem Wissenschafts-
ministerium ist das Thema Genos-
senschaften zu unwichtig, um dafür 
eigene Lehrstühle mit festem Budget 
zu institutionalisieren.

Entsprechend lässt der wissen-
schaftliche Output vieler Institute 
zu wünschen übrig. Wer dort unter 
Aktuelles sucht, sieht: Die wenigen 
Aktivitäten erfolgen meist über Dritt-

mittel. Die Institute müssen für ihre 
Forschung Ausschreibungen gewin-
nen. Ansonsten sind sie von den finan-
ziellen Mitteln der Prüfungsverbän-
de oder großer Genossenschaften im 
Bankenbereich abhängig. Engagierte 
Forschung und kritische Lehre für 
modernes Managements alter und 
neuer Genossenschaften wird so 
erheblich erschwert.

Erkennbar findet Forschung vor allen 
in den Instituten in Münster, Köln, 
Berlin und Stuttgart-Hohenheim statt. 
Entwicklungen im Bereich neuer Genos-
senschaftsansätze und ihrer Strukturen 
werden häufig vernachlässigt. Die Folge 
ist, dass erkenntnisbringende Untersu-
chungen zu Energiegenossenschaften, 
Solidarischer Landwirtschaft, gemein-

schaftlichen Wohnprojekten oder 
Entwicklungen der Grundsicherung 
im ländlichen Raum häufig anderswo 
durchgeführt werden.

Zu den wenigen wichtigen Ausnah-
men gehört zurzeit das Forschungs-
projekt »Teilgabe. Die bürgerschaft-
liche, genossenschaftliche und 
sozialunternehmerische Schaffung 
und Gestaltung von gemeinwohlori-
entierter Versorgung« mit der Univer-
sität zu Köln (CONTRASTE berichte-
te in der Ausgabe Nr. 437 /  Februar 
2021). Hier stehen ausdrücklich 
neue genossenschaftsartige Ansätze 
im Fokus mit dem Ziel, am Ende des 
Projekts für deren Weiterentwicklung 
auch konkrete Unterstützung an die 
Hand zu geben.

Links:

www.agi-genoforschung.de

Projekt »Teilgabe«:  https://bit.ly/3qpEo0W

GENOSSENSCHAFTEN  

WISSENSCHAFT & LEHRE

Genossenschaft und die unvollendete Moderne

ANZEIGE

p  Frank Schulz-Nieswandt                    								                       Foto: Lisa Beller
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Politische Strafverteidigung 
mit dem rechtfertigenden 

Notstand

Eigentlich ist die Sache klar: »Beruft 
sich der Angeklagte auf Ausnahme-
regeln von einer Strafbarkeit (wie 
etwa Rechtfertigungs- und Schuld-
ausschließungsgründe oder auf 
einen Rücktritt vom Versuch), muss 
das Gericht ihm nachweisen, dass 
diese Umstände nicht vorliegen. Ist 
das Gericht zu diesem Beweis nicht 
in der Lage, muss zu Gunsten des 
Angeklagten entschieden werden. 
Dies gilt auch für Umstände, die die 
Strafzumessung betreffen.« (aus 
Hasso Lieber, Leitfaden für Schöf-
finnen und Schöffen, 2008, S. 52).
Doch die Praxis sieht meist anders 
aus. Gerichte verweigern jegliche 
Auseinandersetzung mit Recht-
fertigungsgründen. Sie ahnen 
vermutlich, dass ein Eingehen 
auf Rechtfertigungen den Prozess 
deutlich komplizierter macht, viele 
politische Fragen aufwirft, Versa-
gen von staatlichen Stellen und 

Firmen ans Licht bringt und eine 
Verurteilung schwierig machen 
könnte. Denn der § 34 im Straf-
gesetzbuch (StGB) erlaubt quasi 
Straftaten, wenn mit diesen ein 
höherrangiges Ziel verfolgt wird, 
mildere Mittel nicht zu finden sind 
und die Handlung zumindest zum 
Ziel hätte führen können: »Wer in 
einer gegenwärtigen, nicht anders 
abwendbaren Gefahr für Leben, 
Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum 
oder ein anderes Rechtsgut eine 
Tat begeht, um die Gefahr von sich 
oder einem anderen abzuwenden, 
handelt nicht rechtswidrig, wenn 
bei Abwägung der widerstrei-
tenden Interessen, namentlich 
der betroffenen Rechtsgüter und 
des Grades der ihnen drohenden 
Gefahren, das geschützte Interes-
se das beeinträchtigte wesentlich 
überwiegt. Dies gilt jedoch nur, 
soweit die Tat ein angemessenes 
Mittel ist, die Gefahr abzuwenden.«
Ein wichtiger Durchbruch war der 
Gerichtsentscheid des Oberlandes-
gerichts Naumburg am 24. April 

2013. Die Revisionsinstanz zur 
Genfeldbefreiung in Gatersleben 
hob ein Urteil des Landgerichts 
Magdeburg auf und legte Kriterien 
für die Ablehnung des rechtferti-
genden Notstandes fest. Wenig 
später sprach die offensichtlich 
lernfähige Magdeburger Strafkam-
mer einige Tierrechtsaktivist*innen 
nach § 34 frei! Es macht folglich 
Sinn, bei Handlungen mit poli-
tischem Hintergrund das Verfahren 
auf diese Weise zu politisieren.
Geplant ist eine solche Verteidi-
gung bei dem in Kürze anstehen-
den Verfahren gegen Beteiligte an 
der VW-Blockade vom 13. August 
2019. Der Prozess beginnt am 23. 
März 2021 um 11 Uhr am Amtsge-
richt Wolfsburg.

Wie entwickelt sich die 
Strafverteidigung?

Menschen mit Strafe bedrohen 
und auch tatsächlich bestrafen zu 
können, gehört zu den wichtigsten 

Pfeilern eines jeden Herrschafts-
systems. Folgerichtig braucht 
Widerstand gegen bestehende 
Verhältnisse Schutzmechanismen 
gegen Straforgien, die sonst eine 
jede soziale Bewegung schwä-
chen würden. Daher sind Straf-
gesetze und ihre Auslegung stets 
umkämpft – und mit ihr auch die 
Möglichkeiten der Strafverteidi-
gung. Jörg Arnold hat aktuelle 
»Entwicklungen der Strafvertei-
digung« in einem Sammelband 
zusammengetragen (2019, Lit in 
Berlin, 311 Seiten, 34,90 Euro). 
Besonders spannend ist das 
mittlere Kapitel um die Frage 
der Verknüpfungen juristischer 
Prozesse und politischer Positi-
onen. Davor geht es vor allem um 
frühere Entwicklungen, danach 
um internationale Themen. Insge-
samt sind alle Kapitel von einer 
bedauerlichen Ferne der realen 
Kämpfe in und um die Gerichts-
säle geprägt. Die Praxis sieht oft 
sehr anders aus als die Debatten 
in Fachzeitschriften.

Lesenswert: Texte über 
Polizei, Gefängnisse und mehr

Thomas Meyer-Falk berichtet aus 
der JVA Freiburg, wie sich Corona 
auf den Alltag im Knast auswirkt: 
https://de.indymedia.org/node/134880

Aus Frankreich stammt ein Text, 
der die Möglichkeiten aufzeigt, wie 
ein soziales Miteinander und der 
Umgang mit übergriffigem Verhalten 
die Polizei überflüssig machen kann: 
https://de.indymedia.org/node/135938

Tipps für ein sicheres Smartphone: 
https://bit.ly/3bbVFEv

Das Bundesverfassungsgericht hat 
im Beschluss vom 1 BvR 1024/19 
festgestellt, dass eine Schmähkritik 
nur dann vorliegt, wenn sie 
keinen Bezug mehr zu einer 
sachlichen Auseinandersetzung 
hat. Beschlusstext und Leitsätze: 
https://bit.ly/2Zr7IZf @Eva S 

Jörg Bergstedt

REPRESSIONS- UND RECHTSFÄLLE

Die Kampagne »Gemeinschaftlicher 
Widerstand« ruft dazu auf, am 15. 
März, dem internationalen Tag gegen 
Polizeigewalt, und am 18. März, dem 
internationalen Tag der politischen 
Gefangenen, an Aktionen teilzuneh-
men oder auch selbst aktiv zu werden. 
Wir dokumentieren den ausführlichen 
Aufruf mit zahlreichen Beispielen staat-
licher Repression der letzten Jahre:

Die staatliche Repression gegen linke 
und soziale Bewegungen nimmt seit 
Jahren zu und zeigt sich in Gesetzes-
verschärfungen, hohen Haftstrafen, 
zahlreichen Strafverfahren und bruta-
len Polizeieinsätzen. Davon betroffen 
sind Antifaschist*innen, Klimaakti-
vist*innen, feministische und anti-
rassistische Aktivist*innen und viele 
andere, die die herrschenden Verhält-
nisse nicht hinnehmen wollen.

Ein Gipfel der Repression fand 
während des G20 im Jahr 2017 in 
Hamburg statt, als Demonstrationen 
von der Polizei auseinander geprügelt 
und hunderte Menschen festgenom-
men wurden. Nach dem G20-Gipfel 
gab es über 3.500 Ermittlungsverfah-
ren und bisher rund 260 Gerichtsver-
fahren. Auch knapp vier Jahre danach 
ist der Verfolgungswille der Hambur-
ger Justiz ungebrochen. Anfang 
Dezember 2020 begann der erste 
Rondenbarg-Massenprozess gegen 
die fünf jüngsten Aktivist*innen, die 
2017 gegen den G20 protestierten 
(CONTRASTE berichtete). (…)

Rassistische Polizeigewalt

Jeden Tag werden neue sogenannte 
»Einzelfälle« von Rassismus, Antisemi-
tismus und rechten Netzwerken in den 
Behörden gemeldet. Rassistische Poli-
zeigewalt und Kontrollen sind an der 
Tagesordnung. Regelmäßig sterben 
Menschen in Gewahrsam oder durch 
Polizeischüsse. Schwarze Menschen 
und People of Color haben ein beson-
ders hohes Risiko, in staatlicher 
»Obhut« ihr Leben zu verlieren oder 
durch die Polizei getötet zu werden. 
Die Kampagne Death in Custody 
hat 179 Todesfälle von Schwarzen 
Menschen, People of Color und von 
Rassismus betroffenen Menschen 
in deutschem Gewahrsam seit 1990 
gezählt. Die Täter*innen werden fast 
nie bestraft, stattdessen werden Opfer 
nach ihrem Tod kriminalisiert. Wir 
fordern die Aufklärung der Todesum-

stände in Gewahrsam und ein Ende 
von rassistischer Polizeigewalt!

Freiheit für Lina und Dy

Gleichzeitig greift der Staat die anti-
faschistische Bewegung an. Anfang 
Juli 2020 fand eine Repressionswelle 
in Baden-Württemberg statt. Von Juli 
bis Mitte Januar 2021 saß der Anti-
faschist Jo in Stuttgart-Stammheim 
in Untersuchungshaft. Im November 
folgte die Inhaftierung des Antifa-
schisten Dy. Beiden wird vorgewor-
fen, an einer Auseinandersetzung mit 
Mitgliedern der faschistischen Schein-
gewerkschaft »Zentrum Automobil« 
im Mai am Rande einer Querden-
ken-Demonstration beteiligt gewe-
sen zu sein. In Leipzig traf es Anfang 
November die Antifaschistin Lina. Ihr 
wird vorgeworfen, Teil einer krimi-
nellen Vereinigung nach Paragraph 
129 zu sein, deren Ziel es sein soll, 
»Angriffe gegen Personen der Rech-
ten Szene durchzuführen«. Der Staat 
will mit der Repression die Delegiti-
mierung und Kriminalisierung von 
antifaschistischem Aktivismus errei-
chen, doch das lassen wir nicht zu: 
Wir fordern die sofortige Freilassung 
aller antifaschistischen Gefangenen!

Mit dem Vorwand einer Para-
graph-129-Ermittlung lässt sich nahe-

zu jede Überwachungs- und Bespit-
zelungsmaßnahme begründen. Der 
Strafgesetzbuch-Paragraph ist ein 
Werkzeug für die Repressionsorgane, 
um linke Strukturen auszuspionieren 
und Aktivist*innen zu kriminalisie-
ren. Insbesondere linke kurdische 
und türkische Aktivist*innen werden 
mit dem Paragraph 129b verfolgt. 
Dabei werden legale Tätigkeiten wie 
das Sammeln von Spenden und das 
Organisieren von Solidaritätskonzer-
ten mit Gefängnisstrafen geahndet, 
wenn das Gericht der Meinung ist, dass 
es sich dabei um Aktivitäten für eine 
terroristische Organisation im Ausland 
handelt. (…) Seit 1993 besteht in 
Deutschland das Verbot der Arbeiter-
partei Kurdistans PKK. Seitdem gab es 
tausende von Strafverfahren, Razzien 
und auch Verurteilungen nach den 
Paragraphen 129. Aktuell stehen seit 
April 2019 fünf kurdische Aktivist*in-
nen wegen der Paragraphen 129a/b 
in Stuttgart-Stammheim vor Gericht.

Für eine Gesellschaft
ohne Knäste

Der Knast ist das aktuell härtes-
te Mittel des bürgerlichen Staates, 
Repression auszuüben. Vor allem 
Menschen, die vermehrt durch 
beispielsweise Racial Profiling ins 

Visier der Polizei geraten oder die 
von Vertreibung von öffentlichen 
Plätzen betroffen sind, wie zum 
Beispiel Drogennutzer*innen und 
Obdachlose, geraten in Gefahr durch 
drakonische Strafurteile in den Knast 
gesteckt zu werden. Für illegalisierte 
Menschen, deren bloße Präsenz in 
Deutschland kriminalisiert wird, gibt 
es zusätzlich noch Abschiebelager 
und Ankerzentren. Dort sind sie der 
Willkür der Wärter*innen ausgelie-
fert und werden teils in den Suizid 
getrieben.

Mit der Drohung aus dem Alltag 
gerissen und stigmatisiert zu werden, 
sollen auch linke Aktivist*innen 
eingeschüchtert und gezwungen 
werden, sich in den vorgesehenen 
normativen Bahnen zu bewegen. Die 
betroffenen Individuen sollen isoliert 
werden und als Exempel für die Herr-
schaftssicherung herhalten. Die von 
Gerichten vermehrt ausgesprochenen 
Haftstrafen der letzten Zeit stellen 
eine Kampfansage der Klassenjustiz 
dar. Auch sollen wir als Bewegung 
entzweit werden in die »Guten« auf 
der einen Seite und die »Bösen« im 
Knast. Nicht mit uns! Schließen wir 
uns dagegen spektrenübergreifend 
und solidarisch zusammen. Denn 
nach wie vor gilt: »Getroffen hat es 
einige, gemeint sind wir alle!«

 

GEGEN REPRESSION, POLIZEIGEWALT UND KNAST

Heraus zum 15. und 18. März 2021

p  Als »Gefährder*in« in den Knast: Attac beteiligte sich an der Demonstration gegen das neue Polizeigesetz in NRW am 7. Juli 2018.  				               Foto: Herbert Sauerwein

ÜBER DEN TELLERRAND 

Hintergrund

Am 15. März ist der internationale Tag 
gegen Polizeigewalt. Seit 1997 wird 
der Tag zum Anlass genommen, in 
der breiten Öffentlichkeit auf das The-
ma Polizeigewalt aufmerksam zu ma-
chen, dagegen zu protestieren und 
der Todesopfer zu gedenken. Die 
anarchistische Gruppe »Black Flag« 
aus der Schweiz organisierte den Tag 
erstmalig als Reaktion auf den bru-
talen Übergriff der Schweizer Polizei 
am 15. März 1996 auf zwei Kinder im 
Alter von elf und zwölf Jahren.
Der 18. März wird seit fast 100 Jah-
ren als Tag der politischen Gefan-
genen international begangen. Die 
Internationale Rote Hilfe erklärte 
den 18. März im Jahr 1923 zum »In-
ternationalen Tag der Hilfe für die 
politischen Gefangenen« und woll-
te damit an den Beginn der Pariser 
Kommune am 18. März 1871 und 
deren spätere Niederschlagung er-
innern. Nach dem Faschismus gab 
es in der BRD erst wieder 1996 auf 
Initiative von Libertad! und der Ro-
ten Hilfe einen Aktionstag für die 
Freiheit der politischen Gefangenen. 
Seitdem finden jedes Jahr Veranstal-
tungen und Aktionen statt.

Quelle: https://bit.ly/3dvQvWX
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Der Beschluss für ein gemeinsames Projekt, erste 
Schritte und Stolpersteine und die Integration von 
»anderen«. Unser Autor zeichnet abstrakt den 
Entstehungsprozess einer Gruppe nach und wirft 
dabei einige relevante Fragen auf..

JÜRGEN FELDMAIER, FREIBURG

Initiativen für Hausprojekte entstehen aus unter-
schiedlichsten Gründen. Dazu gehören oft auch 
konkrete Anlässe wie Kündigung von Mietver-
hältnissen oder ein bevorstehender Hausverkauf. 
In solchen Fällen wird das Mietverhältnis für 
die Bewohner*innen plötzlich zu einer exis-
tentiellen Belastung. Der Stress, der durch den 
drohenden Verlust der Wohnung entsteht, ist 
leicht vorstellbar.

Manche Leute lernen auch über ihren Freun-
deskreis andere Formen gemeinschaftlichen 
Zusammenlebens oder Organisationsformen 
für Wohneigentum kennen und wünschen sich, 
in ähnlichen Gemeinschaften und anderen 
Bedingungen zu wohnen. Die Gründe für ein 
Hausprojekt können einerseits sehr persönlich 
sein, zum Beispiel bei der Frage nach Lebens-
bedingungen im Alter. Andererseits spielen oft 
auch Visionen einer anderen Gesellschaft und 
Kultur eine Rolle.

Bei allen gleichermaßen entscheidend ist der Zeit-
punkt, an dem sie beschließen, ihre Wünsche und 
Vorstellungen aktiv und gemeinsam anzugehen. 
Das ist der erste gemeinsame Beschluss auf dem 
Weg zu einer neuen Wohn- und Eigentumsform.

Unterschiedliche Zukunftsentwürfe

Ein Projektprofil zu entwickeln, ist eine über-
aus anspruchsvolle und spannende Aufgabe, da 
an diesem Prozess viele Menschen mit unter-
schiedlichen Zukunftsentwürfen beteiligt sind. 
In der Ausmittlung der Interessen zeigt sich auch 
die Kompromissbereitschaft der Einzelnen.

Und wenn das Profil Gestalt annimmt, entsteht 
mit der positiven Ausgestaltung ein Konzept, 
in dem alle Beteiligten etwas Eigenes finden. 
Dabei können auch Aspekte, die zuerst als Defizit 
wahrgenommen werden, später auf dem Akzep-
tanzkonto als Gewinn verbucht werden.  

Hier geht es zum Beispiel auch um die 
Entwicklung eines Abstimmungsmodus, der 
konsensorientiert festgelegt wird. Neben den 
inhaltlichen Entwicklungswünschen werden 
auch Umgangsformen festgelegt, auf die sich 
alle Mitglieder beziehen können. Die Gruppen-
verkehrsordnung, die hier entsteht, erleichtert 
den formalen Ablauf von Lösungsfindungen 
und Entscheidungen. Beschlüsse, die gefasst 
werden, sind Bausteine der Projekt- und Grup-
penentwicklung und geben zum Beispiel auch 
Neueinsteigenden die notwendige Orientierung 
zu Grundlagen und zum Stand des Projekts.

Privilegien erkennen

Mit der Arbeit am Gruppenprofil beginnt 
üblicherweise die erste Sondierungsphase, die 
Aufstellung von Wünschen, Vorstellungen und 
Ansprüchen an das neue Wohnprojekt, »mein« 
oder »unser« Wohnprojekt. Dabei sollte jedoch 
auch das »andere« berücksichtigt werden. 
Die Anderen sind die, die mit ihrem Bedarf 
an Wohnraum gesellschaftlich benachteiligt 
sind. Dazu gehören Alleinerziehende, ältere 
Menschen mit niedrigen Renten, Alleinstehen-
de und Familien mit Migrationshintergrund und 
auch obdachlose Menschen, Haftentlassene oder 
psychisch Kranke. Alles Menschen mit beson-
derem Wohnbedarf. Es kann auch als Privileg 

gesehen werden, in dieser ökonomisch durchge-
takteten Welt den eigenen Wohnanspruch selbst 
umzusetzen. Daher rührt auch die Empfehlung 
an neue Wohnprojekte, sich über diese Schere 
Gedanken zu machen und die »Anderen« mit 
einzubeziehen.

In der Wirtschaftswelt

Neben der Gruppen- und Projektentwicklung 
gilt es, die neue Lage formal in der Wirtschafts-
welt zu verankern, eine Firma zu gründen. Um 
als Gruppe aufzutreten und die notwendige 
Akzeptanz zu bekommen, bedarf es einer Rechts-
form und eines Gesellschaftsvertrags, in dem 
sich auch die eigenen Vorstellungen finden. Und 
um das Szenario zu vervollständigen, benötigen 
wir neben dem Projektprofil und der Rechtsform 
für unser Projekt auch einen Finanzierungsplan. 
Alle drei Säulen können in Selbstorganisation 
erarbeitet werden.

Erstinformationen hierzu gibt es auf der 
Internetseite des Mietshäuser Syndikats und 
bei konkretem Interesse (einer Gruppe!) auch 
über Beratungen aus dem Syndikat. Für viele 
Initiativgruppen wird es auch dann spannend, 
wenn sie andere Projekte besuchen.

Link: www.syndikat.org

Wenn Hausprojekte scheitern, dann scheitern sie 
(meistens) nicht am Geld oder an den Umständen, 
sondern an den Menschen, die diese bauen, selbst 
verwalten und aufrechterhalten. Dennoch finden 
die Themen Gruppendynamik und der aktiven 
Konfliktbearbeitung im Anfangsprozess wie auch 
danach häufig entschieden zu wenig Beachtung.

AG KONFLIKTE IM MIETSHÄUSER SYNDIKAT

Um Hausprojekte langfristig stabil aufzustellen, 
braucht es nicht nur einen soliden Finanzie-
rungsplan und eine gute Bausubstanz, sondern 
auch und insbesondere eine grundlegende 
Verständigung über das Miteinander in guten 
wie in schwierigen Zeiten.

Häufig stärkt unsere Sozialisation Tendenzen 
der Konfliktunfähigkeit, der Vermeidung. Einge-
engte Muster innerhalb von Konfliktsituationen, 
Angst vor Nicht-gesehen-werden, großes Harmo-
niebedürfnis oder gar verletzendes Verhalten 
gehen damit einher.

Ein wichtiger Schritt in Richtung emanzipa-
torische Chance ist eine Veränderung der inne-
ren Haltungen, ein bewusster Abschied von der 
Überzeugung, dass Konflikte etwas Schlimmes 
sind. An diese Stelle kann die Auffassung treten, 
dass sog. Störungen und Probleme ihre Lösun-
gen bereits in sich tragen, dass sie Wachstum 
ermöglichen und durch das Erleben von mehr 
als Harmonie und Ruhe einen Gewinn an Leben-
digkeit bieten. Das hört sich erst einmal plausibel 
und fast einfach an, wir leben jedoch in Mustern 
und Strukturen, die biografisch wie auch durch 
gesellschaftliche Werte und Normen geprägt 
sind und die uns oft darin gefangen halten.

Gerade auch in Hausprojekten kommt dies 
zum Tragen. Wir wollen zwar einen anderen 

Umgang miteinander, sind bemüht, anders zu 
sein. Wenn jedoch Konflikte auftreten, fallen wir 
oft in unsere alten Muster, werden innerlich eng, 
erstarren vielleicht sogar, flüchten oder gehen 
in den Kampfmodus. Permanente Überforderung 
trägt zusätzlich dann nicht zum guten Gelingen 
im Umgang mit den Konflikten bei.

Um zu einem guten und offenen Konfliktum-
gang zu gelangen, reicht ein Methodenwissen 
–  beispielsweise zu einer achtsamen Plenums-
kultur und konsensorientierten Entscheidungs-
findung – alleine nicht aus. Es bedarf der Selbst-
erkenntnis der eigenen Muster und Haltungen 
und noch besser ist es, dieses Wissen den ande-
ren im Hausprojekt ebenfalls transparent zu 
machen. Sich mit den eigenen Konfliktbiografien 
und/oder Geldbiografien auseinanderzusetzen – 
wie und wodurch entstand mein Verhältnis zu 
Geld – ist wichtig für diesen Erkenntnisprozess. 
Ebenso hilfreich ist es, die eigene Fehlerfreund-
lichkeit sich selbst und anderen gegenüber zu 
erkennen, zu wissen, wie viel Nähe und wie viel 
Distanz brauche ich, um gut im Projekt leben 
zu können und was brauche ich, um Vertrauen 
zu den Einzelnen/zum Hausprojekt haben zu 
können. Hört sich nach mächtig viel Eigen- und 
Gruppenarbeit an – ist es auch. Solidarisches, 
hierarchiearmes und respektvolles Verhalten 
ist ein mühsamer Lernprozess. Aber es lohnt 
sich, weil es eine solide Grundlage bilden kann, 
um in Konfliktsituationen eine größere Zuver-
sicht zu erlangen und einen guten Umgang zu 
finden. Und letztendlich brauchen Konflikte 
auch Ruhephasen, sonst können sie durch die 
permanente Anspannung unproduktiv/eskalie-
rend und überfordernd werden.

Abschließend ist aus unserer Erfahrung 
heraus zu sagen, dass für die Begleitung von 

Gruppenprozessen finanzielle Ressourcen 
einzuplanen sind. So wie in der Planungs- 
und Bauphase selbstverständlich Kosten für 
Architekt*innen/Statiker*innen und weite-
re Fachplanungen vorgesehen sind, sollen 
Budgets für externe Moderation, Mediationen, 
Supervision und ggf. Schlichtungsverfahren 
vorhanden sein.

KONFLIKTE IN HAUSPROJEKTEN

»Eine andere Konfliktkultur ist möglich!«

ANZEIGE

SCHWERPUNKT MIETSHÄUSER SYNDIKAT

GRÜNDUNGSPROZESS 

Wie eine neue Gruppe entsteht

VERLAG WESTFÄLISCHES DAMPFBOOT

WWW.DAMPFBOOT-VERLAG.DE

Die Proletarische Wende nach 1968 umfasste 
einer seits die Hinwendung der intellektuellen 
Linken zur Geschichte und Kultur der Arbeiter-
scha� , andererseits für die radikale Linke den Ver-
such der Etablierung von Kommunikationsstruk-
turen mit der Arbeiterscha� , die Konstituierung 
hermetischer Organisationsformen und kulturelle 
Transformationen. 
Sven Gringmuth nimmt die objektiv-historischen, 
gesellscha� lichen Bedingungen ebenso wie den 
Wandel der Begri�  ichkeiten, Codes und Räume 
der Protestbewegung in den Blick, um eine neue 
Geschichte der Linken im langen ‘Roten Jahr-
zehnt’ zu schreiben.

Sven Gringmuth
Was war die Proletarische Wende?
Ein Beitrag zur Mentalitätsgeschichte der bundesrepublikanischen Linken
2021 – 442 Seiten – 44,00 € – ISBN  978-3-89691-049-3

p  Regendemo der F4F in Köln im März 2019	 Grafik: MHS

Mietshäuser Syndikat – kurz 
und knapp

Solidarisch: Das Mietshäuser Syndikat ist ein 
Solidarzusammenschluss selbstorganisierter 
Hausprojekte: Etablierte Altprojekte unterstüt-
zen neue Projektinitiativen mit Knowhow, aber 
auch finanziell: Wenn ein Projekt den Großteil 
seiner anfänglich für Kauf und Baukosten auf-
genommenen Darlehen getilgt hat, werden die 
Überschüsse nicht zur Senkung der eigenen 
Miete verwendet, sondern über zinsgünstige 
Direktkredite und einen stetig anwachsenden 
gemeinsamen Topf, den Solidarfonds, zu Guns-
ten neuer Hausprojekte transferiert.

Unverkäuflich: Immobilien als unverkäufli-
ches Gemeineigentum: Jedes Haus ist eigen-
ständig und im Eigentum einer eigens dafür 
gegründeten Haus-Besitz-GmbH mit zwei 
Gesellschaftern. Erstens der Hausverein aller 
Bewohner*innen, die selbstbestimmt über die 
Belange des Zusammenlebens entscheiden. 
Zweitens ist die Mietshäuser Syndikat GmbH 
als Wächterin über die Unverkäuflichkeit der 
Immobilie an jeder Haus-Besitz-GmbH beteiligt.
Um die Projektautonomie nicht zu gefährden, 
ist das Stimmrecht auf wenige Grundlagenfra-
gen beschränkt. Eine Reprivatisierung ist somit 
ausgeschlossen.

Bezahlbar: Das Mietshäuser Syndikat setzt sich 
für bezahlbaren Wohnraum für Alle ein – un-
abhängig vom persönlichen Einkommen oder 
Vermögen. Das nötige Kapital für den Hauskauf 
wird neben normalen Bankdarlehen über Di-
rektkredite – zinsgünstige Kredite von solidari-
schen Privatpersonen, Gruppen und Altprojek-
ten – eingesammelt.

Selbstorganisiert: Alle Hausprojekte sind 
selbstverwaltet und unabhängig, entschei-
den jedoch gemeinsam über die Belange des 
Projektverbunds: Auf den Mitgliederversamm-
lungen des MHS hat jedes Syndikatsmitglied 
gleichberechtigtes Stimmrecht. Entschieden 
wird im Konsens.

Der Projektverbund in Zahlen

Syndikatsprojekte: 161, gescheitert: 1
Gesamte Wohnfläche: 150.000 m2

Gesamte Gewerbefläche: 25.000 m2

Anzahl Bewohner*innen: 4.400
Gesamtkosten: 280 Mio. Euro (davon ca. 25 Pro-
zent über Direktkredite finanziert)
Mieteinnahmen: 14 Mio. Euro / Jahr
Beiträge zum Solidarfonds: 400.000 Euro / Jahr

Selbstverwaltung in Zahlen

Arbeitsgruppen: ca. 15
Ehrenamtliche Berater*innen: ca. 100
Regionale Koordinationen: 15
Bezahlte Stellen im Syndikat: 0,5
Durchschnittliche Teilnehmende einer Mitglie-
derversammlung: ca. 250  
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Wer Stiftung hört, denkt oft an reiche Industriel-
le, die ihr Vermögen verwalten (lassen), selten an 
ein selbstorganisiertes und -verwaltetes linkes 
Projekt, das Geld an die Orte bringen will, wo 
es gebraucht wird. Doch genau das ist ein Plan, 
den es schon lange gibt und der jetzt endlich in 
die Tat umgesetzt wird: Wir gründen eine Syndi-
katstiftung! Unsere Themen bleiben gleich: ange-
messener Wohnraum für alle, Grund und Boden 
vergesellschaften und der Ware Wohnraum ein 
Ende machen.

LINA HURLIN, LEIPZIG

Gründe für eine Stiftung gibt es einige: Es 
werden dem Mietshäuser Syndikat über die 
Jahre immer mal wieder Häuser, Grundstücke 
oder Geld als Geschenke oder Erbe angeboten. 
Das ist als GmbH oder Verein nicht so leicht 
anzunehmen, beziehungsweise wird es so hoch 
versteuert, dass es sich kaum lohnt. Da wir 
Geschenke aber lieben und es außerdem für poli-
tisch überzeugend halten, dass Privateigentum, 
sei es von Lebenden oder Toten, kollektiviert 
wird, brauchen wir dafür eine Lösung.

Ein weiterer Grund ist der abgedrehte Immo-
bilienmarkt. Die Preise für Wohnraum sind 

hoch, bezahlbare Häuser und Grundstücke 
zumindest in Großstädten schwer zu finden und 
Verkäufer*innen wollen schnell verkaufen. Das 
passt oft nicht mit neuen Gruppen zusammen, 
die sich erst sortieren, Direktkredite einheimsen 
und Körperschaften gründen müssen. In den 
letzten Jahren wurden deshalb immer wieder 
externe Stiftungen wie die Stiftungen Trias 
oder Edith Maryon zwischengeschaltet, die 
schnell handeln konnten, Geld hatten und das 
Haus/Grundstück erst einmal gekauft haben. 
Üblicherweise geben diese Stiftungen dann der 
Gruppe das Objekt im Erbbaurecht weiter und 
diese zahlen dafür einen Erbbauzins. Da wir 
die DIY-Kultur verinnerlicht haben und den 
Erbbauzins lieber in neue Syndikatsprojekte 
stecken würden, dachten wir auch hier: Das 
können wir doch selbst. Weiterer Punkt auf 
dem Stiftungswunschzettel ist der altbekannte 
Spruch »Lieber 1.000 Freunde im Rücken als 
eine Bank im Nacken«. Als Stiftung können wir 
Direktkredite an neue Projekte in der Anlauf-
phase vergeben und ihnen damit den Start 
erleichtern. Ein Nebeneffekt könnte auch sein, 
dass wir als Stiftung eher Direktkredite ange-
boten bekommen, als ein neues Hausprojekt, 
was noch in den Kinderschuhen steckt.

Gründer*in werden

So, genug Gründe – der Sinn des Ganzen 
dürfte klar sein. Aber wie kann das gehen? 
Zuerst brauchen wir mal wieder eins: Geld. 
Aktuell werben wir dafür, Stiftungsgründer*in 
zu sein und Geld zuzustiften. Vor allem tun das 
schon bestehende Syndikatsprojekte und das 
Mietshäuser Syndikat als Gesamtverbund, aber 
auch Privatpersonen, die der Idee des selbst-
verwalteten Wohnens und der Kollektivierung 
von Grund und Boden nahe stehen. Diese Stif-
ter*innen treffen sich dann zur Stifter*innen-
versammlung, welche einen Stiftungsrat wählt. 
Dieser wiederum kontrolliert das Stiftungsge-
schehen, welches vom Vorstand ausgeführt 
wird. Wert legen wir wie im gesamten Syndikat 
darauf, dass basisdemokratisch Entscheidungen 
getroffen werden.

Wirtschaftlich handeln

Langfristig wird das Stiftungsvermögen aus 
Schenkungen, Zustiftungen, Erbschaften, Direkt-
krediten und dem Erbbauzins der Projekte, die 
auf Stiftungseigentum bauen, wohnen oder 
arbeiten, bestehen. Damit wird die Stiftung 

Grundstücke, Wiesen, Äcker und vielleicht auch 
Häuser kaufen oder bauen und Öffentlichkeitsar-
beit machen. Wichtig ist dabei natürlich immer, 
dass die Stiftung Erträge erzielt. Wir können 
also nicht wahllos Geld verteilen, bis der Topf 
alle ist, sondern müssen insoweit wirtschaftlich 
handeln, dass das Geld nicht weniger wird. Das 
wird über Schenkungen, Erbschaften, Miet- und 
Pachteinnahmen abgedeckt.

In der Kurzzusammenfassung heißt das: Das 
Syndikat eignet sich eine neue Rechtsform an, 
die Ziele bleiben aber die alten. Wir setzen uns 
ein für ein würdiges Dach über dem Kopf, für 
alle. Grund und Boden ist lebensnotwendig, 
wie Sonne, Regen und Luft. Wohnen ist keine 
Ware, sondern ein Menschenrecht und sollte als 
solches behandelt werden. Solange die Mühlen 
des Kapitalismus jedoch weiter mahlen, müssen 
wir unsere Schlupfwinkel finden, wie Geld, 
Wohnraum, Boden und Äcker besser umver-
teilt werden können. Die Syndikatstiftung wird 
hoffentlich schon bald ein weiteres Werkzeug 
dafür sein.

Lina Hurlin ist Teil des vorläufigen Stiftungsrats.

Link: www.syndikatstiftung.org

Weltweit entstehen immer mehr selbstverwaltete, 
nicht-gewinnorientierte Wohn- und Eigentums-
modelle. Auch das Mietshäuser Syndikat ist seit 
seiner Gründung im Jahr 1992 stetig gewachsen 
und Nachbarländer adaptieren inzwischen das 
Modell. Das funktioniert, weil die Mitglieder sich 
austauschen und gegenseitig unterstützen.

CORINNA HÖLZL, BERLIN

Das Mietshäuser Syndikat wächst stetig, neue 
Strukturen formieren sich und das internationa-
le Interesse steigt: In Österreich hat das Linzer 
Hausprojekt Willy*Fred in Zusammenarbeit mit 
Syndikatsmitgliedern aus Deutschland 2014 
das Syndikatsmodell auf den österreichischen 
Rechtsraum übertragen und den Dachverband 
habiTAT gegründet. Aktuell besteht das habiTAT 
aus fünf Projekten: Willy*Fred und Jelka in Linz, 
Autonome Wohnfabrik in Salzburg sowie Bikes 
and Rails und SchloR in Wien sowie Initiati-
ven wie Brennnessel und der 3er-Hof auf dem 
Land (CONTRASTE berichtete in den Ausgaben 
Februar 2019 und September 2020).

2017 gründete sich nach langjähriger Vorbe-
reitung – wie in Österreich ausgelöst durch die 
Implementierung eines ersten Hausprojektes 
– der niederländische Verband VrijCoop, zu 
dem heute das Ökodorf Boekel und Bajesdorp 
in Amsterdam sowie vier weitere Initiativen 
gehören. Zum französischen Dachverband Le 
Clip zählen inzwischen drei Projekte: Porche-
ritz in Vichères, Hautes Planches in Bretoncel-
les und Déviation in Marseille. Der tschechische 
Dachverband Sdílené domy (Geteilte Häuser) 
versucht in Prag aktuell, sein erstes Haus zu 
kaufen. Zudem gibt es enge Kontakte zu unab-
hängigen jungen Zusammenschlüssen, in Spani-
en etwa mit La Borda und Sotrac (Barcelona) 
sowie der Dachgenossenschaft Sostre Civic, in 
Frankreich mit dem Stiftungsprojekt l’air de rien.

Angepasste Rechtskonstrukte

Da die Rechtslage international zu stark variiert, 
haben die Syndikate in den Nachbarländern neue, 
rechtlich eigenständige Verbände gegründet. Das 
heißt, sie übernehmen das Syndikatsprinzip der 
geteilten Gesellschafterstruktur (Hausprojekt und 
Dachverband), um ein Vetorecht gegen Verkäufe 
zu garantieren und wählen dafür unter anderem 
die Rechtsformen, die sich entsprechend der nati-
onalen Gesetzeslage anbieten. Rechtlich sind bei 
VrijCoop alle Einheiten als Vereine organisiert 
(Hausprojekt, Dachverband und Immobilienbe-
sitzeinheit). Genauso sind der österreichische, der 
tschechische und der französische Dachverband 
im Unterschied zum Mietshäuser Syndikat als 
Vereine organisiert. 

Solidarische Beratung auch international

Das Mietshäuser Syndikat gründete vor 
rund zehn Jahren die AG International, um 
besser auf die wachsende Zahl von Anfragen 
aus Europa und darüber hinaus reagieren zu 
können. Zudem gibt es mit dem »Commoning 
Spaces Network« seit Kurzem ein internationa-
les Unterstützungsnetzwerk zur Beförderung 
von Nutzungseigentum, Selbstverwaltung und 
Solidarität. Im Wesentlichen gibt es zwei Bedar-
fe: Der Austausch zwischen ähnlichen Zusam-
menschlüssen sowie die konkrete Beratung 
von Projekten beim Aufbau. Häufig vermitteln 
Syndikatsmitglieder zwischen Initiativen vor Ort 
oder sie informieren im Rahmen von Konferen-
zen oder auf Einladung von Initiativen über das 
Syndikatsmodell. Clemens, Gründungsmitglied 
von VrijCoop, der seit Jahren zu den Syndi-
kats-MVs reist, betont, wie wichtig das für Initi-
ativen ist: »Das ist natürlich interessant, wenn 
ein oder zwei Personen das kennen, aber man 
will ja, dass da mehr Leute von überzeugt sind.«

HabiTAT, VrijCoop, Sdílené domy und Le Clip 
erhielten in der Aufbauphase von vielen Syndi-

katsmitgliedern konkrete Unterstützung in Sachen 
Verbandsgründung, Finanzplanung, Selbstverwal-
tung, Haussuche usw. inkl. Hausprojektbesichti-
gungen. Inzwischen brauchen die Ableger-Ver-
bände kaum noch Beratung vom Syndikat, im 
Gegenteil, der wechselseitige Input ins interna-
tionale Netzwerk nimmt zu, etwa beim Aufbau 
der internen Kommunikationsplattform SyndiDAT. 
Neben dem gegenseitigen Austausch inklusive der 
Vermittlung von nützlichen Kontakten zu zum 
Beispiel Banken und Stiftungen stellen Direktkre-
dite über Landesgrenzen hinweg eine wichtige 
Unterstützung für neue Projekte dar. So stammen 
circa 20 Prozent der Direktkredite von Willy*Fred 
aus dem Umfeld des Mietshäuser Syndikats.

Grenzen

Die ungleiche Wissens- und Ressourcenver-
teilung lässt sich im Zuge der internationalen 
Vernetzung teilweise überbrücken. Klar ist 
aber auch, die etablierten Ableger befinden 
sich alle in strukturstarken Nachbarländern mit 
vergleichsweise gut überbrückbaren kulturel-
len, rechtlichen und politischen Systemen. Das 

ehrenamtliche Beratungskonstrukt des Miets-
häuser Syndikats stellt die Diffusion des Modells 
gerade angesichts der steigenden Immobilien- 
und Bodenpreise vor Grenzen. Um die vielen 
internationalen Initiativen ernsthaft zu unter-
stützen, etwa Macau in Mailand oder Initiativen 
in Athen, plädiert Marcel aus Altötting für eine 
professionelle, zugeschnittene Beratung: »Es 
gäbe in Griechenland schon seit mindestens fünf 
Jahren ein erstes Projekt, wenn es eine kleine 
professionelle Beratungsgruppe geben würde, 
die mit einer Anschubfinanzierung im Gepäck da 
runtergeht und ein oder zwei Jahre lang beim 
Aufbau der Strukturen helfen würde.« Ähnlich 
wie bei anderen urbanen sozialen Bewegungen 
zeigt sich im Mietshäuser Syndikat, dass inter-
nationale Aktivitäten nicht die oberste Priorität 
haben. Angesichts der breiten lokalen Heraus-
forderungen und der Ehrenamtlichkeit ist dies 
mehr als nachvollziehbar, die Rahmenbedingun-
gen für Eigentumsstrukturen werden jedoch auf 
nationaler und globaler Ebene gesetzt.

Corinna Hölzl ist Stadtforscherin und Mitglied im Mietshäuser 

Syndikat.

SYNDIKATSTIFTUNG

Damit uns das Geld nicht stiften geht

SCHWERPUNKT MIETSHÄUSER SYNDIKAT

MIETSHÄUSER SYNDIKAT INTERNATIONAL 

Ableger, ähnliche Zusammenschlüsse und Grenzen

p »La Borda« in Barcelona: 2017 Neubau eines Mehrgenerationenhauses für 55 Personen und Gemeinschaftsräume	     			             Foto: Carles/La Borda
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Wenn von Hausprojekten im Mietshäuser Syndi-
kat die Rede ist, denkt man für gewöhnlich an 
selbstorganisierte, gewachsene, politisch aktive 
Gruppen. Das muss jedoch nicht immer so sein. In 
Berlin gibt es im Moment vier Syndikatshäuser, die 
weder aus einer gemeinsamen sozialen oder poli-
tischen Projektidee hervorgegangen sind noch 
einem aus der Gruppe heraus entwickelten Ideal 
des gemeinsamen Wohnens folgen.

BERNHARD HUMMEL (REGIONALBERATUNG BERLIN BRANDEN-

BURG, ARCHITEKT) UND BIRGIT ZIENER (REGIONALBERATUNG 

BERLIN BRANDENBURG, SEUME14)

Trotz Mietpreisbremse ist die Lage auf dem 
Wohnungs- und Immobilienmarkt in Berlin 
weiterhin angespannt und die Nachfrage nach 
Immobilien ungebremst. Auch voll vermie-
tete Mietshäuser werden von Investor*innen 
angekauft. Ziel: zügige Mietsteigerung oder 
Umwandlung in Eigentumswohnungen. Es 
kommt vor, dass bestehende, aber bisher nicht 
weiter organisierte Mietshausbewohner*innen 
sich überlegen, einem Verkauf ihres Hauses 
vorzubeugen und der Eigentümer*in selbst ein 
Angebot zu machen. Daneben besteht in Berlin 
die Möglichkeit, dass Hausgemeinschaften über 
das Instrument des kommunalen Vorkaufsrechts 
im Milieuschutzgebiet von den Bezirksverwal-
tungen bei einem Verkauf angefragt werden, ob 
diese in einen bereits abgeschlossenen Kaufver-
trag mit einem gemeinwohlorientierten Modell, 
zum Beispiel dem Mietshäuser Syndikat, als 
Drittkäuferin, eintreten wollen.

Obwohl die Berliner Bezirke politisch momen-
tan darauf ausgerichtet sind, den kommunalen 
Bestand an Mietshäusern zu bewahren oder zu 
erweitern, verfügen sie selbst nicht über die finan-
zielle Ausstattung, Häuser zu kaufen. Deswegen 
sind sie darauf angewiesen, dass sich Hausgemein-
schaften organisieren und sich beispielsweise als 
Projekte im MHS zusammenschließen, um anstelle 
der Kommune Immobilien einem gemeinwohlori-
entierten Zweck zuführen. Sehr viel öfter als das 
Syndikat treten allerdings öffentliche Wohnungs-
baugesellschaften, Stiftungen oder Genossenschaf-
ten als Drittkäufer*innen auf – mit deutlich abge-
stuften Formen der Selbstverwaltung.

Diese Hausgemeinschaften sind auf den ersten 
Blick nicht mit »klassischen« Hausprojekten 
im Syndikat zu vergleichen: Sie sind maximal 
freundschaftlich verbundene Nachbarschaften, 
die sich von heute auf morgen genauer kennen-
lernen müssen und in einen sehr kurzen intensi-
ven Erfahrungsprozess eintreten, der sie mit der 
Idee der Selbstverwaltung und -verantwortung 
und basisdemokratischen Entscheidungsfin-
dungen konfrontiert. Das wird oft schon in der 
Namensfindung der jeweils neu gegründeten 

Hausvereine deutlich: Die Mietshäuser nennen 
sich in der Regel nicht ihren Idealen oder geleb-
ten Utopiemodellen nach, sondern finden prag-
matisch in ihrem Straßennamen und der Haus-
nummer ihre Identität: die Häuser heißen dann 
Jagow15, Zossener48, Kumi*13 oder Seume14.

Da die rechtliche und finanzielle Aufstel-
lung eines Projekts  im Fall eines Vorkaufs in 
einem rasanten Tempo vonstatten gehen muss 
(acht Wochen beträgt das Zeitfenster durch die 
Prüfung des Vorkaufsrechts durch den Bezirk), 
sind fast alle gruppeninternen Prozesse nach-
gelagert. Der Entwicklungsprozess verhält sich 
reziprok zu dem klassischer Syndikatsprojek-
te. Die finanzielle Verantwortung rückt in den 
Vordergrund und gruppendynamische Probleme 
ergeben sich aus dem Perspektivwechsel, der auf 
das Wohnen insgesamt für die Bewohner*in-
nen eines Mietshauses vollzogen werden muss: 
Wollen die Leute wirklich aus ihrer Ruhe eines 
Mietvertrags mit einer monatlichen Zahlung, 
aber einem mehr oder weniger großen zukünf-
tigen Risiko, in das stressigere, aber langfristig 
abgesicherte Modell des Syndikats?

Der Arbeitsalltag und das Familienmodell 
prägen in der Regel die Hausgemeinschaften, die 
auf  individuelle Lebensführungen ausgerichtet 
sind. Der Rückzugsort der Mietwohnung wird 
jetzt zum sozialen Ort, der nicht nur emotio-
nale oder psychische und physische Entlastung 
bietet, sondern soziale Verantwortungsübernah-
me einfordert. Ist es möglich, die sehr unter-
schiedlichen Interessen und Bedürfnisse dieser 
Gemeinschaften zusammenzuführen oder über-
haupt nur gemeinsame Entscheidungen treffen 
zu können? Es gibt aufgrund der zufälligen 
Entstehung dieser Gruppen sehr unterschiedli-
che persönliche und soziale Hintergründe und 
vermutlich sind auch die politischen Ansätze 
nicht immer konsensfähig.

Im Syndikat gibt es unterschiedliche Ansich-
ten darüber, ob solche Hausgemeinschaften 
überhaupt ins Netzwerk passen. Setzt sich das 
Syndikat nur aus politisch aktiven Gruppen 
zusammen? Reicht als politische Gemeinsamkeit 
der Wunsch nach Selbstorganisation des gemein-
sam genutzten Mietshauses? Ist es denkbar, dass 
lediglich eine Kerngruppe alles organisiert? Die 

Leute im Haus können mitmachen, müssen es 
aber nicht; sie können den gleichen Hintergrund 
haben oder einen ganz anderen; Unterschied-
lichkeiten und Konflikte werden gelöst oder 
einfach stehengelassen, weil es doch nur eine 
Nachbarschaft ist. Die Verwaltung des Hauses 
wird selbst erledigt oder an eine professionelle 
Hausverwaltung delegiert, die Entscheidungen 
aber im Haus gefällt.

Wir beraten weiterhin solche Gemeinschaften 
und möchten diese auf dem Weg in die Selbst
organisation begleiten, auch wenn es leider fast 
immer vor allem an finanziellen Hürden schei-
tert (95 Prozent der Beratungen). Beide Ergeb-
nisse sind gut: Ohne Kauf hat sich in kürzester 
Zeit eine organisierte Hausgemeinschaft gebil-
det, die auch weiterhin besser zusammenhalten 
wird - die meisten Mieter*innengemeinschaften 
bleiben aktiv und bilden neue stadtpolitische 
Akteur*innen und solidarische Vernetzungen 
von unten. Und mit dem Kauf kann die nun orga-
nisierte Hausgemeinschaft den praktischen Weg 
in die Selbstverwaltung mit viel Unterstützung 
aus dem Syndikat gehen.

Dass wir als Hostel-Kollektiv in ein Mietverhältnis 
gehen, welches uns in irgendwelche Schranken 
weisen könnte, war für uns undenkbar. Es war 
klar, dass wir möglichst mit allen Schritten, die 
wir gehen werden, so autonom wie möglich sein 
wollen. So gehörte es von Anfang an zu unserem 
Selbstverständnis, dass das Haus, in dem wir arbei-
ten auch »unseres« sein soll.

JOHANNA, LÜBECK

Einige wohnten schon im Projekt »freie hütte«, 
das Teil des Mietshäuser Syndikates ist. So war 
es keine lange Diskussion, dass unser Hostel-Pro-
jekt ebenfalls zum Verbund dazu gehören soll. 
Die Entscheidung war schnell gefällt, ein Haus 
zu kaufen, welches ab da unverkäuflich sein soll!

Für den Beteiligungsbeschluss, also die 
Zustimmung der Mitgliederversammlung des 
Mietshäuser Syndikates an unserer Beteiligung 
am Verbund, haben wir zwei Anläufe gebraucht. 
Obwohl wir nach der ersten Ablehnung frustriert 
waren, war es ein konstruktiver Prozess, den 
zweiten Anlauf vorzubereiten. Wir haben intern 
nochmal genauer geschaut, welche Körperschaf-
ten welche Rollen übernehmen sollen, damit der 
Hausbesitz vom Betrieb möglichst klar getrennt 

ist. Wir haben einen Hausverein und eine Haus-
besitz-GmbH (wie jedes andere Projekt). Dort 
sind andere Personen in den Vorständen bzw. 
Geschäftsführungen, als in der Betriebs-GmbH. 
Die Betriebs-GmbH ist mit allen arbeitenden 
Kollektivistas Mieterin des Hauses. Wir haben 
einen Plan B erarbeitet, der das Haus absichert. 
Falls der Betrieb vor die Wand fahren sollte, 
kann das Haus ein Wohnprojekt werden. Keine*r 
von uns wünscht sich das, aber es war gut und 
wichtig, uns dazu genaue Gedanken zu machen. 
Schließlich hatte von uns ja bis dahin keine*r je 
ein Hostel gehabt.

Im Alltag nicht sehr präsent

Im alltäglichen Erleben ist die Tatsache, dass 
wir ein Syndikatsprojekt sind, nicht sonderlich 
präsent. Alles läuft – und dadurch, dass die 
Vermieterin (also wir selbst) recht entspannt ist, 
gibt es nicht viel zu besprechen. Wir entscheiden 
alle Belange im Konsens und da die Menschen 
des Hausvereins bei den Plena anwesend sind, 
haben wir die Belange der Haus-Besitz-GmbH 
genauso im Blick, wie die der Betriebs-GmbH.

Im Subtext allerdings ist es für uns alle sehr 
wichtig und in unseren Erzählungen sehr 

präsent, wem das Haus gehört. Wir sind mit 
unserem Haus in einer sehr kleinen Straße, 
mitten in der Innenstadt Lübecks. In der Straße 
sind mit unserer Kneipe fünf Kneipen verortet. 
Besonders jetzt in der Corona-Pandemie merken 
wir einen Unterschied. Alle müssen sich auf 
Konditionen und das Wohlwollen der Vermie-
ter*innen ihrer Läden einlassen – wir diskutieren 
alle Schwierigkeiten in unserem Plenum und 
wir treffen die Entscheidungen, beide GmbH‘s 
im Blick.

Bezahlbarer Gewerberaum

Aus städtepolitischer Sicht ist es wichtig zu 
sagen, dass nicht nur Wohnraum, sondern auch 
bezahlbarer Gewerberaum zunehmend aus Städ-
ten verdrängt wird. Immer mehr liegt der Fokus 
auf Erschließung von unbezahlbaren, großen 
Gewerberäumen/-flächen, die kleine Betriebe 
weder brauchen noch bezahlen können. Das 
gilt gleichermaßen für Kneipen, Cafés, wie 
auch für Copyshops, Fachgeschäfte, Werkstätten 
oder Tante-Emma-Läden. Schon längst sollten 
wir diesen Aspekt miteinbeziehen und dafür 
sorgen, dass wir auch in Zukunft noch kleine 
Läden haben, die sich die Mieten leisten können. 

Passieren tut das häufig schon in Form von zum 
Beispiel Stadtteilläden, Infoläden und Nachbar-
schaftsbüros. Allerdings wird die Arbeit bei den 
wenigsten gegen Bezahlung getan. Arbeiten im 
Kiez ist genauso geil und legitim, wie wohnen 
und Freizeit verbringen!

Wir glauben, das der Kapitalismus nicht ewig 
bestehen muss, kann und wird. Die Zeiten 
werden sich ändern! Wir üben uns schon mal. 
Ein Arbeits-Kollektiv mit Inhalt zu füllen, ist 
nicht so einfach, wie es scheinen mag. In unse-
rer aller Sozialisation haben wir ganz andere 
Arbeitsstrukturen gelernt. Sich daraus zu befrei-
en, fällt so manch eine*r manchmal schwer. 
Sinnhafte Strukturen zu basteln, in denen wir 
selbstverantwortlich entscheiden, welche Rechte 
ein*e Arbeiter*in haben soll, das sind Teile des 
selbstverwalteten Arbeitens. Dafür braucht es 
Häuser! Mit dem Kollektivbetrieb schickSAAL* 
wollen wir da vorangehen, uns ausprobieren, 
lernen und noch mehr lernen – mit soviel Selbst-
verwaltung wie möglich.

Link: https://schicksaal.net

CONTRASTE hat das schickSAAL*-Kollektiv bereits in der 

Ausgabe 429 (Juni 2020) im Schwerpunkt »Kollektiv arbei-

ten« vorgestellt.

SCHWERPUNKT MIETSHÄUSER SYNDIKAT

KOLLEK TIVBETRIEB SCHICKSA AL* IN LÜBECK

Selbstverwaltet arbeiten im eigenen Haus

p  Tausche Privateigentümer*in gegen Syndikat: Seit 2016 halten die Mieter*innen der Seumestraße 14 ihr Haus in eigenen Händen.	       	 Foto: Seume e.V.

SELBSTVERWALTUNG ALS ORGANISATIONSFORM GEFÄHRDETER BERLINER MIETSHÄUSER

Das alles neben dem Arbeits- und Familienstress?
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Hatten wir es früher im Mietshäuser Syndikat 
(MHS) vor allem mit Bestandsgebäuden zu tun, 
widerständigen Mietbewohner*innen, die ihr 
gemietetes oder besetztes Haus in die eigenen 
Hände bekommen wollten, so kommen inzwi-
schen vermehrt Projektinitiativen hinzu, die neu 
bauen. Besonders in Ballungsräumen werden 
selbst für marode Bestandsimmobilien, die 
aufwendig saniert werden müssten, noch horren-
de Preise verlangt. Daher greifen Projektgruppen 
auf die Option des Neubaus zurück, die auf lange 
Sicht bezahlbare Mieten garantiert und neue und 
ökologische Wohnkonzepte ermöglicht.

FRANZISKA MEIER UND JOST BURHOP (COLLEGIUM ACADEMI-

CUM, AG NEUBAU), GÜNTER BERGMANN (UMBAU TURLEY, AG 

NEUBAU) UND HELMA HASELBERGER (AG NEUBAU)

Bereits 2012 begann die Projektgruppe des 
Collegium Academicum (CA)  mit ersten Über-
legungen, ein selbstorganisiertes Wohnheim 
sowie Kultur- und Bildungszentrum zu schaffen. 
Zu diesem Zeitpunkt entstanden auch weitere 
Wohnprojekte in Heidelberg, die sich allesamt 
im Bündnis »hd_vernetzt« zusammenschlossen 
und sich mit gemeinsamer Kraft gegenüber der 
Kommune für den Erwerb von kommunalen 
Grundstücken einsetzten. Dem CA wurde nach 
langen Gesprächen und Verhandlungen von der 
Kommune eine Fläche angeboten, auf der neben 
zwei Altbauten Platz für einen Neubau bestand. 
Über die Jahre nahm das CA konkrete Formen 
an: Mittlerweile entsteht auf der Konversions-
fläche U.S. Hospital in Heidelberg Rohrbach 
ein Neubau für 176 Personen mit großzügigen 
Gemeinschaftsflächen im Erdgeschoss (Aula, 
Multifunktionsraum, Werkstatt)  und Dachgar-
ten. Die Miete wird mit 310 Euro pro Zimmer in 
einer Dreier- oder Vierer-WG dennoch günstig 
sein. Von ähnlichen Erfahrungen können auch 
andere MHS-Projekte vor allem in Großstädten 
berichten: wenn überhaupt Bestandsgebäude 
zum Verkauf standen, so waren die aufgerufe-
nen Preise oft zu hoch, um noch bezahlbaren 
Wohnraum realisieren zu können. Die Entschei-
dung für Neubauten wurde auch hier nicht aus 
eigenem Wunsch, sondern aus der Notwendig-
keit heraus getroffen.

Das CA ist nur ein Beispiel unter vielen: Die 
Alte Feuerwache Weimar, das 3HäuserProjekt 
in Freiburg oder zwei Projekte auf dem Turley-
gelände in Mannheim – alles Neubauprojekte 

im MHS. Vermehrt kommen dabei Neubaupro-
jekte im Syndikat über Vergabeverfahren an 
kommunale Grundstücke, die von Kommunen 
inzwischen nicht mehr nur meistbietend veräu-
ßert werden. Im Rahmen von Konzeptvergaben 
oder dem sozialen Wohnungsbau sind inhaltli-
che Kriterien ausschlaggebend für den Zuschlag: 
KiTa vor Investor. So werden kommunale 
Liegenschaften zu moderaten Preisen oder im 
Erbbaurecht auch an Syndikatsprojekte verge-
ben. Im Gegenzug beleben diese über gemein-
wohlorientierte Angebote das Quartier oder 
garantieren durch überdurchschnittlich lange 
Sozialbindungen und Mietpreise weit unter dem 
Mietspiegel langfristig bezahlbaren Wohnraum. 
In Baden-Württemberg hat das 3HäuserProjekt 
erstmalig den Zugang für das Syndikat zum sozi-
alen Wohnungsbau geknackt und damit eine 
wichtige Voraussetzung geschaffen. 

Die ersten Planungsschritte und die notwen-
digen Unterlagen zur Konzeptvergabe benötigen 
zunächst den Einsatz von Risikokapital. Geld 
welches gerade zu Beginn oft nicht vorhanden 
ist und bei einem Scheitern des Projektes in der 
Planungsphase auch nicht durch die späteren 
Mietzahlungen refinanziert werden kann. Wie 
die zahlreichen Neubauprojekte der letzten 
Jahre belegen, scheint dennoch der Respekt vor 
hohen Investitionssummen im Syndikat kleiner 
zu werden.

Spezielle Förderprogramme nutzen

Oft sind dabei Fördermittel ein Weg, um die 
Eigenkapitalbasis zu erhöhen und den Start 
der Neubauprojekte zu erleichtern. Um sich im 
Dickicht aus den wechselnden kommunalen und 
bundesweiten Förderprogrammen zurecht zu 

finden, braucht es oft das Wissen der Vielen: 
die regionalen wie überregionalen Strukturen 
des MHS liefern oft wertvolle Tipps zu spezi-
ellen Förderprogrammen. Durch die Projekt-
vernetzung entstehen auch Synergien für den 
Bauprozess: Erfahrungen und Baukonzepte 
können ausgetauscht, Büros und Baubetriebe 
weiterempfohlen werden. Beispielsweise stehen 
in Heidelberg die Projekte Raumkante und CA 
wegen ihres ähnlichen Konzepts in Bauweise 
und Ökologie in engem Austausch.

Anders als bei einer Bestandsnutzung ist der 
Weg von der Zusage eines Grundstücks bis zum 
Einzug bei Neubauprojekten deutlich länger. Die 
Planungsphase und der Bau sind sehr arbeitsin-
tensiv und aufreibend für Gruppen, denn die 
Gestaltungsfreiheiten, die ein Neubau bietet, 
verlangen in kurzer Zeit sehr viele Einzelent-
scheidungen. Manchmal losgelöst von eigenen 
Wünschen müssen auch die Bedürfnisse der 
anderen  Nutzer*innen berücksichtigt werden. 
Häufig wird für diesen Prozess externe fachliche 
Beratung gebraucht, da diese Arbeit im Ehren-
amt kaum zu stemmen ist und die Gruppen 
zumeist unerfahren auf diesem Gebiet sind.

Mit dem MHS die Bauindustrie verändern?

Bei einem Neubau stehen alle Türen offen und 
jede Gruppe entscheidet sich, welche Prioritä-
ten sie setzt. Die Erfahrung zeigt, dass in vielen 
Gruppen Wert auf ökologisches und nachhalti-
ges Bauen gelegt wird. Um zukünftig günstigere 
Warmmieten zu erzielen, sind auch zunächst 
teurere energetische Lösungen eine Option. 
Zudem steht die Baubranche aufgrund des 
Ressourcenverbrauchs und schlechter Arbeits-
bedingungen in der Kritik. Die notwendige 
Wende können Hausprojekte mit vorantreiben, 
indem sie faire Arbeitsbedingungen schaffen und 
möglichst sozialverträglich bauen.

Das CA jedenfalls hat sich von Beginn an dafür 
ausgesprochen: Wenn schon ein Neubau, dann 
unter der Prämisse »Nicht so günstig, sondern 
so ökologisch, wie möglich«. Daher gehen die 
Lösungen hier von der Nutzung nachwachsen-
der Baustoffe (Holz), größtmöglichem Verzicht 
auf metallische Verbindungen, über die Dach-
flächennutzung durch eine Photovoltaikanlage 
und die Regenwassernutzung bis hin zu Fragen 
nach genügsamem und gemeinsamem Umgang 
mit Flächen: Teilen statt selbst besitzen.

SCHWERPUNKT MIETSHÄUSER SYNDIKAT

Der Gemeinschaftsraum von schwereLos drohte aus 
allen Nähten zu platzen: Über 100 Menschen waren 
im Februar 2019 der Einladung des Bildungsvereins 
»Wem gehört die Stadt?« zum monatlichen Jour 
fixe gefolgt. Dort treffen sich normalerweise interes-
sierte Gruppen, Familien und Einzelmenschen und 
diskutieren über Organisationsformen, Finanzierung 

und Erwartungen an Hausprojekte. Bei diesem einen 
Jour fixe jedoch wurde es konkreter.

REGINA MAIER, REGIONALBERATUNG FREIBURG / BILDUNGSVER-

EIN »WEM GEHÖRT DIE STADT?«

Der städtebauliche Siegerentwurf für das Bauge-
biet »Kleineschholz« war kurz zuvor in einer 
Veranstaltung der Stadt Freiburg vorgestellt 
worden. Das Rathaus hatte angekündigt, dort 
Baugrundstücke ausschließlich an »gemeinwohl-
orientierte« Bauträger zu vergeben. Projekte im 
Mietshäuser Syndiktat wurden von Beginn an 
mitgedacht und genannt. Jetzt galt es, die Chan-
ce zu nutzen und bauwillige Gruppen und auch 
Leute auf Gruppensuche zu unterstützen. Erste 
Ideen wurden gesammelt und ausgetauscht, der 
gemeinsame Einfluss auf die Stadt ausgelotet, 
damit möglichst viele selbstorganisierte Miets-
hausprojekte entstehen.

Eine kleine Siedlungsbewegung

Schnell etablierte sich eine Runde mit ziem-
lich konstant 15 Syndikatsgruppen – auch eine 
genossenschaftliche Neugründung ist mit dabei 
– und es entstand das Delegiertentreffen Klein
eschholz.

550 Wohnungen sollen auf Kleineschholz 
entstehen, davon 50 Prozent in gefördertem 
bzw. gebundenem Mietwohnungsbau. Das 
entspricht in etwa der Größenordnung des 
Baugebiets Gutleutmatten, auf dem neben 
anderen Gebäuden das 3HäuserProjekt mit 45 

Wohnungen, Gemeinschaftsräumen und einer 
Kita seinen Platz gefunden hat. Die Chancen, 
dass auf Kleineschholz mehr Gruppen als auf 
Gutleutmatten zum Zuge kommen, sind groß, 
denn auf diesem Gebiet soll ohne gewinnorien-
tierte Investoren gebaut werden.

Jetzt also wird in Arbeitsgruppen diskutiert 
und geplant. Konzepte für eine nachhaltige 
Infrastruktur des neuen Quartiers werden erar-
beitet, beispielsweise in den Bereichen Mobilität, 
Energie und Bildungswesen. Die Vergabe der 
Grundstücke wird hinsichtlich sozialer Ausrich-
tung und dauerhafter Bindung mit Gemeinderä-
ten und den Stabsstellen der neuen Baugebiete 
diskutiert. Und nicht zuletzt bedarf das Landes-
wohnungsbauprogramm nicht nur bei den 
Kreditkonditionen dringender Verbesserungen.

In Workshops erhalten die Gruppen durch den 
Bildungsverein und Berater*innen des Mietshäu-
ser Syndikats Informationen zu Projektentwick-
lung, Gruppenprozessen, Projektfinanzierung, 
immer mit Bezug auf die in Freiburg zuletzt 
umgesetzten Neubauprojekte (das 3HäuserPro-
jekt), die zeitnahe Blaupausen für diese Themen-
bereiche liefern.

Und wie weiter?

Sollte der Zeitplan der Stadt wie geplant 
klappen, ist es im Laufe des kommenden 
Jahres soweit: Das Vermarktungskonzept ist 
beschlossen, die Gruppen können sich auf die 
Grundstücke bewerben, bei erfolgtem Zuschlag 
beginnt die konkrete Projektumsetzung. Inten-

sive Einzelberatungen seitens des Mietshäuser 
Syndiktas sind aufgrund mangelnder Kapazitä-
ten nicht möglich – aber auch nicht nötig: Beim 
3HäuserProjekt hat sich die Bildung von gemein-
samen Arbeitskreisen in den Bereichen Öffent-
lichkeitsarbeit, Architektur, Finanzierung und 
Organisation bestens bewährt und kann auch 
auf eine größere Anzahl von Projekten übertra-
gen werden.

Bei weitem nicht alle Gruppen werden auf 
Kleineschholz einen Zuschlag erhalten. Wir 
hoffen, dass sie die Enttäuschung verwinden, 
sich aufrappeln und weiterziehen – gen Dieten-
bach, städteplanerisch auf ähnlichem Entwick-
lungsstand wie Kleineschholz. Hier sollen 6.000 
neue Wohnungen entstehen. Und wir sind 
gespannt, ob neue Gruppen hinzukommen und 
der Gemeinschaftsraum bei schwereLos wieder 
aus allen Nähten platzt.

ANZEIGE

NOCH MEHR HAUSPROJEKTE 

Freiburg und die neuen Baugebiete

Wem gehört die Stadt?

Der Bauverein »Wem gehört die Stadt?« in Freiburg 
arbeitet an wohnungspolitischen Themen – und  
zwar jeweils in Verbindung mit konkreten Bau-
projekten, bei denen wir Alternativen zur üblichen 
Verdrängungsökonomie durch Eigentumsbildung 
und/oder hochpreisige Mieten entwickeln und 
verwirklichen wollen. Der Bildungsverein vermittelt 
Wissen und Erfahrung in Fragen der Stadtentwick-
lung insbesondere über Planungsprozesse, Bürger-
beteiligung sowie Konzepte für die Selbstorganisati-
on von Mieter*innen in genossenschaftlicher Form.

NEUBAU-PROJEKTE IM MIETSHÄUSER SYNDIKAT

Ich bau' mir die Welt, wie sie mir gefällt

p  Jetzt geht's los! Die Projektgruppe des Collegium Academicum vor den Resten des Bettenhauses. Auf einem Teil 

des Grundstücks entsteht der Holzneubau.         	       		                                  	           Foto: Roßnagel
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Ende Oktober haben zehn Menschen 
aus dem Netzwerk Solidarische Land-
wirtschaft und dem Mietshäuser Syndi-
kat den neuen Verein »Ackersyndikat« 
gegründet. Ihr Ziel ist es, einen dezen-
tralen und solidarischen Verbund 
aufzubauen, der Höfe und landwirt-
schaftliche Flächen als unverkäufli-
ches kollektives Eigentum sichert. Wie 
das genau funktioniert und warum es 
dafür einen Verein braucht, erklärt Jost 
Burhop im Interview mit CONTRAS-
TE-Redakteurin Regine Beyß.

CONTRASTE: Die Idee für das Acker-
syndikat hat ihren Ursprung in der 
erfolgreichen Geschichte des Miet-
shäuser Syndikats, kurz MHS. Das 
MHS wird euch auch als Mitglied 
und Kapitalgeber unterstützen. 
Wie lässt sich diese Struktur auf die 
Landwirtschaft übertragen?

Jost Burhop: Im Prinzip ist die Struk-
tur des MHS eine rechtliche Struktur 
für einen Solidarverbund von selb-
storganisierten Hausprojekten, die 
ihre Immobilien in Gemeineigentum 
überführen wollen. Dieser Kernge-
danke ist nicht weit entfernt von der 
Entprivatisierung landwirtschaftlicher 
Flächen. Es gibt auch bereits Projek-
te im MHS, die landwirtschaftliche 
Flächen gekauft haben, allerdings hat 
dies nur in Zusammenarbeit mit ande-
ren Organisationen wie der Kultur-
landgenossenschaft funktioniert. 
Daher haben wir mit dem Acker-
syndikat eine Ergänzung zum MHS 
gegründet, um die Grundideen und 
Strukturen des MHS auch für land-
wirtschaftliche Fläche zu nutzen. An 
sich ist die Übertragung des Konzep-
tes nicht sonderlich schwierig. Wir 
kopieren eigentlich die Struktu-
ren des MHS und können sehr viel 
Wissen und weitere Ressourcen des 
MHS verwenden, was uns die Arbeit 
an vielen Stellen erleichtert.
Komplett übernehmen können wir 
diese aber nicht, denn das MHS ist 
auf Mietshäuser zugeschnitten und 
die Rahmenbedingungen der Land-
wirtschaft sind andere. Mit dem 
Grundstückverkehrsgesetz gibt es 
beispielsweise besondere Bedingun-
gen, welche die Landkäuferin erfüllen 
muss, um landwirtschaftliche Flächen 
kaufen zu können. Ein anderes eher 
vorteilhaftes Beispiel ist, dass mit sozi-
al-ökologischer Landwirtschaft einige 
anerkannte Gründe für Gemeinnüt-
zigkeit vorliegen, weshalb der Acker-
syndikat e.V. gemeinnützig sein wird. 
Beim MHS geht das leider nicht, da 
günstiger Mietraum absurderweise 
nicht (mehr) als Grund für anerkann-
te Gemeinnützigkeit gilt.

Spielt der Wohnraum auf den 
Höfen dabei auch eine Rolle?

Auf jeden Fall. Das Ziel des Acker-
syndikats ist es ja, selbstorganisierte 
Höfe zu ermöglichen, die sich dauer-
haft selbst tragen. Das ist theoretisch 
auch ohne Wohnraum möglich, wir 
gehen aber davon aus, dass es für 
die Lebendigkeit der Höfe notwendig 
ist, auch dauerhaft entprivatisierten 
Wohnraum für die Landwirt*innen 
zur Verfügung zu stellen. Das kann 
über die gleiche Struktur laufen wie 
bei den landwirtschaftlichen Flächen: 
Die Hof-GmbH kann all diese Immobi-
lien kaufen. Darüber wird auch unnö-
tige Bürokratie vermieden.

Welche Probleme gibt es in der 
Landwirtschaft, für die das Acker-
syndikat eine Lösung anbieten 
könnte?

Heutzutage werden fruchtbare Böden 
oftmals als Kapitalanlage gesehen. Sie 
werden versiegelt oder für industri-
elle Landwirtschaft verwendet und 
damit zerstört. Durch die Spekulati-
on sind landwirtschaftliche Flächen 
mittlerweile so teuer, dass der Kauf 
von Flächen  mit umwelt- und sozi-
alverträglicher landwirtschaftlicher 
Tätigkeit kaum noch refinanziert 
werden kann.
Hier setzen wir an und schaffen als 
Solidarverbund eine Struktur, über 
die landwirtschaftliche Flächen dem 
Kapitalmarkt entzogen werden und 
dauerhaft entprivatisiert erhalten 
bleiben können. Wir sehen uns damit 
auch als Teil der sozial-ökologischen 
Transformation »von unten« und 
schaffen eine dezentrale Organisati-
onsstruktur für solidarische, selbstor-
ganisierte Kollektive.
Auch dem Höfesterben treten wir 
damit entgegen und unterstützen 
Landwirt*innen bei der Hofübergabe.

Was ist der besondere Anreiz für 
Solawis, sich dem Ackersyndikat 
anzuschließen?

Meiner Meinung nach ist das Acker-
syndikat die konsequente Weiterfüh-
rung der Grundideen solidarischer 
Landwirtschaft. Diese werden hier 
nicht nur auf den landwirtschaftli-
chen Betrieb, sondern auch auf die 
Organisation des Flächeneigentums 
angewendet. Die Kombination von 
Solawi und Ackersyndikat führt 
zu Höfen, auf denen Privateigen-
tum quasi keine Rolle mehr spielt, 
Entscheidungen gemeinsam getroffen 
werden und Solidarität gelebt wird. 
Hierarchien, die in Eigentumsverhält-
nissen festgeschrieben sind, werden 
aufgebrochen, das Hofeigentum wird 
unter Einbezug der Solawi-Mitglieder 
verwaltet. Darüber werden zudem 
Einzelpersonen entlastet und Verant-
wortung demokratisch und breit 
geteilt. Die Solawi wird über einzelne 
Landwirt*innen hinaus gesichert und 
der Solidarverbund hilft den einzel-
nen Projekten zum Beispiel bei der 
Hofübergabe, aber auch mit finanzi-
ellen Hilfen und Wissensweitergabe. 
Und natürlich sichert er auch die 
Unverkäuflichkeit der landwirtschaft-
lichen Flächen der Solawi.

In welchen Entscheidungen und 
Bereichen bleiben die Höfe auto-
nom?

Eigentlich in allen, mit nur ganz 
wenigen Ausnahmen. Die Projekt-
autonomie ist einer der Grundpfeiler 
des Ackersyndikats, genauso wie es 
auch beim MHS der Fall ist. Zustim-
mung von Seiten des Ackersyndikats 
wird nur für den Verkauf von Flächen 
benötigt – diese Zustimmung wird 
vom Ackersyndikat allerdings nicht 
gegeben, wodurch die Unverkäuf-
lichkeit der Flächen garantiert ist. 
Zudem muss bei der Änderung der 
Bewirtschaftungsweise die Zustim-
mung des Ackersyndikats angefragt 
werden. So wird garantiert, dass die 
Flächen auch dauerhaft sozial-ökolo-
gisch bewirtschaftet werden und nicht 
einfach für konventionelle Landwirt-

schaft verwendet werden. Zudem 
können Höfe dafür sorgen, dass 
spezielle Bewirtschaftungsweisen 
wie beispielsweise Agroforestry oder 
biozyklisch-vegane Landwirtschaft 
langfristig festgeschrieben werden. 
Die Autonomie der Höfe wird also 
nur soweit eingeschränkt, wie es für 
den langfristigen Erhalt der Ziele der 
Hofnutzer*innen notwendig ist.
Ansonsten ist eigentlich alles der 
Selbstverwaltung überlassen. Vom 
alltäglichen landwirtschaftlichen 
Betrieb über Entscheidungen zu 
Flächenzukäufen bis hin zur Buchhal-
tung. Das Ackersyndikat übernimmt 
hier nur eine aktive Rolle, wenn es 
vom Hofprojekt darum gebeten wird.

Inwiefern unterscheidet sich das 
Ackersyndikat von Genossenschaf-
ten wie zum Beispiel Kulturland 
oder BioBoden?

Die genannten Genossenschaften sind 
sozusagen »gute« Investor*innenge-
sellschaften. Bei ihnen ist das Kapital 
zentral gebündelt in der Genossen-
schaft, in der auch alle Kapitalge-
ber*innen mit Stimmrecht beteiligt 
sind. Das ist für uns keine Selbstver-
waltung. Das Sagen haben dort letzt-
lich größtenteils Menschen, die nicht 
auf den Höfen leben. Zudem leisten 
sie keine Sicherung des Landes als 
unverkäufliche Commons. Denn das 
Eigentum an den Höfen liegt entwe-
der komplett bei der Genossenschaft 
oder aber bei Kommanditgesellschaf-
ten, deren ganzes Kapital der Genos-
senschaft gehört. Das ist strukturell 
nicht anders als bei den »bösen« 
Investor*innen. Die Kerninnovation 
des Mietshäuser Syndikats ist die 
Schaffung einer lokalen Immobilien-
besitz-Körperschaft, in der die lokalen 
Nutzer*innen weitgehend autonom 
sind und nur in der Frage der Repri-
vatisierung beschränkt sind. So eine 
Struktur gibt es für die Landwirtschaft 
nur beim Ackersyndikat, und damit 
auch das höchste mögliche Maß an 
Sicherung vor Verkäufen. Bei der 
Kulturlandgenossenschaft schreibt die 
Satzung hingegen noch nicht mal eine 
Zustimmung der Mitgliederversamm-
lung für einen Verkauf von Immobili-
en oder Geschäftsanteilen vor. Zudem 
erzeugen beide Genossenschaften 
einiges an Organisationskosten, die 
dazu führen, dass die von den Projek-
ten selbst eingeworbene Umfeldfinan-
zierung dem Hof nicht voll zugute-

kommt. Wir setzen dagegen auf ein 
Konzept von ehrenamtlicher Hilfe zur 
Selbstermächtigung, wie auch beim 
MHS üblich. Damit ist das Ackersyndi-
kat auch finanziell attraktiv für Höfe, 
deren Umfeld in der Lage ist, Selbst-
verwaltungskompetenz aufzubauen. 
Wie bei der Ökologie ist aber auch bei 
unseren Organisationsstrukturen eine 
Vielfalt schön und manchmal überle-
benswichtig.

Die Arbeitsbelastung in der Land-
wirtschaft ist tendenziell ja schon 
sehr hoch. Haltet ihr es für realis-
tisch, dass sich Landwirt*innen 
noch zusätzlich in einer solchen 
Struktur engagieren?

Naja, einerseits beinhaltet Landwirt-
schaft ja heute bereits einen guten Anteil 
an Bürokratie. Und das Rumschlagen 
mit der profitorientierten Vermieter*in 
kann auch sehr viel Zeit und Energie 
in Anspruch nehmen. Nichtsdesto-
trotz bedeutet die Selbstorganisation 
eines Hofprojektes natürlich eine 
Menge Arbeit, weshalb das sicherlich 
nicht unbedingt was für ein oder zwei 
Menschen ist. Sobald aber ein solidari-
sches Kollektiv hinter dem Projekt steht, 
sich die Aufgaben gut aufteilt und der 
Überlastung von Einzelpersonen entge-
genwirkt, halten wir das für durchaus 
machbar. Menschen, die zum Beispiel 
in MHS-Projekten aktiv sind, sind 
darüber hinaus ja auch nicht untätig 
und schaffen es trotzdem, die Häuser 
gemeinsam zu verwalten. Außerdem 
ist die Arbeitsbelastung in der Land-
wirtschaft ja meistens saisonal unter-
schiedlich. So können zum Beispiel im 
ruhigeren Winter der GmbH-Jahresab-
schluss und Mitgliederversammlungen 
erledigt werden.

Was sind eure nächsten Schritte? 
Welche Fragen müssen noch beant-
wortet werden?

Als nächstes werden wir die Satzungs-
vorlagen für Hofverein und Hof-Gm-
bH erstellen und ein Leitbild sowie 
Kriterien für die Aufnahme von 
Projekten erarbeiten. Im Sommer soll 
dann die erste Beteiligung an einem 
Hofprojekt stattfinden. Das Projekt ist 
auch bereits in die Ausarbeitung der 
Ackersyndikatsstrukturen involviert. 
Ein paar Fragen sind aber noch offen, 
zum Beispiel wie genau ein Solidar-
transfer von Altprojekten zu Neupro-
jekten stattfinden kann.

Wenn Menschen bei euch mitwir-
ken oder euch unterstützen wollen 
– was können sie tun?

Wir freuen uns sehr über Unterstüt-
zung und können davon allerhand 
gebrauchen! Einerseits, indem sich 
Menschen aktiv in den Solidarverbund 
einbringen, zum Beispiel in der Bera-
tung von Projekten, in der Ausarbei-
tung weiterer Details der rechtlichen 
Struktur oder in der Öffentlichkeits-
arbeit. Auch finanzielle Unterstützung 
können wir sehr gebrauchen. Sowohl 
durch regelmäßige oder einmalige 
Spenden als auch durch Direktkredi-
te. Und auch Anfragen von Projekten 
und Initiativen, die Teil des Ackersyn-
dikats werden wollen, sind bei uns 
immer gern gesehen.

Link: https://ackersyndikat.org/

Mail: kontakt@ackersyndikat.org

Jost Burhop ist seit Juli 2020 im Ackersyndikat 

aktiv. In dieser Zeit hat er vor allem an der Satzung 

und der Webseite gebastelt, Kontakt mit interes-

sierten Hofprojekten gepflegt und externe Anfra-

gen beantwortet.

ACKERSYNDIKAT E.V.

Land und Höfe als Commons
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Seit ein paar Jahren nehmen auch im 
deutschsprachigen Raum klassische 
Buchverlage Comics und Graphic 
Novels (Comics im Buchformat) 
verstärkt in ihre Programme auf. Die 
meisten jener Veröffentlichungen sind 
Übersetzungen aus dem englischen 
oder französischen Raum, wo Graphic 
Novels zum Teil schon als neunte Kunst 
anerkannt sind. Im Münsteraner Unrast 
Verlag ist nun ein feministischer Comic 
der französischen Zeichnerin Emma 
mit dem Titel »Ein anderer Blick« 
erschienen.

MAURICE SCHUHMANN, BERLIN

In schnörkellosen Zeichnungen, in 
denen die meist weiblichen Figu-
ren im Vordergrund stehen und 
Hintergründe fehlen, diskutiert die 
36-jährige Informatikerin politische 
und feministische Themen. Die zwölf 
Kapitel drehen sich unter anderem 
um den so genannten »Mental Load«  
(»Du hättest nur fragen müssen«), 
die überzogenen Maßnahmen der 
Staatsgewalt gegen Menschen 
nicht-französischer Abstammung 
nach den Attentaten in Paris 2015 
(»Die fantastische Geschichte von 
Mohamed«), über den männlichen, 
wertenden bzw. auch von Frauen 
übernommen Blick auf (andere) Frau-
en (»Der männliche Blick«) und die 
Geschichte einer Entbindung (»Die 

Geschichte meiner Freundin C.«). 
Dabei fließen stets auch ein persönli-
cher Blick, Erfahrungen und Reflexi-
on mit ein – besonders deutlich wird 
dies in »Der männliche Blick«. Es sind 
wichtige Themen und Kritikpunkte, 
die sie anspricht – ohne erhobenen 
Zeigefinger.     

Emma steht damit ein Stück weit 
in der Tradition der feministischen 
Comix, die sich der Underground-Kul-
tur in den 1970er Jahren entwickelt 
haben. Spontan fällt mir der Vergleich 
mit der ebenfalls aus Frankreich stam-
menden Zeichnerin Claire Bretécher 
ein, die mit ihren Cartoons unter dem 
(deutschen) Titel »Die Frustrierten« 
(Rowohlt Verlag 1978) eine Ikone der 
feministischen Comicszene wurde.

Nachdem das Genre der (meist) 
bunten Bilder lange Zeit eine Domä-
ne von »Männern« war, gibt es seit 
ein paar Jahren eine zweite, vielleicht 
sogar schon dritte Welle der feminis-
tischen Aneignung jenes Mediums. 
Die erste Welle konnte man in der 
feministischen Emanzipation von 
den häufig vor Sexismus strotzenden 
Undergroundcomix, die häufig mit 
den Namen Robert Crumb (»Fritz 
the Cat«, »Zap«) oder Gilbert Shel-
ton (»The Fabulous Freak Brothers«) 
assoziiert werden, erkennen. In den 
1980er Jahren entstand in Amerika 
dann auch eine eigene feministische 
Subkultur, die sich unter anderem 

in den beiden vom Elefanten Press 
Verlag 1992 ins Deutsche übersetzten 
Bände »Comic Sisters. Bad Girl Art 
aus USA« zeigte. Im deutschsprachi-
gen Raum bildete sicherlich der eben-
falls bei Elefanten Press erschienen 
Sammelband »Schräge Schwestern. 
Comics aus der Tiefe des deutschspra-
chigen Raumes« (1993) einen wich-
tigen Meilenstein bei der Etablierung 
einer feministischen Comic-Subkultur 
in Deutschland.

In den letzten Jahren wurden femi-
nistische Themen in Form von Sach-
comics wie Antje Schrupps und Patus 
»Kleine Geschichte des Feminismus« 
(Unrast Verlag 2015) oder (biogra-
phischen) Graphic Novels wie zum 
Beispiel Kate Evans »Rosa« (Dietz 
Verlag 2019) verstärkt publiziert 
und von einem breiteren Publikum 
wahrgenommen. Dabei fällt immer 
noch auf, dass kaum deutschspra-
chige Comiczeichnerinnen rezipiert 
werden. Zu den wenigen Ausnahmen 
zählt hierbei Ziska (»Future Subjun-
kies«, »Spacebastards«, Rowohlt 
Verlag), die vor allem wegen ihrer 
Zusammenarbeit mit dem »Altmeis-
ter« Gerhard Seyfried (»Wo soll das 
alles enden?«, Rotbuch Verlag 1978) 
in der Comicszene wahrgenommen 
wurde.

Die versammelten Geschichten von 
Emma geben interessante Denkan-
stöße, greifen (stets) aktuelle femi-

nistische Diskurse auf und regen zum 
Reflektieren ein. Ein sehr empfehlens-
werter Comic! Es wäre wünschens-
wert, wenn der Unrast Verlag auch 
noch den Vorgängerband publizieren 
würde.   

Emma: Ein anderer Blick. Feministischer Comic 

gegen die Zumutungen des Alltags, Unrast Verlag 

Münster Oktober 2020, 224 Seiten, 19,80 Euro

(Eigentlich müsste der Comic »Ein anderer Blick 

2« heißen, da es der zweite Band einer Comicreihe 

von Emma ist.)

Website der Zeichnerin Emma (französisch): 

https://emmaclit.com

FEMINISTISCHER COMIC VON EMMA

Ein anderer Blick

1989 stand die Welt aus Ost und West 
Kopf. Mit dem vorläufigen Aus für den 
real existierenden Sozialismus zerbra-
chen ideologische Fixpunkte. Für 
(westdeutsche) Linke standen damals 
neue Großmachts-Dystopien und »Nie 
wieder Deutschland« als Angstkulisse 
und radikale Antwort nebeneinan-
der. Als Schlaglichter auf 1989 sind 
diese Erinnerungen an die sogenann-
te »Wiedervereinigung« aber lange 
nicht vollständig. Das Buch »Erinnern 
Stören« füllt diese Lücke – das war 
längst überfällig.

BERND HÜTTNER, REDAKTION BREMEN

Als vor mehr als 30 Jahren die Mauer 
zwischen BRD und DDR fällt, bedeu-
tet das auch eine gewaltige Zäsur 
für migrantisches und jüdisches 
Leben in Ost und West. Zu diesem 
Zeitpunkt leben allein in West-Ber-
lin circa 130.000 Türk*innen, in der 
DDR knapp 100.000 »ausländische 
Beschäftigte«, die meist im Rahmen 
von Arbeitsabkommen im Land sind. 
Vor 1989 waren 30.000 Menschen 
in Deutschland (Ost und West) jüdi-
schen Glaubens. Ihre weitaus größte 
Zahl lebte »im Westen«.

Angeregt durch eine neue, junge 
Generation von Aktivist*innen und 
Autor*innen wird heute zusehends 
gefragt, wer damals eigentlich verei-
nigt wurde. Wer hat damals warum 
was gefeiert? Wer wurde ausgeschlos-
sen? Ein erster Eindruck: Migrant*in-
nen, People of Color und Jüd*innen 
haben in der Geschichte der soge-
nannten »Wiedervereinigung« keinen 
Platz (S. 315).

Das vorliegende Buch enthält neben 
einem Intro und einem Nachwort der 
Herausgeber*innen 18 Beiträge von 
Autor*innen aus den Generationen 
der 30- bis 60-Jährigen. Unter den 
Texten sind damit neben den Berich-
ten und Erinnerungen von Beteiligten 
auch Einschätzungen von »Nachgebo-
renen«, die die Zeit vor 1989 nur aus 

Erzählungen, der Literatur und aus 
den Medien kennen und darum etwa 
die unterschiedlichen Erinnerungs-
perspektiven auf »die Wende« in den 
Blick nehmen.

Dabei machen alle Texte auf 
sehr ähnliche Erfahrungsstrukturen 
aufmerksam: Sie erzählen von ausge-
grenzten, wenn nicht unterdrückten 
Perspektiven auf die deutsch-deutsche 
Vereinigung. Denn sie erinnern auf 
radikale Weise zum Beispiel an die 
Kämpfe um Teilhabe in den 1980er 
Jahren, schildern einschneidende 
Erlebnisse um die »Wende«-Jahre, 
beschreiben die Erfahrungen der 
Selbstbehauptung gegen den Rassis-
mus der 1990er Jahre. In den Texten 
werden an den Rand gedrängte Stim-
men sichtbar und ein »anderes Erin-
nern« entsteht. Sie zeigen die Konti-
nuität migrantischer Organisierung 
(zumindest im Westen) ebenso wie 
die von Rassismus und antisemiti-
scher Bedrohung.

Vieles, was in »Erinnern stören« 
geschildert wird, nimmt Bezug auf 
sehr persönliche Erlebnisse, wie die 
eines 1976 geborenen Sinto über 
sein Aufwachsen in der DDR, oder 
die eines 1982 geborenen Rom aus 
dem (ehemaligen) Jugoslawien, 
der jahrelang mit seiner Familie in 
verschiedenen Lagern leben muss. 
Eine türkische Kommunistin erzählt, 
wie sie von der Partei 1985 in die 
DDR geschickt wird, dort studiert und 
nach der »Wende« dort bleibt.

So bringt der Band beeindruckende 
Geschichten zusammen: von Bürger-
rechts- und Asylkämpfen ehemaliger 
Gastarbeiter*innen, von Geflüchteten 
in BRD und DDR. Beiträge über den 
Eigensinn von Vertragsarbeiter*in-
nen, von damaligen internationalen 
Studierenden, über jüdisches Leben 
in Ost und West. Vieles ist Berlin-zen-
triert, aber auch andere Orte kommen 
vor. In Merseburg (heute Sach-
sen-Anhalt) werden im August 1979 
die kubanischen Vertragsarbeiter 

Delfin Guerra und Raúl Garcia Paret 
ermordet, die Täter*innenschaft ist 
bis heute unaufgeklärt. Seit einigen 
Jahren untersucht und skandalisiert 
die »Initiative 12. August« den Fall 
– und berichtet darüber in ihrem 
Beitrag.

Ceren Türkmen informiert über 
einen Brand 1984 in Duisburg, 
bei dem sieben Menschen getötet 
wurden: Döndü Satır (40 Jahre), 
Zeliha (18 Jahre), Rasim (15 Jahre) 
und Tarık Turhan (50 Tage), Songül 
(vier Jahre), Ümit (fünf Jahre) und 
Çidem Satır (sieben Jahre). Erst zehn 
Jahre später wird das Feuer, das 
im Treppenhaus des Wohnhauses 
begann, als Brandstiftung identifi-
ziert – obwohl es in den Jahren zuvor 
immer Hinweise dafür gegeben hatte, 
dass der Brand vorsätzlich aus rassis-
tischen Motiven gelegt worden war.

»Erinnern stören« ist ein umfang-
reiches, inhaltsvolles und wichti-
ges, nicht zuletzt längst überfälli-
ges Buch. Es ist auch ein Buch über 
antirassistische Allianzen – und 
ihre Schwierigkeiten. Wer sich in 
Zukunft über deutsche Zeitgeschich-
te, die Geschichte antirassistischer 
Kämpfe und ein linkes, zeitgenös-
sisches jüdisches Selbstverständnis 
austauschen will, sollte es gelesen 
haben.

Ergänzend und vertiefend sei noch 
auf die Zeitschrift JALTA hingewie-
sen, die, so der Untertitel »Positionen 
zur jüdischen Gegenwart« veröffent-
licht. Sie erscheint seit 2017 und 
verfolgt ähnlich wie »Erinnern stören« 
kritische, feministische und quee-
re Perspektiven auf Geschichte und 
Gegenwart. JALTA will »mehrheits-
gesellschaftliche Deutungsmuster in 
Frage« stellen und »die Diversität der 
Post-Migrationsgesellschaft« wider-
spiegeln. Sie ist auch für (radikale) 
Linke sehr lesenswert.

Lydia Lierke und Massimo Perinelli (Hg.): »Erin-

nern stören«. Der Mauerfall aus migrantischer und 

jüdischer Perspektive; Verbrecher Verlag, Berlin 

Oktober 2020, 540 Seiten, 20 Euro

JALTA, Neofelis Verlag, Berlin, 16 Euro, bisher 

sieben Ausgaben,

Link: https://bit.ly/3jY72Uz

Unter https://bit.ly/2LRuMNt können die Beiträge 

des Buches einzeln heruntergeladen werden.

Das Webprojekt »Erinnern stören« (https://bit.

ly/3tYQxMB) stellt Filmbeiträge, Interviews 

sowie den Film »Duvarlar – Mauern – Walls« (Can 

Candan, 2000) zur Verfügung.

KUNST & KULTUR

ANZEIGE

ANDERE PERSPEK TIVEN AUF DEN MAUERFALL

Erinnern? Stören! – Erinnern stören!

 ZEITUNG          FÜR SOZIALISTISCHE 
BETRIEBS- & GEWERKSCHAFTSARBEIT

Ausgabe 2/21 u.a.:
Torsten Bewernitz: »›Männersache‹ 
Organizing?« – Gleichheit und 
Differenz in Gewerkschaften 
René Kluge: »Gesundheitsschutz 
im Homeoffice. Belastungen durch 
häufige Videokonferenzen« 
Peter Kern: »Robin Hood kämpft 
vergeblich« – Erst Wirecard, nun 
Gamestop. Beim Leerverkauf 
spielen die Fondsgesellschaften mit 
den Kleinaktionären  
Thomas Seibert: »Lockdown hier 
und Elend dort« – Textilproduktion, 
Corona und das Lieferkettengesetz
»Demokratie ist eine Mitmachsa-
che!« – Andreas Bachmann im 
Gespräch mit Bobby Winkler zu 
US-Wahlen

Probelesen?!  
Kostenfreies Exemplar anfordern

Niddastr. 64 VH
60329 FRANKFURT
express-afp@online.de
www.express-afp.info
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ALTERNATIVE LANDPOLITIK

Ausgangspunkt dieser Studie ist die 
interessante – und politisch bedeutsa-
me – Beobachtung, dass es zwar seit 
Jahren eine enorme Beschäftigung 
kritischer Wissenschaft und sozialer 
Bewegungen mit Städten und Urba-
nisierung gibt, etwas vergleichbares 
aber für ländliche Räume bei weitem 
nicht stattfindet. Diesem Umstand will 
die vorliegende Publikation abhelfen 
und Debatten kritischer Sozialwis-
senschaften zum Thema im englisch-
sprachigen Raum nach Deutschland 
»importieren«.

Die drei AutorInnen benennen 
zuerst die für sie wichtigen Konzepte 
einer kritischen Landforschung: poli-
tische Ökonomie, politische Ökologie 
und auf Diskursanalyse und der Kritik 
von Repräsentation und Zuschrei-
bungen beruhende Ansätze. Danach 
fächern sie die Trends auf, die heute 
ländliche Räume dominieren: unglei-
che Entwicklung, Globalisierung und 
Ernährungsregimes, Strukturwandel 
und Industrialisierung der Landwirt-
schaft, Armut, Wandel der Geschlech-
terverhältnisse und Gentrifizierung in 
touristisch geprägten Regionen. Die 
AutorInnen benennen die vorherr-
schenden Machtverhältnisse und 
beschreiben Populismus als ein 
Phänomen absteigender ländlicher 
Regionen.

In einem dritten Schritt werden 
Selbstorganisation und (neue) soziale 
Bewegungen, Commons, Munizipa-
lismus und ein »Recht auf Dorf« als 
alternative Entwicklungsstrategien 
skizziert.

Die Broschüre ist kompakt und 
lesenswert; aber es ist, wie die Auto-
rInnen selbst schreiben, vor allem 
eine Literaturstudie, die das Ziel hat, 
internationale kritische Debatten im 
deutschsprachigen Raum bekannt zu 
machen.

Trotzdem wirkt es leicht absurd, 
wenn die durchaus vorhandene 
deutschsprachige Literatur zum 
Thema, die es etwa im intellektuellen 
Umfeld des »Agrarbündnisses«, von 
Werner Bätzing, oder etwas älter, von 
der damaligen »Arbeitsgemeinschaft 
für Ländliche Entwicklung« am Fach-
bereich Stadtplanung/Landschafts-
planung der Gesamthochschule Kassel 
gibt, nicht berücksichtigt wird. Das 
Literaturverzeichnis ist sehr umfang-
reich, enthält aber nur eine handvoll 
deutschsprachiger Titel. Viele die, wie 
die AutorInnen dieser Studie, an einer 
anderen, alternativen, sozial-ökolo-
gischen Landpolitik interessiert sind, 
werden wohl kaum englische Fachli-
teratur lesen. So dürfte diese Studie 
vor allem im akademischen Raum 
Resonanz finden. Der Befund, dass 
ländliche Räume wichtig für eman-
zipatorische Politik und eine gesell-
schaftliche Linke sind, ist aktueller 
denn je.

Eine Buchfassung ist im transcript 
Verlag, Bielefeld 2020 erschienen 
(150 Seiten, 19,50 Euro).

Bernd Hüttner

Lisa Maschke / Michael Mießner / Matthias Nau-

mann: Kritische Landforschung. Konzeptionelle 

Zugänge, empirische Problemlagen und politi-

sche Perspektiven; veröffentlicht von der Rosa 

Luxemburg Stiftung und dort frei verfügbar und 

als Print-Version kostenlos bestellbar: 

https://bit.ly/3ppJLfw

DIE UTOPIE DER FREIHEIT

Die Autorin Louise Michel war Lehre-
rin, Dichterin, Kämpferin, vor allem 
aber »eine Revolutionärin par Excel-
lence«, wie es in einer zeitgenös-
sischen Zeitschrift hieß. Sie selbst 
bezeichnet den Freiheitskampf als 
ihre »wahre Bestimmung«.

Als Ausgangspunkt für ihre Aufzeich-
nungen wählt sie den Staatsstreich, mit 
dem Napoleon III. die zweite Repu-
blik beendet, sich selbst zum Kaiser 
gemacht und mit einem »Bollwerk aus 
Terror« umgeben hatte. Sie erzählt von 
der Entstehung der (Ersten) Internati-
onale und vom deutsch-französischen 
Krieg, in dem Napoleon abdanken 
musste. Die darauffolgende »Repu-
blik des 4. September« jedoch war 
nur dem Namen nach eine, weil die 
Verwaltungsstrukturen der Monar-
chie übernommen worden waren. 
Das war der Grund für die Revolu-
tion, die in der kurzen Zeit der Pari-
ser Commune 1871 gipfelte. Nach 
wenigen Wochen schon holte die 
Regierung zum Gegenschlag aus, der 
in einem Massaker endete. Ausführ-
lich beschreibt sie die Leistungen und 
den Mut von Frauen in den Kämpfen. 
Sie selbst geht freiwillig ins Gefäng-
nis, um ihre Mutter auszulösen, und 
wird schließlich zur Verbannung nach 
Neukaledonien verurteilt. Das Buch 
entstand nach ihrer Rückkehr, etwa 
25 Jahre später.

Louise Michel nimmt uns mit in 
die Diskussionen in den Clubs, in die 
Proteste auf der Straße, in die bewaff-
neten Kämpfe mit unzähligen Toten, 
in die Lazarette und die Gerichtsver-
handlungen. Das bringt der Leserin 
das Denken der damaligen Revolu-
tionär*innen näher, das manchmal 
mitreißt, manchmal aus heutiger Sicht 
auch verstört. So etwa die Selbstver-
ständlichkeit, mit der Töten als eben-
so alternativlos angesehen wird, wie 
die Notwendigkeit, das eigene Leben 
seinen Idealen zu opfern.

Die Autorin verwendet eine Viel-
zahl an Textsorten und Stilmitteln. 
Sie zitiert ausführlich aus Zeitungen, 
Manifesten, militärischen Depeschen, 
Verordnungen und den Aufzeichnun-
gen anderer Zeitgenoss*innen. Über 
lange Strecken listet sie detailliert 
Namen, Orte und Kampfhandlungen 
auf, deren Verständnis das dankens-
werterweise vom Verlag zusammen-
gestellte Glossar erleichtert. Ihre 
schriftstellerischen Qualitäten werden 
sichtbar in der liebevollen Begeiste-
rung, mit der sie ihre Mitstreiter*in-
nen in der Commune beschreibt – als 
tapfer und ehrenvoll, wie sie betont, 
oft zu ehrenvoll, denn zu rücksichts-
voll gegenüber ihren Feinden –, im 
Zynismus und der Verachtung, wenn 
sie über Feiglinge oder über die offi-
zielle Regierung spottet, und in den 
unvermutet zwischen Kampfszenen 
auftauchenden stimmungsvollen 
Naturbeschreibungen und Gedichten.

Wegen der langen Aufzählungen 
und der Detailverliebtheit ist das 
Buch manchmal langatmig und nicht 
einfach zu lesen. Es ist aber auf jeden 
Fall ein wichtiges Zeitdokument aus 
der Anfangszeit jener Kämpfe, denen 
wir die Freiheiten und Möglichkeiten 
verdanken, die für uns heute so selbst-
verständlich sind.

Brigitte Kratzwald

Louise Michel: Die Pariser Commune; Mandel-

baum Verlag, Wien 2020, 416 Seiten, 28 Euro

CORONA ALS GESELL-
SCHAFTLICHE KRISE

An Veröffentlichungen zur Coro-
na-Pandemie gibt es wahrlich keinen 
Mangel. Sozialwissenschaftliche 
Analysen zum Thema waren dagegen 
bislang eher selten. Der vorgelegte 
Sammelband wurde bereits im Juli 
2020 veröffentlicht und umfasst 39 
Einzelbeiträge namhafter Sozial- und 
Kulturwissenschaftler*innen, die die 
Zeit des ersten Lockdowns für eine 
Bearbeitung des Themas genutzt 
haben.

Klarer als in der Phase des ersten 
Lockdowns in Deutschland ist heute, 
dass die Corona-Pandemie die Gesell-
schaft abrupt verändert hat und ihre 
Folgen lange nachwirken werden. 
Nach wie vor beherrscht die Expertise 
der Virologie die Politikberatung und 
damit die öffentliche Debatte. Ange-
sichts der Tragweite der Veränderun-
gen ist jedoch klar, dass sozial- und 
kulturwissenschaftliche Sichtweisen 
auf die Pandemie unverzichtbar sind, 
denn: Die Corona-Krise ist eine gesell-
schaftliche Krise.

Die beiden einleitenden Beiträge 
von Petra Gehring und Angelika Epple 
vermitteln unter dem Motto »Wir 
leben seit Corona in der Schule des 
Vergleichens« eine zentrale Quintes-
senz. Danach gliedert sich der Band in 
zwölf Oberthemen. Dies sind: Histori-
sche Einordnungen, Körper, Räume, 
Zeitlichkeiten, Solidaritäten, Gesell-
schaftsordnung, Staat und Demokra-
tie; Protest, Widerstand und Gewalt; 
internationale Politik, Ökonomien, 
Krisenbewältigung und konkrete 
Utopien.

Die kurzen Beiträge vermessen 
einzelne Aspekte der »Corona-Gesell-
schaft«. So wurde das Zuhause für 
viele krisenbedingt zum Home Office. 
Die damit verbundene Erfordernis der 
»Neuordnung des Privaten« habe ihre 
Tücken, wie Sarah Speck schreibt: 
Erwerbsarbeit und Care-Arbeit erwie-
sen sich als unvereinbar, die Aufwände 
im ständig bewohnten Haushalt stie-
gen an. Die Last würden zumeist die 
Frauen tragen, und die Corona-Krise 
werde die Formen der Arbeitskraftnut-
zung dauerhaft verändern.

Die pauschale Stigmatisierung der 
Schutzbedürftigkeit der besonders 
verletzlichen Gruppe der »Alten« 
kappt die gerade erst im Wachstum 
befindliche Sozialraumöffnung der 
Heime. Eine Transformation der 
Wohnformen im Alter und die Berück-
sichtigung des Willens der Betroffenen 
hätten einen anderen Umgang ermög-
licht als die klinischen Praktiken des 
sozialen Todes und die Verdichtung 
der Kasernierung, schreibt Frank 
Schulz-Nieswand.

Am Ende spricht einiges für die 
These von Klaus Dörre, dass sich mit 
der Corona-Pandemie die Spielräu-
me für eine Transformation in eine 
Postwachstumsgesellschaft verengen. 
Dies gilt vor allem für die soziale und 
ökologische Dimension.

Der anregende Band bietet der 
Öffentlichkeit Orientierung und 
schaffte es immerhin auf die Sach-
buchbestenliste September 2020 von 
Deutschlandfunk Kultur, ZDF und der 
ZEIT.

Herbert Klemisch

Michael Volkmer / Karin Werner (Hg.) Die Coro-

na-Gesellschaft – Analysen zur Lage und Perspek-

tiven für die Zukunft, transcript Verlag, Bielefeld 

2020, 430 Seiten, 24,50 Euro

ENTEIGNEN FÜRS 
GEMEINWOHL

Als Enteignung wird meist die kapi-
talistische Praxis verstanden, mittels 
gewaltsamer Methoden oder trickrei-
cher Handelsverträge kommunalen 
Besitz in Privateigentum umzuwan-
deln. Aber auch die antikapitalistischen 
Kämpfe, die auf Vergesellschaftung 
von Privateigentum setzen, könnten 
als Enteignung verstanden werden. 
Dies schreibt die »Widerspruch«-Re-
daktion in der Einleitung zu ihrem 
neuen Heft und skizziert damit ein 
breit angelegtes Themenfeld.

In insgesamt 20 Beiträgen disku-
tieren unterschiedliche AutorInnen 
sowohl methodisch als auch theore-
tisch verschiedene Ansätze zur Eigen-
tums- und Enteignungsfrage. Dabei 
wird inhaltlich unter anderem auf 
Karl Marx, Rosa Luxemburg und die 
Commons-Forscherin Elinor Ostrom 
Bezug genommen, mit David Harvey 
die »Akkumulation durch Enteig-
nung« diskutiert und feministische 
Debatten gegen die Aneignung des 
weiblichen Körpers und der unbezahl-
ten Sorgearbeit beleuchtet.

Bei den vorliegenden »Beiträgen zu 
sozialistischer Politik«, wie es im Unter-
titel heißt, sei bewusst eine möglichst 
offene Perspektive gewählt worden, um 
Enteignung als »vielschichtiges Phäno-
men« zu diskutieren. Dass Enteignungs-
kämpfe immer noch primär von oben 
geführt werden, widerspiegle sich zwar 
im Verhältnis der vorliegenden Beiträ-
ge, so die Redaktion, denn erfolgreiche 
»Kämpfe und Zukunftsvorstellungen 
von Selbstermächtigung und anderen 
Eigentumsverhältnissen« seien doch 
noch eher dünn gesät.

Dennoch macht die Wider-
spruch-Redaktion mit »Enteignen 
fürs Gemeinwohl« als gewählten Titel 
deutlich, wo ihre Sympathien liegen: 
So werden im ersten Beitrag die Erfol-
ge des Roten Wien mit einem »Wohn-
bau als Sozialisierung von hinten« in 
Bezug gesetzt zur aktuellen Berliner 
MieterInnenbewegung, die mittels 
Volksbegehren die Wohnungen der 
großen Immobilienkonzerne verge-
sellschaften will. Rückblickend auf 
das 17. Jahrhundert in England disku-
tieren Urs Marti-Brander und Philippe 
Kellermann die Konzepte des »libera-
len Kommunitariers« John Locke, der 
»Commons als eigentliche Grundlage 
der menschlichen Existenz, der indivi-
duellen Freiheit und einer demokrati-
schen Gesellschaft« verstanden habe.

Deutlich aktueller sind zwei Arti-
kel, die sich um Genossenschaften 
drehen. Zum einen wirft Gisela Notz 
einen Blick auf die zunehmende Zahl 
an Neugründungen in Deutschland 
und hofft, dass die genossenschaft-
liche Selbsthilfe in den kommunalen 
Reformdebatten zukünftig einen Rolle 
spielen werde. Zum anderen berich-
tet Nora Komposch von migrantischen 
Care-ArbeiterInnen in New York, 
die sich als Mitglieder in »Workers 
Cooperatives« viel sicherer fühlen, 
da sie neben besseren Löhnen auch 
individuelle und kollektive Selbster-
mächtigung erfahren.

Acht teilweise sehr ausführliche 
Rezensionen runden das gehaltvolle 
und abwechslungsreiche Heft ab.

Peter Streiff

Julia Klebs (verantw.), Redaktion Widerspruch: 

Enteignen fürs Gemeinwohl – Widerspruch 75, 

Beiträge für eine sozialistische Politik; 224 Seiten, 

Rotpunktverlag, Zürich, Oktober 2020, 18 Euro

AUS KLASSENKAMPF WIRD 
PÄDAGOGIK

Michael Schneider schrieb im Okto-
ber 1971 in der wichtigen, von Hans 
Magnus Enzensberger in hoher 
Auflage herausgegebenen Zeitschrift 
»Kursbuch« den Aufsatz »Über den 
linken Dogmatismus, eine ›Alters-
krankheit des Kommunismus‹«. In ihm 
attestiert er den vielen so genannten 
»Schulungsgruppen« rund um die 
maoistisch-kommunistischen Parteien 
und Bünde, dass diese vor allem ein 
einziges »psychisches Elend« seien. Der 
Autor Sven Gringmuth untersucht nun 
in seiner (literaturwissenschaftlichen) 
Dissertation den Umbruch der Jahre 
1969 bis 1971 und seine Folgen. In 
diesen Jahren transformierte sich die 
mehrheitlich antiautoritäre Revolte 
der langen 1960er Jahre in das Korsett 
einer um die Trias »Schulung – Unter-
suchung – Organisationsaufbau« krei-
senden Politik.

Gringmuth skizziert eingangs die 
Vorgeschichte der »Studentenbewe-
gung« und ihrer Theorierezeption, 
hier vor allem die »Kritische Theorie«, 
aber auch Lukacs und Mao. Außerdem 
zeichnet er die gesamtgesellschaft-
lichen Trends und Umbrüche dieser 
Jahre nach. Als Untersuchungsgegen-
stand nimmt er sich dann aber (nur) 
die von 1969 bis 1975 erscheinende 
Zeitung »Rote Pressekorrespondenz« 
(RPK) vor, die er mit biografischen 
Interviews mit ZeitzeugInnen erweitert. 
Die RPK ist neben der linksradikalen 
»agit 883« und dem »Berliner Extra-
Dienst« für ihn die wichtigste Zeitschrift 
der außerparlamentarischen Gruppen 
dieser Periode. In einigen Aspekten 
vergleicht Gringmuth sie auch. Die RPK 
wird mit Nr. 118 (vom 4. Juni 1971) 
das Organ des Studentenverbandes der 
an China orientierten Kommunistischen 
Partei Deutschland/Aufbau-Organisa-
tion (KPD/AO, »Semler-KPD«) und 
später der Partei selbst.

Als Ergebnis liegt ein ausführliches 
Panorama jener Jahre vor, das vor 
allem um die Ereignisse in Berlin kreist. 
Trotz des Anspruchs, in den Betrieben 
zu wirken, war der vorrangige Aktions-
raum dieser Zeit (zumindest bis Mitte 
der 1970er Jahre) die Universität. Es 
werden aber auch angelagerte Aspekte 
wie Szenekommunikation in Kneipen, 
Buchläden und Kleinanzeigen mit in 
den Blick genommen. Das Buch endet 
mit der »Etablierung« der Alternativ-
bewegung, die aus neuen politischen 
Generationen entsteht, und ebenso 
aus der Abkehr von der »proletari-
schen Phase« ab spätestens 1975. Viele 
Kommunist*innen werden, wenn die 
Berufsverbote dies nicht verhindern, 
schlicht Lehrer*innen oder Sozialar-
beiter*innen. Aus dem Klassenkampf 
wird Pädagogik.

Die Geschlechterverhältnisse werden 
in dem umfangreichen Werk kaum 
thematisiert. Die marxistisch-leninisti-
schen so genannten »K-Gruppen« sind 
zahlenmäßig die größte »linksradika-
le« Strömung im Westdeutschland der 
1970er. Dafür sind sie bisher vergleichs-
weise wenig erforscht, Gringmuths 
Buch ist ein kleiner, wenn auch stel-
lenweise zäher Beitrag zur Behebung 
dieses Missstandes.

Bernd Hüttner

Sven Gringmuth: Was war die Proletarische Wen-

de? Ein Beitrag zur Mentalitätsgeschichte der 

bundesrepublikanischen Linken, Verlag Westfä-

lisches Dampfboot, Münster 2020, 442 Seiten, 

44 Euro
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RECHT AUF WOHNRAUM

Housing Action Day 2021

27. März (Bundesweit)

Genauere Informationen in Kürze 
auf: https://bit.ly/2Nzru1L

OSTERFERIEN

Waldwoche für Kinder

29. März bis 1. April 
(Hambacher Wald)

Es soll sie wieder geben, die be-
liebte Waldwoche für Kinder ab 
sechs Jahren, zu Ostern vier Tage, 
jeweils vier Stunden rund um den 
Grenzübergang Köpfchen. An-
meldungen sind ab sofort mög-
lich, leider unter Vorbehalt und 
ohne Gewähr, da das Angebot 
von den aktuellen Verordnungen 
abhängig ist.

Info: https://bit.ly/3djHfoI

VERANSTALTUNGSREIHE

Staatstheorien und 
Staatskritik

16. April, 15.30 Uhr (München)

Mit der Reihe »Staatstheorien und 
Staatskritik« wird Interessierten 
die Möglichkeit gegeben, sich mit 
verschiedenen Dimensionen kriti-
scher Staatstheorie zu beschäfti-
gen. Nicht nur, aber auch das ak-
tuelle staatliche Handeln in Zeiten 
von Covid-19 macht es nützlich, 
die Grundlagen von Staat und 
Politik zu erörtern. Dabei werden 
eine Auswahl von staatstheoreti-
schen Positionen zur Diskussion 
gestellt, die dabei helfen sollen, 
den Staat in der bürgerlichen Ge-
sellschaft zu verstehen. Und nicht 
zuletzt geht es darum, was das al-

les für linke Politik bedeutet und 
inwieweit kritische Staatstheorien 
dabei überhaupt von Belang sind.

Ort: Westendstraße 19, 
80339 München
Info: https://bit.ly/3rWN6US

VORTRAG

100 Jahre Summerhill

21. April, 18.30 Uhr (Berlin)
 
Im Jahr 1921 gründete der briti-
sche Pädagoge A.S. Neill in Groß-
britannien die Internatsschule 
Summerhill. Diese wurde zum 
Inbegriff der antiautoritären Erzie-
hung – einer Erziehung basierend 
auf den Prinzipien von Selbstre-
gulierung, freiwilliger Unterrichts-
teilnahme sowie Erziehung auf 
Augenhöhe. Die antiautoritäre 
Erziehung wurde zum Vorbild vie-
ler freier, demokratischer Schulen 
und Kindergärten, aber auch in-
nerhalb von Familien. Anlässlich 
des 100-jährigen Bestehens der 
Schule geht es um eine Bestands-
aufnahme und Reflektion.

Ort: Baumschulenstraße 79-81, 
12437 Berlin
Info: https://bit.ly/3tXFbZc

POLITISCHES KABARETT

Frauenpower bei Pandemie

7. Mai, 19 Uhr (Ulm)
 
Christa Mayerhofer beschäftigt 
sich in ihrem aktuellen Programm 
mit dem Leben im Sternzeichen 
von Corona. Gerade in Zeiten der 
Pandemie kann frau zeigen, was 
wirklich in ihr steckt, denn jetzt 
ist tagtäglich Höchstleistung auf 
allen Ebenen gefragt. Locker und 
easy verbindet sie home-office mit 
home-schooling, lotst die Kinder 
beim Einkaufen spielerisch am 

verbotenen Spielplatz vorbei, 
ist ihrem gefrusteten Partner 
verständnisvolle Freundin oder 
auch Blitzableiter. Zeit für sich, 
für Burnout oder Nervenzusam-
menbruch ist jetzt auf keinen Fall 
angesagt und Generalstreik ist im 
Moment auch nicht opportun. 
Ort: Weinhof 22-23, 89073 Ulm
Info: https://bit.ly/3anucR0

RECHT AUF STADT

Forum 2021

7. bis 9. Mai (Bonn)

Das Recht auf Stadt ist immer 
noch nicht erkämpft. Also mindes-
tens ein Grund, wieder zu einem 
Recht auf Stadt-Forum einzula-
den. Ob Solidarische Stadt, Stadt 
von Unten, Stadt für alle, Reclaim 
the City and the Streets – unter 
vielen Labels werden die Diskus-
sionen geführt. Ob Aufenthalt, 
Wohnen, Mobilität, Klima, Kunst, 
Freiräume oder Gesundheit – un-
ter vielen Aspekten wird das Recht 
auf Stadt verhandelt. Ein Aufruf für 
Vorträge, Rundgänge, Workshops 
und  Ausstellungen folgt.

Ort: Wilhelmstr. 34, 53111 Bonn
Info: https://bit.ly/3b4cUra

ÖKONOMIE CAMP

»Cömp«

12. bis 16. Mai

Wir sind eine noch unbekannte 
Gemeinschaftsökonomie und 
organisieren ein Camp in ??? – 
(Ja, das steht noch nicht ganz 
fest. Soll aber halbwegs zentral 
in Deutschland liegen. Falls ihr 
da was wisst, gerne Bescheid 
geben). Ziel der Veranstaltung 
ist eine Vernetzung verschiede-
ner Gemeinschaftsökonomien, 
um langfristig eine breitere Soli-

darstruktur zu schaffen und uns 
damit weiter von kapitalistischen 
Zwängen zu emanzipieren. 
»Cömp« soll aber auch ein Ort 
sein, um sich über Erfahrungen 
und Erkenntnisse auszutauschen, 
gemeinsam kapitalistische Sozia-
lisierungen zu reflektieren, neuen 
Input und Perspektiven auf den 
Umgang mit Geld zu bekommen, 
wie auch den einen oder anderen 
Life-Hack, den Ökonomien für 
sich gefunden haben, zu teilen.

Info: https://bit.ly/37jYJ05

KRONSTADT KONGRESS

Anarchistische Bewegungen 
und Perspektiven heute

3. bis 6. Juni (Berlin)

Wir, die beteiligten Organisati-
onen, wollen die Auseinander-
setzung mit all jenen, die die 
herkömmlichen autoritären Ant-
worten auf die Krisen nicht mehr 
hören können. Die Befreiung von 
jeglicher Herrschaft wird niemals 
von der Sozialdemokratie, dem 
Parlamentarismus oder gar von 
post-leninistischen Sekten aus-
gehen! Stattdessen möchten wir 
verschiedene Perspektiven der 
Selbstverwaltung, Konzepte der 
gegenseitigen Hilfe und Koope-
ration und widerständige Formen 
herrschaftsfreier Kämpfe diskutie-
ren und Neues entstehen lassen. 
Wir möchten keine fertigen Ant-
worten liefern, sondern wollen sie 
gemeinsam mit allen Neugierigen 
finden. Dabei werden wir von dem 
Mut geleitet, sehen zu wollen, wo 
wir in unserer Unterschiedlichkeit 
stehen, und viel mehr noch, wo-
hin wir von da aus gehen möch-
ten. Es geht um unsere Zukunft! 
Wir brauchen euch, eure Beteili-
gung und eure Kritik, euren Mut 
und eure Sehnsucht!

Info: https://bit.ly/3apfwki
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 peter.streiff@netz-bund.de 

REDAKTION VERDEN : 

Uwe Ciesla 

 kontakt@finkenburg.info 

REDAKTION GRAZ: 

Brigitte Kratzwald

 0043-699 11 28 65 57

 brigitte.kratzwald@commons.at 

REDAKTION KLAGENFURT:

Hans Wieser (Termine)

 hans.wieser@contraste.org 

ANZEIGEN

Kai Böhne

 anzeigen@contraste.org

ABOVERWALTUNG

Eva Schmitt

 abos@contraste.org

BILDREDAKTION

Regine Beyß und Eva Sempere

LAYOUT

Eva Sempere

 layout@contraste.org 

TERMINE

Hans Wieser

 termine@contraste.org

IT-BETREUUNG

Vadim und Steffen, netz.koop eG 

https://netz.coop

 webmaster@contraste.org

DRUCK

Freiburger Druck GmbH und Co KG

Facebook: www.facebook.com/

contrastemonatszeitung 

Twitter: @contraste_org

Mailingliste: https://lists.contraste.

org/sympa/info/contraste-liste

Monatszeitung für Selbstorganisation

TERMINE

TERMINE UND KLEINANZEIGEN

ANZEIGEN

anti atom aktuell
Tollendorf 9  |  29473 Göhrde  |  www.anti-atom-aktuell.de

aa a
Berichte

Meinungen
Analysen 

aus der 
antiAtom-Bewegung 
rund um den Erdball 

werde Fördermitglied!
< je nach Geldbeutel >

IMPRESSUM

Teste die beste

Drei Wochen gratis. 
Probeabo muss nicht abbestellt werden, endet automatisch. 

jungewelt.de/probeabo oder 0 30/53 63 55 84

linke, überregionale Tageszeitung.

Leben in Kommune

Ich (55) sehe meine Zukunft im Kommu-

neleben. Suche Kontakt zu anderen frau-

enliebenden Frauen, die auch Interesse 

am Leben in einer Kommune haben, 

zwecks Austausch oder vielleicht sogar 

gemeinsamer Suche in bestehenden 

Projekten. Oder auch Gründung? Auch 

Erfahrungsberichte sind willkommen. 

Kontakt: lebensfreude51@posteo.de

BFD-Stelle im Waldgarten

Wir suchen wen für unsere BFD-Stelle 

im Waldgarten (Beginn im Frühsom-

mer). Auf unserer Website findet ihr 

einen Artikel mit ausführlicheren Infos 

zur Stelle: allmende.bplaced.net

Gerne auch weiterleiten an andere 

Interessierte!

Kontakt: allmende.bplaced.net

KLEINANZEIGEN


